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Jahresbericht 2010
Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord
Wir machen Schifffahrt möglich.
3Bundeswasserstraßen 
im Bereich der WSD Nord
Im Gebiet der Elbe
Elbe                                                                                                                                                                                                                                   88,8 km
Pinnau                                                                                                                                                                                                                            19,2 km
Krückau                                                                                                                                                                                                                        11,3 km
Stör                                                                                                                                                                                                                                    50,2 km
Este                                                                                                                                                                                                                                    12,5 km
Lühe                                                                                                                                                                                                                                  12,7 km
Schwinge                                                                                                                                                                                                                         4,6 km 
Bützflether Süderelbe                                                                                                                                                                                          2,4 km 
Ruthenstrom                                                                                                                                                                                                                2,3 km 
Wischhafener Süderelbe                                                                                                                                                                                   3,1 km
Freiburger Hafenpriel                                                                                                                                                                                          2,0 km
Oste                                                                                                                                                                                                                                     5,3  km
Im Gebiet der Nordsee
Nordsee                                                                                                                                                       im Bereich der 12-Seemeilen-Zone
Eider                                                                                                                                                                                                                              111,2 km 
Sorge                                                                                                                                                                                                                                   5,9 km
Im Gebiet des Nord-Ostsee-Kanals
Nord-Ostsee-Kanal                                                                                                                                                                                               98,3 km
Gieselaukanal                                                                                                                                                                                                              2,8 km
Stichkanal Achterwehrer Schifffahrtskanal                                                                                                                                       2,9 km
Im Gebiet der Ostsee
Ostsee                                                                                                                                                            im Bereich der 12-Seemeilen-Zone
Trave (inkl. 5,57 km Kanaltrave)                                                                                                                                                               26,9 km
Warnow (mit Nebenarmen)                                                                                                                                                                            3,3 km
Ryck                                                                                                                                                                                                                                     5,6 km
Peene                                                                                                                                                                                                                            102,1 km
Uecker                                                                                                                                                                                                                               2,7 km
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seit jeher haben sich Menschen am Wasser angesiedelt. 
Wichtige Handelszentren entstanden nahe wichtiger 
Wasserstraßen. Vor allem die Küstenregionen sind at-
traktive Lebensräume. Und wer Erholung sucht, findet 
diese am Wasser. 
Wasserstraßen sind Lebensadern und sie sind Trans-
port- und Verkehrswege. Leistungsfähige Wasserstra-
ßen und Häfen sind als Teil des Verkehrswegenetzes für 
uns alle unverzichtbar. 
Gemeinsam mit der Wasser- und Schifffahrtsdirektion 
Nordwest sorgen wir für die Sicherheit und Leichtig-
keit der Wasserstraßen zwischen Nord- und Ostsee. 
Präventiv, damit weder Menschen noch Umwelt zu 
Schaden kommen. Doch auch im Ernstfall stehen wir 
mit unseren Schiffen und unserem Fachpersonal rund 
um die Uhr zur Verfügung. 
Mit Blick auf das Jahr 2010 begann für uns eine neue 
Ära. In punkto Sicherheit sind wir durch unsere bun-
deseigenen Mehrzweckschiffe und die neu gechar-
terten Notschlepper weltweit einzigartig aufgestellt. 
In der Ostsee heißt der neue Kraftprotz „Baltic“, in der  
Nordsee „Nordic“. Im Jahr 2006 hatte sich der Deut-
sche Bundestag fraktionsübergreifend für noch mehr 
Sicherheit in Nord- und Ostsee ausgesprochen. Seit die-
sem Jahr können wir diese umfassend gewährleisten.
Weltweit werden die Schiffe größer. Das erfordert ent-
sprechende Wasserwege. Als Wasser- und Schifffahrts-
verwaltung des Bundes bieten wir die erforderlichen 
Voraussetzungen für einen reibungslos funktionie-
renden Verkehr. 
Auch den modernen Schiffen unserer Zeit ermöglichen 
wir unkompliziertes schnelles Passieren. 
Es sind komplexe Ausbauprojekte, die wir vorbereiten, 
planen und durchführen, an der Unter- und Außen-
elbe, am Nord-Ostsee-Kanal und an den Schleusen 
Brunsbüttel. 
Gemeinsam mit Experten des Naturschutzes, mit 
Nautikern, Ingenieuren, Juristen, Obstbauern, Deich-
verbänden, Reedern und Anwohnern führen wir 
frühzeitig und regelmäßig Gespräche, um gemeinsam 
bestmögliche Lösungen zu finden.
Als Grundlage für unsere Planungen werden in digi-
taler Form belastbare Daten erhoben und gesammelt, 
zur Sicherheit des Schiffsverkehrs genauso wie zum 
Meeresumweltschutz. In einem fundierten umfas-
senden Geodatensystem werden diese bereitgestellt. 
Unser Know-how bringen wir sowohl regional wie 
auch überregional ein, bei der Modernisierung unserer 
Verkehrszentralen, bei der Erneuerung des küstenwei-
ten UKW-Seefunknetzes oder bei der 17. Konferenz des 
Weltverbandes der Seezeichenverwaltungen (IALA) in 
Südafrika. 
Auch Naturschutzbelange werden bei uns sehr ernst 
genommen. Die Anforderungen der Fauna-Flora-
Habitat-Richtlinie und der europäische Artenschutz 
nach Natura 2000 haben in jüngster Vergangenheit 
an Bedeutung gewonnen. Mit der Folge, dass verstärkt 
ökologische Belange in den Fokus gerückt sind. 
Vorwort
An der Elbe bedeutet das unter anderem für Kohärenz-
maßnahmen zu sorgen. Am Nord-Ostsee-Kanal bieten 
wir einer europaweit bedeutenden Fledermauspopu-
lation eine neue Heimat und siedeln Kreuzottern in 
Freilandterrarien um.
Die westliche Ostsee gehört im Winter traditionell 
zu den Gebieten mit den größten Eisflächen. Um die 
Schifffahrt auch bei extremen Eislagen sicher zu stel-
len, sorgen unsere Schiffe mit Eisklasse mit Erfolg für 
das Freihalten der Hafenzufahrten. 
Auch in diesem Jahr blicke ich stolz auf den umfang-
reichen Jahresbericht 2010, der die Vielfalt unserer 
Aufgaben aufzeigt. 
Ich bedanke mich bei allen Autorinnen und Autoren, 
die den Jahresbericht 2010 zu einer lebendigen und 
lesenswerten Lektüre gemacht haben, und wünsche 
Ihnen viel Freude beim Lesen.
Ihr
Dr.-Ing. Hans-Heinrich Witte
Präsident der Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord  
Vorwort
Im Bereich der WSD Nord
Der Schifffahrt zu Diensten
Die Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord
(WSD) in Kiel versteht sich als kundennaher Dienstlei-
ster aller Nutzer der Bundeswasserstraßen in ihrem 
Zuständigkeitsbereich. Das Gebiet der WSD Nord reicht 
von der deutsch-polnischen Grenze über die deutsch-
dänische, von der Ostsee über den Nord-Ostsee-Kanal 
in die Nordsee bis in die Elbe nach Hamburg.
Wachsende Anforderungen der Schifffahrt und der 
maritimen Wirtschaft an die Wasserstraßen erfor-
dern seitens der WSD Nord umfassende regionale 
Kenntnisse, Kundennähe und den intensiven Kontakt 
im Maritimen Netzwerk mit Landesverwaltungen, 
Schifffahrt, Häfen, Werften, Verbänden und mit der 
Sportschifffahrt.
Die Bundeswasserstraßen der Wasser- und Schifffahrts-
direktion Nord verbinden die internationalen bedeut-
samen Häfen wie Hamburg, Lübeck und Warnemünde 
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sowie auch die kleineren regionalen Häfen mit den 
weltweiten Fahrtgebieten der Handelsschifffahrt. 
Gemeinsam mit unseren Ämtern passen wir die Was-
serwege bedarfsgerecht an und sorgen für die wirt-
schaftliche Unterhaltung. 
Da künftig mit weiteren Steigerungen des Schiffsver-
kehrs und einer neuen Flottenstruktur zu rechnen ist, 
gehen wir auf die steigenden Anforderungen an die 
Wasserstraßen ein. Jeder Ausbau einer Bundeswasserstraße dient dazu
öffentliche und private Interessen zu berücksichtigen, 
abzuwägen und in den Genehmigungsprozess mit 
einfließen zu lassen. 
Die WSD Nord ist in ihrem Bereich für die Durchfüh-
rung von Planfeststellungsverfahren zuständig. 
Bau- und Schifffahrtsverwaltung 
Als Teil der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung (WSV) 
und damit auch Teil des Bundesministeriums für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) sorgt die 
WSD Nord für einen sicheren und geordneten Schiffs-
verkehr. 
Darüber hinaus stellt sie den Schiffen sicher befahrbare 
und bedarfsgerechte Wasserstraßen zur Verfügung.
Durch eine internationale Zusammenarbeit wird die 
Maritime Verkehrstechnik an der deutschen Küste 
kontinuierlich den Bedürfnissen der internationalen 
Schifffahrt angepasst. 
Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes 
sorgt dafür, dass das System „Schiff/ Wasserstraße/Ha-
fen“ im internationalen Maßstab leistungsfähig ist und 
hohen Sicherheitsstandards genügt. 


































































* = übergreifend mit WSD-Nordwest in Aurich Stand: April 2011
Abb. 2: Organisatorischer Aufbau der WSD Nord
Abb. 1: Dienstgebäude der WSD Nord
Abb. 2: Der Bereich der WSD Nord
Abb. 3: Festlandsockel
Die Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord ist das 
Bindeglied zwischen den regionalen Anforderungen 
ihrer Kunden und den strategischen Zielsetzungen der 
Verkehrspolitik des Bundesministeriums. 
Zu den Aufgaben gehören auch die Erstellung von 
Fachkonzepten und die Fachaufsicht für die nachge-
ordneten Wasser- und Schifffahrtsämter. 
Sichere Navigation und Orientierung ist für die Schiff-
fahrt das A und O. Leistungsfähige Landradar- und 
Funksysteme, das automatische international einge-
führte satellitengestützte Schiffsidentifikationssystem 
(AIS) weisen der Schifffahrt einen sicheren Weg.  Mo-
dernste Lichttechnik auf Leuchttürmen und Fahrwas-
sertonnen ermöglicht  Schiffen das optimale Anlaufen 
der deutschen Häfen. 
Die Verkehrszentralen in Brunsbüttel, Cuxhaven, Tra-
vemünde und Warnemünde erfassen, beobachten und 
regeln den Verkehrsablauf. Darüber hinaus informie-
ren sie die Schifffahrt rund um die Uhr und unterstüt-
zen die Navigation. 
Aufbauend auf ihren gesetzlichen Auftrag hat die Was-
ser- und Schifffahrtsverwaltung das „Verkehrssiche-
rungskonzept Küste“ entwickelt, zu dem als wesent-
licher Teil auch die Verkehrszentralen gehören. 
Die nautischen Experten der Verkehrszentralen sind 
der erste Ansprechpartner für die internationale Schiff-
fahrt.
So ist gewährleistet, dass sich die Schifffahrt und die 
maritim angebundene Wirtschaft im internationalen 
Wettbewerb behaupten können. 
Das BMVBS nimmt strategisch-politische Aufgaben 
wahr und steuert bundesweit sieben Wasser- und 
Schifffahrtsdirektionen.
Weitere Direktionen befinden sich in Aurich (WSD 
Nord West), Hannover (WSD Mitte), in Münster (WSD 
West), in Mainz  (WSD Südwest), in Würzburg (WSD 
Süd) und Magdeburg (WSD Ost). 
Als Bau- und Schifffahrtsverwaltung führen wir die 
Fachaufsicht über sieben nachgeordnete Wasser- und 
Schifffahrtsämter in Hamburg, Cuxhaven, Tönning, 
Brunsbüttel, Kiel-Holtenau, Lübeck und Stralsund. 
Die WSD Nord beschäftigt rund 2570 Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen. 
Im Gebäude der WSD Nord in Kiel arbeiten ca.180 
Beschäftigte. 





In diesen Gebieten arbeiten die Beschäftigten der Was-
ser- und Schifffahrtsämter mit den Menschen in den 
Regionen zusammen. Ausbaumaßnahmen, bauliche 
Veränderungen an den Wasserstraßen sowie die Un-
terhaltung und der Betrieb von Wasserstraßen werden 
auf die jeweiligen Anforderungen vor Ort abgestimmt. 
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 Abb. 9:  Wasser-und Schifffahrtsdirektion Nord
 Abb. 5:  Schiffsverkehr im Bereich der WSD Nord (Jahr 2010) Abb. 6:  Ladungsaufkommen im Bereich der WSD Nord
(Jahr 2010)
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Aids to Navigation – A Global Approach  
17. Konferenz des Weltverbandes der Seezei-
chenverwaltungen 
von Christian Forst, Wasser- und Schifffahrtsdirektionen
Nord und Nordwest
Über 400 Teilnehmer aus 59 Staaten: Die 17. Kon-
ferenz des Weltverbandes der Seezeichenverwaltungen 
(International Association of Marine Aids to Navigation 
and Lighthouse Authorities – IALA) vom 22.-27. März 
2010 in Kapstadt, Südafrika, wurde ihrem Motto „Aids 
to Navigation – A Global Approach“ voll und ganz 
gerecht.
Erstmals in ihrer mehr als 50-jährigen Geschichte 
richtete die IALA eine Konferenz sowie die Vollver-
sammlung der IALA-Mitglieder in Afrika aus. Die 
Gastgeber, “Transnet National Ports Authority, 
Lighthouse Services, South Africa” sind seit vielen 
Jahren aktive Mitglieder der IALA.
Die deutsche Seezeichenverwaltung, vertreten durch 
die Wasser- und Schifffahrtsdirektionen Nord und 
Nordwest,  ist Gründungsmitglied der IALA. Derzeit 
sind über 80 Verwaltungen weltweit als Mitglieder 
registriert.
Ziel der IALA ist die Harmonisierung von Seezeichen 
und anderen Diensten, z. B. Verkehrszentralen, zur 
globalen Förderung der Sicherheit und Leichtigkeit 
des Schiffsverkehrs. Hierzu entwickeln Experten der 
IALA-Mitgliedsverwaltungen gemeinsam Standards, 
Empfehlungen und Richtlinien.  
Alle vier Jahre findet eine IALA-Konferenz statt, auf der 
aktuelle Entwicklungen diskutiert und Erfahrungen 
ausgetauscht werden. Eine Vollversammlung der IALA- 
Mitgliedsverwaltungen findet im Rahmen der Konfe-
renz statt. Die strategische Ausrichtung der IALA und 
die Wahl der Mitglieder des Councils der IALA (oberstes 
beschlussfassendes Gremium der IALA) sind wesent-
liche Tagesordnungspunkte.    
Bestandteil der Konferenz ist eine begleitende Indus-
trie-Ausstellung. 39 Hersteller zeigten in Kapstadt die 
neuesten technologischen Entwicklungen. 
Neben den Status- und Rechenschaftsberichten wur-
den aus mehreren hundert eingereichten Vorschlägen 
82 Fachvorträge ausgewählt. Die WSV war mit insge-
samt 10 Fachvorträgen (8 WSDen Nord und Nordwest, 
2 FVT) überdurchschnittlich gut vertreten.
Wesentliche Themenschwerpunkte der Konferenz 
waren: 
• Zukunft des visuellen Schifffahrtszeichenwesens
• Risikomanagement
• VTS (Vessel Traffic Service) und VTM  
(Vessel Traffic Management)
• e-Navigation
• Neueste technische Entwicklungen
Einen breiten Raum nahmen im Verlauf der Konferenz 
die Diskussionen über e-Navigation ein. So wurden 
neue wegweisende Konzepte sowohl aus der War-
te der Schifffahrt wie der Seezeichenverwaltungen 
vorgestellt. Technologische Entwicklungen, die neue 
Anwendungen auf See und an Land ermöglichen, 
wurden erläutert und demonstriert, was auf eine große 
Resonanz traf.  Sehr deutlich wurde, dass die Harmo-
nisierung der Konzepte sowie die Entwicklung der 
technischen Systeme erst am Anfang stehen und in den 
nächsten Jahren noch viel Arbeit, auch von der IALA 
und ihren Mitgliedern, geleistet werden muss. 
Erwähnenswert sind die präsentierten Entwicklungen 
und ersten Erfahrungen mit  Solid-State-Radarsyste-
men, bei denen die Röhrentechnologie durch Halblei-
ter ersetzt wird. Deutliche Einsparungen, insbesondere 
in Bezug auf Wartung und Instandhaltung der Anla-
gen, erscheinen möglich, bedürfen jedoch noch wei-
terer Untersuchungen. Die WSDen Nord und Nordwest 
werden diese Technik ebenfalls erproben.
Trotz aller neuen Technologien und e-Navigation 
werden die visuellen Schifffahrtszeichen, Tonnen und 
Leuchttürme weiterhin eine wesentliche Rolle für die 
Sicherheit der Schifffahrt spielen. So wurde im Verlauf
der Konferenz die vollständig überarbeitete Fassung 
des „IALA Maritime Buoyage System“ offiziell vorge-
stellt. Die visuelle Kennzeichnung von Off-shore-Wind-
energieparks wurde ebenfalls eingehend diskutiert, 
auch mit dem Ziel, weltweit einheitliche Standards 
einzuführen.
Turnusgemäß wurde von der Vollversammlung von 
den IALA-Mitgliedern ein neues Council gewählt. Herr 
Christian Forst, Dezernatsleiter Maritime Verkehrs-
technik der WSDen Nord und Nordwest, wurde für vier 
Jahre wieder als Councilior gewählt. Das neu gewählte 
Council wählte Herrn Forst anschließend zum Vor-
sitzenden der Strategiegruppe und zum Mitglied des 
Haushaltsausschusses. Zum Präsidenten der IALA 
wurde Hr. David Gordon, Südafrika, und zum Vizeprä-
sident Hr. Manuel Gomez, Spanien, gewählt.
Nach über 16 Jahren als hauptamtlicher Generalse-
kretär der IALA wurde Hr. Torsten Kruuse, Dänemark 
in den Ruhestand verabschiedet. Herr Kruuse hat 
während seiner Amtszeit die IALA mit großem Geschick 
und Engagement geleitet. In seine Amtszeit fallen un-
ter anderem die Einführung des Automatic Identifica-
tion System (AIS), der Aufbau der IALA Differential-GPS 
Dienste und viele weitere zukunftsweisende Entwick-
lungen. Herr Bundesminster Dr. Peter Ramsauer hat 
Herrn Kruuse seine Anerkennung für die geleisteten 
Dienste überbringen lassen. 
Die Funktion als General Sekretär der IALA wurde 
Herrn Garry Prosser, Australien, übertragen. 
Die 18. IALA Konferenz wird im Mai 2014 von der spa-
nischen Seezeichenverwaltung in A Coruña  ausgerich-
tet. 
Aids to Navigation – A Global Approach
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Realisierung eines hochverfügbaren Netzübergangs 
zwischen dem System Maritime Verkehrstechnik und 
den europäischen Systemen SafeSeaNet & STIRES
von Dipl.-Ing. Thielko Lenser, 
Bündelungsstelle Maritime Verkehrstechnik
SSNDE-Gateway inkl. STIRES-Interface
Mit der Einrichtung und Entfaltung internationaler 
Informationssysteme in der maritimen Schifffahrt 
geht ein wachsendes Interesse an präzisen und 
hochverfügbaren Basisdaten einher. Das neue, 
küstenweit einheitliche und vernetzte System 
Maritime Verkehrstechnik (SMV) bietet zunehmend 
komplexere Möglichkeiten, entsprechende 
Schiffsverkehrsdaten an der deutschen Küste zu 
erheben, aufzubereiten und externen technischen 
Systemen über hochverfügbare Schnittstellen 
bereitzustellen. Für die Kommunikation mit externen 
Systemen sieht das SMV eine eigenständige Einheit, 
den Übergabedienst, vor.
Im 1. Quartal 2011 wird eine neue Komponente des 
Übergabedienstes, das so genannte “SSNDE-Gateway 
inkl. STIRES-Interface“, in Betrieb gehen. Das SSNDE-
Gateway inkl. STIRES-Interface stellt Datenschnitt-
stellen zu den SMV-externen Systemen „SafeSeaNet-
Deutschland“ (SSN-DE) und dem europäischen 
Schiffsverfolgungssystem „SSN Traffic Information 
Relay & Exchange System“ (STIRES) bereit.
SSN-DE ist die nationale Plattform des europäischen 
Überwachungs- und Informationssystems für den 
Schiffsverkehr „SafeSeaNet“. Das durch die EU-Mit-
gliedstaaten errichtete System ermöglicht die Bereit-
stellung und den Austausch schiffsbezogener Daten. 
Diese Daten werden im SMV erhoben und dem SSN-DE 
in einem aufbereiteten Format über das SSNDE-Gate-
way zur Verfügung gestellt.
Das System STIRES ist eine Erweiterung des SafeSeaNet. 
Durch den internationalen Austausch der von den 
europäischen Mitgliedstaaten erhobenen AIS-Daten 
ermöglicht STIRES die Identifizierung und Verfolgung 
von Schiffen über größere Entfernungen. In diesem 
Sinne übergibt das STIRES-Interface die im SMV erho-
benen AIS-Daten der deutschen Küste direkt an den 
zentralen STIRES-Server in Portugal.
Technischer Aufbau
Das SSNDE-Gateway und das STIRES-Interface werden 
zusammen im Rahmen eines Projektes realisiert. Beide 
Verfahren wurden logisch getrennt voneinander auf 
einer gemeinsamen Hardware implementiert. 
Bei der Planung des SSNDE-Gateways inkl. STIRES-
Interface waren hohe Anforderungen an die Verfüg-
barkeit maßgeblich. Um diese Anforderungen zu 
erfüllen, wurden insgesamt drei identische Gateways 
an unterschiedlichen Orten aufgebaut. Die Aufstellorte 
des Gateways sind die Verkehrstechnikräume (VTR) des 
SMV an den Standorten Wilhelmshaven, Brunsbüttel 
und Lübeck. Das Gateway arbeitet an allen drei Stand-
orten autark und stellt die aufbereiteten Daten an einer 
eigenständigen Schnittstelle bereit.
Zur Unterstützung der Betriebsbereitschaft verfügt 
jedes Gateway über eine Ausfallüberwachung, mit 
der die Betriebszustände der Hard- und Software 
überwacht werden. In puncto Sicherheit kommt eine 
Firewall zum Einsatz, die jeden Standort vor uner-
wünschten Zugriffen von außen schützt. Darüber 
hinaus wird auch der Datenschutz durch die Nutzung 
einer verschlüsselten Datenübertragung (2-way SSL 
über https) berücksichtigt.
SSNDE-Applikation
Um eine hohe Flexibilität gewährleisten zu können, 
wurde die Software des SSNDE-Gateways stark modu-
larisiert. Durch einfache Anpassung einzelner Module 
ist es künftig möglich, auf Änderungen der äußeren 
Schnittstellen kurzfristig reagieren zu können. 
Die SSNDE-Applikation empfängt AIS- und SDVS-Daten, 
führt notwendige Umwandlungen und Berechnungen 
durch und speichert die Datensätze in eine Daten-
bank. Den Anforderungen des SSN-DE entsprechend 
wurden diverse Webservices implementiert. Durch 
Abfrage eines Webservices werden die jeweiligen 
Datenbank-Informationen auf Basis des SafeSeaNet-
XSD-Schemas in validierte XML-Dateien überführt und 
ausgeliefert.
Die unterschiedlichen Webservices ermöglichen 
SSN-DE ausgewählte Daten zu beliebigen Zeiten vom 
SSNDE-Gateway anzufordern. Seitens SSN-DE stehen 
zwei Server (Oldenburg & Ilmenau) für den Zugriff auf 
das SSNDE-Gateway zur Verfügung.
Das Herzstück des STIRES-Interfaces ist der „AIS Natio-
nal Proxy for SafeSeaNet“ (NPR). Diese Software wurde 
von der „Europäischen Agentur für die Sicherheit des 
Seeverkehrs“ (EMSA) entwickelt und der Bundesrepu-
bik Deutschland bereitgestellt. 
Der NPR empfängt AIS-Daten der deutschen Küste vom 
AIS-Dienst und leitet diese über das Internet an den 
zentralen STIRES-Server in Lissabon. Der AIS National 
Proxy wird über eine virtuelle Maschine auf dem Server 
des SSNDE-Gateways betrieben.
Abb. 3: Verteilter Aufbau des SSNDE-Gateways inkl. STIRES-
Interface an der deutschen Küste
Abb. 2: Realisierung der Datenschnittstelle zum 
SafeSeaNet mit der modularen SSNDE-Applikation 
Abb. 1: Bereitstellung schiffsbezogener Daten des 
SMV für die Systeme SafeSeaNet und STIRES
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Erneuerung des küstenweiten UKW-Seefunknetzes 
von Guido Beyer, 
Wasser- und Schifffahrtsdirektionen Nord und Nordwest
Die verbale Kommunikation mit der Schifffahrt ist 
auch in Zeiten moderner Datenverarbeitungssysteme 
für uns unverzichtbar. Das System Maritime Verkehrs-
technik (SMV) stellt daher für die Teilnahme 
am Seefunk einen eigenen Dienst bereit, den 
Revierfunkdienst (RFD).
Die heute bestehenden Funkanlagen weisen deut-
liche Unterschiede in Bezug auf ihren technischen 
Entwicklungsstand und ihr Bedienkonzept auf. Einige 
Anlagen sind bereits seit mehr als 30 Jahren in Betrieb. 
Zudem bestehen unerwünschte Abhängigkeiten durch 
Verflechtungen mit anderen technischen Systemen, 
die einem zuverlässigen Funkbetrieb entgegenstehen 
könnten. Die Erneuerung und Erweiterung des küsten-
weiten UKW-Seefunknetzes ist unumgänglich und 
umfasst unter anderem folgende Aspekte:
• Modernisierung der bestehenden Anlagentech-
nik
• Fernzugriff auf abgesetzt betriebene Anlagen, 
Entflechtung von anderen technischen Systemen
• Schließung von funktechnischen  Abdeckungs- 
lücken
• Umstellung der Anbindung auf Sprachübertra-
gung über das Internet Protokoll („Voice over IP“)
Die Umsetzung dieses Erneuerungsprozesses erfolgt 
durch den Aufbau des Revierfunkdienstes. Dieser 
ermöglicht die bidirektionale Sprachkommunikation 
über UKW zwischen der Schifffahrt und den vom 
System Maritime Verkehrstechnik unterstützten nau-
tischen Betriebsstellen, z. B. den Verkehrszentralen. 
Der Revierfunkdienst wird küstenweit einheitlich auf-
gebaut. Der betriebliche Zugriff von den Verkehrszen-
tralen auf den Revierfunkdienst erfolgt mittelbar über 
den Darstell- und Eingabedienst (DUE). Dieser realisiert 
für den Revierfunkdienst einheitliche, konfigurierbare 
Besprechungs-, Hör- und Bedienmöglichkeiten ein-
schließlich benötigter Visualisierungen. 
Um den Zugriff von berechtigten Dritten auf den 
Revierfunkdienst zu ermöglichen, wird der Übergabe-
dienst (ÜGD) genutzt. Der Übergabedienst realisiert in 
diesem Zusammenhang beispielsweise die technische 
Schnittstelle zu den funktechnischen Anlagen, die für 
das Havariekommando bereitgestellt werden. 
Alle bündelungsfähigen und bündelungswürdigen 
Komponenten werden in den Verkehrstechnikräumen 
(VTR) zusammengeführt.
Der bidirektionale Austausch von Daten zwischen dem 
Revierfunkdienst und anderen Diensten des Systems 
Maritime Verkehrstechnik erfolgt ausschließlich in den 
Verkehrstechnikräumen. 
Die Auswahl der richtigen Standorte führt letztlich zur 
vollständigen Abdeckung der deutschen Küste mit 
UKW-Seefunk durch den Revierfunkdienst.
Flächendeckend wird Kanal 16 sowie mindestens ein 
weiterer Arbeitskanal verfügbar sein. Den Bereich der 
Off-Shore-Stationen einmal ausgenommen, verfügt der 
Revierfunkdienst küstenweit über 40 ortsfeste Küsten-
funkstellen, den Verkehrstechnik-Außenstationen 
des Revierfunkdienstes. Eine Erweiterung der UKW-
Sprechfunkabdeckung in Richtung Ausschließliche 
Wirtschaftzone erfolgt darüber hinaus im Rahmen 
der Realisierung von Off-Shore Projekten wie z. B. 
Windparks.  Die Anbindung der Verkehrstechnik-
Außenstationen des Revierfunkdienstes erfolgt über 
das Verkehrstechnik-Betriebsnetz (VT-BN). Mit dessen 
Aufbau wird die Datenübertragung auf dem Internet-
Protokoll (IP) basieren. Die Funkanlagen sind daher für 
eine Übertragung der Sprache über das Internet-Proto-
koll vorzubereiten: Sie werden „Voice over IP“-fähig. 
Der vollständige Aufbau des Revierfunkdienstes ist für 
2013 vorgesehen und wird mit dem Aufbau des Dar-
stell- und Eingabedienstes sowie der Modernisierung 
der Verkehrszentralen einhergehen. 
Abb. 1: Der Revierfunkdienst im Zusammenspiel mit
anderen Diensten des Systems Maritime Verkehrstechnik
Abb. 2: Ausbreitungsprognose 200°-Sektor „German Bight 
Traffic“ (K 80) auf Helgoland
Abb. 3: UKW-Seefunkantennen am Leuchtturm Helgoland
Der Revierfunkdienst verfügt dort über Server, die u. a. 
folgende Aufgaben erfüllen:
• Übergabe der Sprachdaten an die betreffende 
Funkanlage
• Aufbau von Mehrfachanschaltungen bei Funkge-
sprächen
• Priorisierung der Sprachdaten bei Vorrangschal-
tung
• Aufsummierung von Sprachdaten für Mithörwege
• Bereitstellung einer ggf. empfangenen ATIS-Ken-
nung (Binnenschifffahrt)
• Überwachung der Dienst-Komponenten
• Umschaltung auf ggf. vorhandene Redundanz bei 
Ausfall einer Funkanlage
• Replizieren der Daten auf alle drei Verkehrstech-
nikräume
• Protokollierung 
Mit Aufbau des Automatischen Schiffsidentifizierungssy-
stems AIS wurde erkannt, dass zwar eine weitestgehend 
vollständige UKW-Sprechfunkabdeckung der relevanten 
Bereiche einzelner Verkehrszentralen gegeben ist, dass 
aber nicht alle Gebiete, die nunmehr mit AIS einseh-
bar sind, auch über UKW-Sprechfunk erreicht werden 
können. Um den betrieblichen Anforderungen des 
AIS-Betriebskonzeptes zu entsprechen und die letzten 
Abdeckungslücken zu schließen, wurde für den Revier-
funkdienst eine Überplanung der Funkabdeckung unter 
Berücksichtigung bestehender Standorte durchgeführt. 
Für die Bestimmung von geeigneten Standorten wurden 
dazu Funkausbreitungsprognosen erstellt. Diese zeigen 
eine Abschätzung der zu erwartenden Funkversorgung. 
Exemplarisch ist nachfolgend eine Ausbreitungsprognose 
für die Verkehrstechnik-Außenstation Helgoland darge-
stellt.
Dabei handelt es sich um den nach Südwesten gerichte-
ten Sektor der Küstenfunkstelle „German Bight Traffic“ 
(Kanal 80). Derartige Ausbreitungsprognosen wurden 
für alle in Frage kommenden Sende-/Empfangsstand-
orte erstellt. 
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Premiere in der WSD Nord – Tag der Offenen Tür 
und Open Ship im Tirpitzhafen
von Claudia Thoma, Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord
Wir haben etwas bewegt und wir haben viel 
gewonnen. Dank des großen Engagements vieler 
helfender Hände war der erste Tag der Offenen Tür in 
der WSD Nord für viele Bürgerinnen und Bürger ein 
Ereignis und für uns ein Erfolg.
In dem 75 Jahre alten Gebäude der WSD Nord kam es 
am ersten Wochenende der Kieler Woche 2010 also zu 
einer Premiere. Nie zuvor wurden die Türen des WSD-
Gebäudes am Kieler Hindenburgufer so weit geöffnet. 
Angelockt von maritimen Spielen auf dem Rasen 
strömten Eltern im Schlepptau ihrer Kinder auf das 
WSD Gelände. Mit viel Geschick und Herzblut haben 
Mitarbeiter/innen der Wasser- und Schifffahrtsämter 
Lübeck und Tönning diese Spiele gebaut.
Kinder im Schlepptau ihrer Eltern fanden sich schon 
bald in Innern des Gebäudes wieder. Mehr als 2000 
Besucher/innen ließen sich von den weiß-blauen WSV-
Fähnchen locken und nutzten die Gelegenheit hinter 
die dicken Mauern zu schauen. Wer die große Pforte 
passierte, stand zunächst vor einer großen Übersichts-
karte. Auf einen Blick wurde sichtbar, wo überall die 
Mitarbeiter/innen der WSD Nord tätig sind, von der 
deutsch-polnischen Grenze über die deutsch-dänische 
bis nach Hamburg. Ein Gebiet, das die Nord- und Ostsee 
genauso umfasst wie die wichtigen Bundeswasserstra-
ßen, den Nord-Ostsee-Kanal (NOK), die Elbe oder die 
Hafenzufahrten, die Verkehrszentralen, die Bundes-
schiffe um nur einiges zu nennen. Informationen, die 
für viele neu waren. 
Auch die Staatssekretärin des schleswig-holsteinischen 
Wirtschaftsministeriums, Frau Dr. Zieschang, ließ sich, 
an der Seite von Dr. Witte, dem Präsidenten der WSD 
Nord, ausführlich über unsere Projekte informieren. 
Extrainfos für alle aus kompetenter Hand gab es gleich 
neben der großen Gebietskarte, beim Infostand mit 
Kieler Woche Quiz. 
Das ließ sich kaum jemand entgehen. Wer den am-
tierenden Bundesverkehrsminister nennen konnte, 
wusste, wie lange der Nord-Ostsee-Kanal (NOK) ist oder 
wie viele Fähren es am NOK gibt, konnte auf attraktive 
Preise hoffen.
Vorbei an Schiffsmodellen hinter Glas ging es zum 
Foyer, zu unserer Ausstellung, dem Herzstück. Die Rufe 
der Fledermäuse führten etliche Familien zum Fleder-
mauskasten an der Wand. Artenschutz bei Bauvorha-
ben, wie z. B. am Nord-Ostee-Kanal, ist ein Thema, das 
immer stärker im Focus der Planer steht. 
In den Kanalböschungen des NOK lebt eine der lan-
desweit bedeutendsten Fledermauspopulationen. 
Während des Ausbaus werden die Tiere in speziell 
angefertigten Freilandterrarien untergebracht, erklär-
ten die Mitarbeiter/innen der Planungsgruppe für den 
Ausbau der Oststrecke des Nord-Ostsee-Kanals beim 
WSA Kiel-Holtenau. Auch die unter Schutz stehenden 
Kreuzottern fühlen sich am NOK ebenfalls wohl. Sie 
sollen während des Ausbaus in Freilandterrarien um-
gesiedelt werden.
Weshalb die Oststrecke zum Nadelöhr für die Schiff-
fahrt wurde und warum sie dringend ausgebaut 
werden muss, wird den interessierten Besucher/innen 
erläutert. Viele der Gäste fragten detailliert nach, 
wollten mehr wissen.
Sedimentproben in Gläsern gaben Einblick in die 
unterschiedlichen Böden, die bei Baggerungen ans 
Tageslicht kommen. Mitarbeiter/innen des Dezernates 
Regionales Management informierten anschaulich 
und konkret über die Unterhaltungsbaggerungen an 
der Elbe, über Sedimentverschiebungen, über Minder- 
und Übertiefen u.v.m.
Mitarbeiter/innen des Dezernates Schifffahrt gaben 
Einblick in die Aufgaben der Verkehrszentralen bei der 
Verkehrsüberwachung und -lenkung oder die unserer 
bundeseigenen Mehrzweckschiffe. 
Auch die Darstellung der aktuellen Schiffsbewegungen 
des Dezernates Maritime Verkehrstechnik erwies sich 
als Publikumsmagnet. 
Gleich daneben, ebenfalls sehr gefragt, unser Kino 
mit diversen WSV-Filmen und die Kantine mit allerlei 
warmen und kalten Leckereien. 
Beim Open Ship im Tirpitzhafen nahm das eisbre-
chende Mehrzweckschiff Arkona in seinen leuchten-
den Rot unter dem Grau der Marineschiffe eine Sonder-
position ein und fand seine Besucher/innen. 
Musikalisches Highlight am Nachmittag war der 
Shanty-Chor Neptun, dem es nicht schwer fiel, die 
Gäste für sich zu gewinnen, trotz des ein oder anderen 
kurzen Regenschauers.
Es war eine gute Stimmung, die in Sätzen wie diesem 
nicht deutlicher gesagt werden kann: „Das war der 
absolut schönste Tag, den ich in der WSD Nord erlebt 
habe.“ Das motiviert. 
Zufriedene Gesichter gab es auch bei den Gewinnern 
unseres Quiz, ganz besonders bei denen, die das Glück 
hatten den Hauptpreis zu gewinnen. Sie waren bei der 
Windjammerparade mit an Bord der Scharhörn, die 
traditionell die Einsatzleitung übernimmt. 
Gewonnen haben alle, unsere Mitarbeiter/innen und 
unsere Besucher/innen. 
Grund genug also, dieses Ereignis zu wiederholen – 
Seien Sie herzlich willkommen zu unserem zweiten Tag 
der Offenen Tür in der Kieler Woche am 19. Juni 2011! 
Abb. 2: Interessierte Besucher der Ausstellung
Abb.1: Der Shanty-Chor Neptun sorgt fürs musikalische 
Rahmenprogramm 
Abb. 3: Maritime Spiele für die kleinen Gäste 
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Wie im Flug! Meine Ausbildung in der WSD Nord 
– Rückblick auf zweieinhalb Jahre    
von Ute Steinfeldt, Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord
Meine Ausbildung in der WSD Nord war für mich 
und meinen Mitauszubildenden als Kieler Sprot-
ten einfach ideal. Nicht nur, weil wir im Bereich 
von Wasser und der Schifffahrt arbeiten dürfen 
und unser Dienstort sich direkt an unserem Ele-
ment befindet, sondern auch weil ich mich vom 
ersten Kontakt an hier wohl gefühlt habe.
Ich blicke auf zweieinhalb Jahre Ausbildung zurück, 
die wie im Flug vergangen sind. Natürlich gab es auch 
Phasen, in denen man nur gehofft hat, dass das ganze 
Lernen bald ein Ende hat, aber nun sieht man doch, wie 
schnell die Zeit gelaufen ist. Und es gab viel zu lernen, 
sei es in den verschiedenen Ausbildungsstationen in 
der WSD, im Azubi- Unterricht, in der Berufsschule 
oder in den Berufsbildungszentren Koblenz oder Klein-
machnow. Hier kamen wir dann auch mit den Azubi-
Kollegen aus den Wasser- und Schifffahrtsämtern, dem 
Kraftfahrtbundesamt, der Bundeswehr, der Bundespo-
lizei und dem Technischen Hilfswerk zusammen. 
Ich habe also eine große Anzahl neuer Leute kennen-
gelernt.
Da die Ausbildung sehr viele Bereiche umfasst, in 
denen man während der Ausbildung eingesetzt wird, 
wurde man teilweise von unterschiedlichsten Geset-
zen, Computerprogrammen und Abläufen nahezu 
erschlagen, die aber irgendwann einen Zusammen-
hang ergaben.
Besonders deutlich wurde mir dieser Zusammenhang 
während meines Amtsabschnitts im WSA Kiel-Hol-
tenau. Hier war ich unter anderem im Außenbezirk 
eingeteilt, was mir eine komplett neue Welt bot gegen-
über meiner gewohnten Verwaltungsatmosphäre. 
Nicht nur, dass man morgens von Gänsen und ihren 
Jungen, die auf dem ganzen Gelände des Amtes herum-
liefen, und dem Hund der Lotsenbrüderschaft begrüßt 
wurde, nein, auch der Umgang dort war komplett an-
ders. Der Tonfall war zwar rauer, jedoch dadurch nicht 
unfreundlicher, sondern lockerer. Und die Aufgaben 
waren sehr viel abwechslungsreicher als ich sie in den 
einzelnen Ausbildungsabschnitten kennengelernt 
hatte. 
Abb. 1: Azubi-Unterricht in der WSD Nord
- sogar während der Fotoaufnahme im Lernstoff
Abb. 2: Abschluss nach vier Blöcken Berufsschulunterricht 
und es ist niemand baden gegangen 
Hier warteten täglich Bestellungen, Anfragen, Rech-
nungen, Tagesberichte und auch die Anfragen nach 
Schleusenführungen auf mich. Diese ganzen Aufga-
ben, die in der WSD in separaten Bereichen erledigt 
wurden, fielen hier komprimiert an. 
Den Kontakt mit der Öffentlichkeit zu pflegen, war 
jedoch eine neue Erfahrung in meiner Ausbildung. Es 
riefen täglich viele Leute an, die sich über die Schleu-
senführung informieren oder auch gleich eine buchen 
wollten. Mir war vorher nicht klar, wie bekannt unsere 
Anlagen sind. Im Wasser- und Schifffahrtsamt wurde 
es mir gezeigt, da auch sehr viele Menschen aus Süd-
deutschland und sogar aus dem Ausland die Schleuse 
besichtigen wollten. Wir mussten aber leider auch ei-
nige enttäuschen, da die Termine einfach sehr schnell 
ausgebucht waren. 
Diese Erfahrung konnte ich jedoch auch sehr gut beim 
Tag der Offenen Tür vertiefen. Es war zwar der Eröff-
nungstag der Kieler Woche, jedoch möchte ich diese 
Erfahrung nicht missen. Ich hatte hier die Aufgabe, die 
Kinderspiele mit zu betreuen, was mir sehr viel Spaß 
gemacht hat.
Es war aber auch faszinierend zu sehen, was für 
maritime Spiele gebaut wurden, wie zum Beispiel das 
Bojenumschiffen. Die Resonanz auf die Spiele war von 
Eltern und Kindern aber auch sehr gut.
Dies war eine willkommene Abwechslung im Ver-
waltungsalltag, so dass ich daran auch immer wieder 
teilnehmen würde. Nun, nach überstandenem Ab-
schlusslehrgang im Berufsbildungszentrum Koblenz 
und bestandener Prüfung, endet für mich die Zeit der 
ständig wechselnden Arbeitsbereiche und es erwartet 
mich der Ernst des Lebens auf meinem eigenen Dienst-
posten. Hier freue ich mich nun auf Auszubildende, 
denen ich jetzt etwas über meinen Bereich, meine 
Aufgaben und Erfahrungen erzählen kann und denen 
ich hoffentlich etwas beibringen kann.
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Land unter – wir unterstützen 
den Hochwasserschutz  
von Volker Neemann, Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord
„Der erste schwere Herbststurm des Jahres ist mit bis 
zu 115 Kilometern pro Stunde über Norddeutschland 
hinweggefegt.“ „Die nordfriesischen Halligen 
melden Land unter.“ „Am Abend setzte die Sturmflut 
in Hamburg den Fischmarkt unter Wasser.“ „Tie-
fer liegende Gebiete an der Ostseeküste mussten 
geräumt werden.“ „Die Anwohner von Flensburg 
und Lübeck sicherten ihre Häuser vor den Fluten.“ 
„Jahrhundertsturmflut?“
So oder ähnlich klingen die Meldungen der Medien 
nach Ablauf eines Hochwassers an Nord- und Ostsee. 
Der Hochwasserschutz ist Aufgabe der Länder. Als 
Eigentümerin der Wasserstraßen obliegen der  Was-
ser- und Schifffahrtsverwaltung (WSV) gemäß Bundes-
wasserstraßengesetz umfangreiche Aufgaben. Dazu 
gehören unter anderem Messungen der Wasserstands-
höhen einschließlich des Wasserstands- und Hoch-
wassermeldedienstes für die Schifffahrt und für die 
Unterhaltung der Bundeswasserstraßen. Im Falle einer 
Sturmflut stellt die WSV diese Daten den Ländern und 
Gemeinden für deren Aufgabenwahrnehmung zur 
Verfügung. Damit trägt die WSV zu einer zuverlässigen 
Vorhersage und rechtzeitigen Warnung von Sturm-
fluten bei. Und für die Katastrophenabwehr entsteht 
ein sinnvolles einheitliches Konzept.
Was wir tun
Der Wasserstands- und Hochwassermeldedienst der 
WSV regelt zusätzlich Art, Form, Umfang und Ablauf 
der Erfassung und Weiterleitung von Wasserstands-
daten bei Sturmfluten.  Jedes Jahr im Herbst aktualisie-
ren die Wasser- und Schifffahrtsämter (WSÄ) Tönning, 
Brunsbüttel, Hamburg, Lübeck und Stralsund die Mel-
depläne der Reviere und verbreiten sie in Absprache 
innerhalb der verantwortlichen Stellen bei Bund und 
Ländern z. B. Kreise und Ordnungsbehörden. Alle WSÄ 
betreiben ein gemeinsames, einheitliches, modernes 
und ausfallsicheres Übertragungsnetz für Wasser-
standsdaten und sind somit jederzeit über die aktuelle 
Lage informiert.
Über diese Datenfernübertragung erhalten viele Hoch-
wasserdienststellen zeitnah (online) die von ihnen 
benötigten Wasserstandsinformationen.
Zusätzlich stellt die WSV die aktuellen Wasserstände 
auch online bereit: www.pegelonline.wsv.de.
Was passiert wann?
In der Sturmflutsaison von Oktober bis März verfolgen 
die Gewässerkundler der WSÄ die aktuellen Wetter-
meldungen wie z. B. den Verlauf von Tiefdruckgebie-
ten. Auch die Wasserstandsvorhersagen des Bundes-
amtes für Seeschifffahrt und Hydrologie (BSH) werden 
einbezogen. Das BSH unterscheidet verschiedene 
Höhen von Sturmfluten. 
Sofern das BSH eine Sturmflutwarnung herausgibt, 
werden die Beschäftigten der WSÄ vor Ort alarmiert.  
Sie sichern alle Wasserbauwerke und schwimmenden 
Objekte der WSV an den Bundeswasserstraßen.
Lautet die Warnung des BSH „schwere Sturmflut“ oder 
„sehr schwere Sturmflut“ wird der Wasserstands- und 
Hochwassermeldedienst durch einen Bereitschafts-
dienst der WSÄ verstärkt.  Auch ohne Stürme können 
Hochwasserstände z. B. im Nord-Ostsee-Kanal eintre-
ten. In diesem Fall gilt ein Alarmierungsplan, der im 




Erhöhung  in 
der Ostsee
Sturmflut 1,5-2,5 m 1,0-1,5 m
Schwere Sturmflut  2,5-3,5 m 1,5 -2 m
Sehr schwere Sturmflut über 3,5 m über 2 m
Unsere Aufgaben 
Die Gewässerkundler verfolgen den Wasserstandsan-
stieg, analysieren das Geschehen und ziehen Schluss-
folgerungen für den Betrieb der Bundeswasserstraßen, 
wobei es z. B. zu Schifffahrtssperren kommen kann. 
Durch den Austausch mit anderen Bereitschafts-
diensten der WSÄ und des BSH wird die überregionale 
Sturmflutsituation integriert. Die Bereitschaftsdienste 
der WSÄ stehen den Katastropheneinrichtungen mit 
Rat und Tat zur Seite. 
Gleichzeitig wird die Funktion der Datenübertragung 
überwacht und  bei Ausfall der Fernpegelanlage Scha-
densbehebungen eingeleitet. Sie beschaffen durch 
Beobachtungen und Umfragen Ersatz bietende oder 
zusätzliche Wasserstandsinformationen.
Der Bereitschaftsdienst der WSÄ steht auch Bürgern 
als Ansprechpartner zur Verfügung und unterrichtet 
das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung über den Ablauf der Sturmflut, über die 
getroffenen Entscheidungen und die eingetretenen 
Schäden an Anlagen z. B. an Buhnen und Schleusen.
Und danach?
Nach dem Abklingen einer Sturmflut  werten die 
Gewässerkundler die Ereignisse und den Verlauf der 
Sturmflut aus. 
Je nach Windstärke und -richtung sowie Lage der 
Küstenlinie ist die Situation für jede Region gesondert 
zu betrachten. Beispielhaft sind hierfür die Grafiken 3 
und 4 mit den Höhen und den Eintrittsjahren schwerer 
Sturmfluten an der Nord- und Ostsee aufgeführt. Es 
sind deutliche Unterschiede u. a. in der Anzahl der  
Hochwasser vorhanden. 
Die Sturmfluten  in der Ostsee stehen in keinem Zusam-
menhang mit denen in der Nordsee. Ebenso verläuft 
die Chronologie der Jahrhundertsturmfluten in der 
Nord-und Ostsee unterschiedlich.
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Abb. 4: Schwere Sturmfluten an der Ostsee 
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Abb. 3: Schwere Sturmfluten an der Nordsee 
am Beispiel von Cuxhaven seit 1870
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Abb. 1: Gliederung der Sturmfluten nach Höhe, 
Region und Benennung 
Kurz gefasst
Seitens der WSV werden die Bundesländer, die Kreise, 
die Gemeinden und die Körperschaften öffentlichen 
Rechts durch die Lieferung aktueller Wasserstandsin-
formationen von den Pegeln der WSV unterstützt. Die 
WSÄ erhalten rechtzeitig vom BSH Kenntnis über die 
zu erwartenden höheren Wasserstände und ergreifen 
Schutzmaßnahmen für die Schifffahrt und für die    
Wasserstraßen einschließlich deren Bauwerke.
Darüber hinaus wird das Datenmaterial genutzt, um 
eine Einordnung der Sturmfluthöhe und mögliche Ver-
änderungen der Sturmflutverläufe zu analysieren. 
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MoNa hilft bei der Datenerfassung von  
Hopperbaggern 
von Uwe Carstensen, Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord
MoNa steht für Monitoring des Nassbaggerbe-
triebs. Die Software MoNa ermöglicht ortsun-
abhängig via Internet online-Daten von Hopper-
baggern elektronisch zu erfassen.
Das MoNa-System wurde speziell für die Wasser- und 
Schifffahrtsverwaltung (WSV) entwickelt.
Das Wasser- und Schifffahrtsamt (WSA) Cuxhaven– 
federführend bei der Erarbeitung der Programmanfor-
derungen und der Kontrolle der Umsetzung–
überwacht die auf der Elbe tätigen Hopperbagger der 
beauftragten Unternehmer bereits im Wirkbetrieb. 
Die WSÄ Bremerhaven und Emden befinden sich 
derzeit noch im Probebetrieb, ein Wirkbetrieb wird für 
Mitte 2011 erwartet.
Eine küstenweite Einführung des MoNa-Systems zur 
Überwachung von Unternehmerhopperbaggern ist 
anschließend geplant. 
An einer definierten Schnittstelle des jeweiligen 
Hopperbaggers werden Betriebsdaten übergeben, auf 
einem Datenlogger zwischengespeichert und über 
eine gesicherte  Funkverbindung an einen Server im 
Dienstleistungszentrum der Fachstelle Informations-
technik (DLZ-IT) der Bundesanstalt für Wasserbau 
(BAW) in Ilmenau übertragen. Auf die dort gespei-
cherten Daten kann ortsunabhängig über das Internet 
zugegriffen werden. (Abb.1) 
 Abb. 1: Datenübertragung
Die Überwachung von Prozessdaten von beauftragten 
Hopperbaggern ist unter anderem zur Kontrolle der 
vertragsgemäßen Leistungserfüllung notwendig. Es 
können zum Beispiel die Baggertiefe, -zeit und -positi-
on sowie die Fahrstrecken und Ladungsmassen online 
oder im Nachgang über eine Replay-Funktion über-
wacht bzw. ermittelt werden.
Hierzu dienen der Bauaufsicht der WSV eine Vielzahl 
von Seekartendarstellungen und Grafiken. 
Die Abb. 3 zeigt einen abgeschlossenen Baggerum-
lauf mit Darstellung der Saugkopftiefe während der 
Baggerung.
Die hellblaue Linie stellt die Fahrtroute des leeren Hop-
perbaggers von der ockerfarbenen Umlagerungsstelle 
zum pinkfarbenen Baggerfeld dar. Dort hat er mit 
gelber Fahrspur mit dem backbordseitigen Saugrohr 
(Saugkopftiefe Bb 13,9) Baggergut aufgenommen und 
die in  diesem Fall festgelegte zulässige Maximaltiefe 
von 15,1 m (Solltiefe plus 0,5 m Baggertoleranz) nicht 
überschritten.  Die dunkelblaue Fahrtroute kenn-
zeichnet die Rückfahrt des vollen Hopperbaggers zur 
Umlagerungsstelle. Auf der roten Fahrspur innerhalb 
der Verbringefläche wurde der Hopperbagger entleert.
Die vom Bauaufseher an Bord durch ein Handaufmaß 
mittels Tellerlot ermittelte Baggermenge dient zur 
Normierung des durch die Software errechneten jewei-
ligen Baggermengenvolumens.
Hierdurch wird es möglich, dass bei größeren 
Baggeraufträgen in Abhängigkeit der Bodenart die 
Baggermenge vom MoNa-System richtig errechnet 
wird und auf ein stetiges Handaufmaß des Bodenvolu-
mens bei dieser Baggerstelle verzichtet werden kann.
Die MoNa-Software ermöglicht die Erfassung und 
Speicherung einer Vielzahl von Betriebsdaten. Durch  
eine entsprechende Auswertung der Daten kann eine 
Beurteilung der jeweiligen Leistungsfähigkeit des Bag-
gergerätes z. B. in Abhängigkeit der Bodenart erfolgen. Abb. 3: Kontrolle eines Baggerumlaufes
Die so gewonnen Erkenntnisse können bei einem op-
timierten Baggereinsatz zur Effektivität der gesamten 
Unterhaltungsbaggerung beitragen. 
Für statistische Auswertungen werden Excel-Dateien 
automatisch aus MoNa generiert. Gewonnene Daten 
zur räumlichen und zeitlich Baggermengenverteilung 
dienen unter anderem der Gewässerkunde für ihre 
Untersuchungen zum weiteren Verständins des Gewäs-
sersystems.
      Abb. 2: Hopperbagger Nordsee
Weiterhin hilft MoNa vertragsrelevante Abrech-
nungsdaten einem Leistungsverzeichnis zuzuordnen, 
automatisch aufzuaddieren und für die Rechnungsbe-
arbeitung zusammenzustellen.
Mittelfristig ist die Erweiterung von MoNa vorgese-
hen, um auch die mittels Wasserinjektionsgerät (WI) 
durchgeführten Sedimentumlagerungen mit einem 
einheitlichen System überwachen zu können. 
Wir schaffen mit unserem Baggergut  
Ausgleichsmaßnahmen 
von Helga Panknin, Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord
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Zurzeit werden die Planungsgrundlagen für einen 
Ausbau des Fahrwassers zum Hafen Wismar erarbeitet.  
Rund 6 Millionen m³ Boden müssten entlang des 
Fahrwassers gebaggert werden, damit das 10 m 
tiefgehende Bemessungsschiff den Hafen anlaufen 
kann. Uns stellt sich die Frage: „Wo verbleiben wir mit 
diesem Baggergut?“ 
Die wirtschaftliche und ökologisch verträgliche 
Verwendung des Baggergutes wird in einem 
sogenannten Baggergutverbringungskonzept 
geklärt. Dieser Beitrag beschreibt die Grundzüge 
des Verbringungskonzeptes. Er zeigt auch, wie der 
laufende interdisziplinäre Abstimmungsprozess der 
Ausbauplanung mit den Trägern öffentlicher Belange 
auf das Konzept einwirkt. 
Grundsätzlich folgt die Verbringung dem wirtschaft-
lichen und ökologischen Prioritäts-Prinzip „Verwen-
dung hat Vorrang vor der Ablagerung, Ablagerung hat 
Vorrang vor der Verwertung nach einer Behandlung“.  
Abb. 1 zeigt die Volumina der zu fördernden Boden-
arten (linke Tabelle). Dem gegenüber stehen der Bedarf 
interessierter Bodenverwender sowie die Kapazitäten 
vorhandener Ablagerungsflächen (z. B. Spülfelder). 
Jede Bodenart bietet individuelle  Verwertungsmög-
lichkeiten, jeder Bodenverwender stellt eigene Anfor-
derungen an den Boden. Die optimale Verteilung des 
Bodens auf verschiedene Verwender ist eine logistische 
Aufgabe, wobei der Verteilungsschlüssel maßgeblich 
durch die verfügbaren Nutzungs- und Unterbringungs-
kapazitäten sowie die Verbringungskosten (Transport-
entfernungen) bestimmt wird.
Verwertung des Baggergutes durch Landgewin-
nung und Erosionsschutz
Sand- und Kiesböden (rollige Böden) sind wegen ihrer 
vielfältigen Verwertungsmöglichkeiten als Baustoff 
die begehrtesten Bodenarten. Sie eignen sich hervor-
ragend zum Aufspülen von neuen Industrieflächen 
und werden von der Seehafen Wismar GmbH für die 
Erweiterung der Hafenflächen und zur Hinterfüllung 
von Ufersicherungsbauwerken verwendet. 
Mit dem gebaggerten Sand kann die kleine Insel Wal-
fisch vor weiterer Erosion geschützt werden. Geplant 
ist, den fortwährenden Uferabtrag durch eine inselum-
fassende Strandvorspülung aufzuhalten und so zum 
Bestand des Naturschutzgebietes beizutragen.  
Die Inselsicherung wird zugleich als Ausgleichsmaß-
nahme für den Eingriff in die Natur und Landschaft 
durch den Fahrrinnenausbau anerkannt. Rund die 
Hälfte des anfallenden rolligen Bodens lässt sich für 
diese Baumaßnahmen verwerten.
Umlagerung des Baggergutes 
im aquatischen Bereich
Auffällig ist der hohe Anteil an Böden mit sogenannter 
Wechsellagerung. Hierbei handelt es sich um Misch-
böden, mit kleinräumig wechselnden geschichteten 
Ablagerungen verschiedener Bodenarten. Mit ver-
tretbarem Aufwand sind einzelne Bodenarten nicht 
separierbar. Die große Inhomogenität des Bodens lässt 
eine Verwertung als Baustoff nicht zu. Auch an dem  
anfallenden Geschiebemergel und den anderen Böden 
zeigte zunächst keiner Interesse. Da diese unbelasteten 
Böden prinzipiell im Gewässer umlagerungsfähig 
sind, war ursprünglich geplant, das unbelastete nicht 
verwertbare Baggergut in Übertiefen der Ostsee um-
zulagern. Unsere bisherigen Erfahrungen aus anderen 
Maßnahmen lehren uns, dass eine Unterbringung 
von Baggergut im aquatischen Bereich ökologisches 
Konfliktpotential birgt, weil eine Ablagerung auf dem 
Meeresgrund zunächst einmal angestammte Lebens-
räume abdeckt und damit vernichtet, bevor sich die 
neue Gewässersohle im Laufe der Zeit als Lebensraum 
regeneriert.
Da die gesamte Wismarbucht als europäisches Flora-
Fauna-Habitat (FHH)- und Vogelschutzgebiet gemeldet 
ist, wurde aufgrund dieser Erfahrungen eine Unter-
bringung des Baggergutes in Übertiefen der Wismar-
bucht zunächst von vornherein ausgeschieden.  
Gesucht wurden Eignungsflächen in der Ostsee außer-
halb der Schutzgebiete. Als wirtschaftlichste Fläche 
erwies sich ein über 20 m tiefer Seebereich westlich der 
Bank Hannibal (Abb. 2), obwohl die Transportentfer-
nung vom Hauptbaggergebiet bis zur Umlagerungsflä-





Umlagerungsfläche westl. Hannibal 4,00 65
Sicherung Insel Walfisch 0,10 1,5
Flachwasserzone 1,60 26
Hafenerweiterung, Hinterfüllung 0,28 4,5
Spülfeld Fährort 0,17 3
Summe 6,15 100
Abb. 1: Anfallendes Baggergut und potenzielle 
Bodenabnehmer
Baggermengen nach Bodenarten Mio. m3 %
Wechsellagerung 2,85 46
Geschiebemergel 1,28 21
Sand, Kies 0,90 15
Organische Böden 0,67 11
Ton, Schluff 0,28 5
Belasteter Boden  0,17 3
Summe 6,15 100
Abb. 2:  Lageplan Wismar Bucht
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Wir stellen die ökologische Durchgängigkeit an 
Bundeswasserstraßen wieder her
von Dietmar Michaelis, Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord
Viele Fische müssen beim Anblick vorbeifahrender 
Schiffe vor Neid erblassen. Wurde doch für die 
Schiffe so viel getan ihre Reise so sicher und leicht 
wie möglich zu machen. Dort, wo Stauanlagen von 
der Wasser- und Schifffahrtverwaltung des Bundes 
(WSV) geschaffen wurden, ist für die Schifffahrt die 
Möglichkeit gegeben diese mit Hilfe von Schleusen zu 
überwinden. 
Fische hingegen bleiben oftmals am ersten dieser für 
sie unüberwindbaren Hindernisse zurück und können 
nicht wie Schiffe ihren Zielort erreichen. Spätestens seit 
dem Jahr 2000 besteht nun für Fische die berechtigte 
Hoffnung, dass nachfolgende  Generationen wieder 
ungehindert durch die Gewässer wandern können. 
Mit dem Inkrafttreten der EG Wasserrahmenrichtli-
nie (WRRL) im Jahr 2000 besteht unter anderem die 
Verpflichtung, die Durchgängigkeit an Gewässern zu 
erhalten bzw. wieder herzustellen,  z. B. damit Fische 
ungestört in den Gewässern wandern können. Damit 
soll ein artenreicher, gesunder und nachhaltiger Fisch-
besatz in den Flüssen erreicht werden. Die Bundeswas-
serstraßen stellen für viele Arten die einzige Zuwegung 
zu den sich immer mehr verzweigenden Zuflüssen dar. 
Daher kommt der Durchgängigkeit der Bundeswasser-
straßen eine besondere Bedeutung zu. 
Mit Inkrafttreten des neuen Wasserhaushaltsgesetzes 
im März 2010 wurde festgelegt, dass die WSV an den 
eigens errichteten und betriebenen Stauanlagen der 
Bundeswasserstraßen, die erforderlichen Maßnahmen 
zur Wiederherstellung der Durchgängigkeit hoheitlich 
durchführt. 
Bundesweit wird derzeit der Handlungsbedarf an 253  
in Frage kommenden Staustufen, davon 4 im Bezirk 
der WSD Nord,untersucht. Es ist absehbar, dass nur 
wenige davon den fischökologischen Anforderungen 
genügen. 
Da nicht alle Staustufen gleichzeitig angepasst werden 
können, wird ein Priorisierungskonzept erstellt. 
Dieser Plan legt fest, wie die WSV diese umfangreiche 
Aufgabe bewältigen kann. 
Die Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) hat uns 
im August 2010 ihre fachlichen Empfehlungen, wie 
dringend die Herstellung der Durchgängigkeit aus 
fischökologischer Sicht ist,  bereit gestellt.
Vorausgegangen war die Schaffung einer Daten- und 
Informationsbasis zu den Querbauwerken, wie z. B. 
Schleusen und Wehre, der WSV, zu denen wir für 
unseren Bezirk umfangreiche Daten beigesteuert ha-
ben. Im Jahr 2011 soll nach weitergehenden Untersu-
chungen festgelegt werden, welche Maßnahmen wir 
durchführen werden und wann dies geschehen wird.
Den Fischen im Bezirk der WSD Nord geht es, zumin-
dest was das Wandern angeht, verhältnismäßig gut. 
Liegt der geographische Schwerpunkt unserer Aufga-
ben doch im Bereich der seewärtigen Zufahrten zu den 
Häfen, die für die Fische barrierefrei sind.  
Bei der Verbindung zu den Binnenwasserstraßen tun 
sich vereinzelt Querbauwerke auf, die es zu überwin-
den gilt. So werden in der WSD Nord vier Querbau-
werke identifiziert, die hinsichtlich der Durchgän-
gigkeit zu untersuchen sind. Sie befinden sich in der 
Warnow und in der Eider.
Warnow 
Das Mühlendammwehr in Rostock regelt bei Bedarf 
den Wasserstand der Warnow. Es trennt den seewär-
tigen Teil der Warnow von dem über 140 km langen 
Fließgewässer in Mecklenburg-Vorpommern.  Ober-
halb des Wehres befinden sich mehrere Seen. Ferner 
gibt es Durchbruchstäler, in denen die Warnow 
und einige Zuflüsse für das Tiefland vergleichsweise 
hohe Fließgeschwindigkeiten erreichen. Die Seen 
stellen wichtige Aallebensräume dar, während die 
Durchbruchstäler z. B. für die Meerforellen geeignete 
Vermehrungsgebiete darstellen. Die Meerforelle ist 
auf eine ungehinderte Wanderung zwischen ihrem 
Lebensraum in der Ostsee und dem Laichgebiet in der 
Warnow angewiesen. Sofern durch das Wehr keine 
ausreichenden Wandermöglichkeiten bestehen, wird 
hier ggf. eine Fischtreppe gebaut.
Eider 
Die Eider ist mit einer Länge von 188 km der längste 
Fluss Schleswig–Holsteins. Getrennt durch den Nord-
Ostsee-Kanal teilt sich die Eider in den Oberlauf und 
den Unterlauf.
Der Oberlauf der Eider mündet, nachdem mehrere 
Seen durchflossen werden, über den Achterwehrer 
Schifffahrtskanal (ASK) und die Staustufe Strohbrück 
in den NOK. In dieser Staustufe befindet sich zur Zeit 
lediglich eine Aalleiter. Die Eider weist in ihrem Ober-
lauf einige für Meerforellen und Neunaugen gut zur 
Vermehrung geeignete Flussstrecken auf. Die Durch-
gängigkeit kann hier durch eine Sohlgleite vom ASK in 
den Flemhuder See hergestellt werden.
Um einen besseren Schutz der Eiderniederung zwi-
schen Nordfeld und Rendsburg vor Sturmfluten zu 
gewährleisten und die Vorflut des Gebietes zu verbes-
sern, wurden 1936 im Unterlauf der Eider zwei Stau-
stufen in Nordfeld und Lexfähr (das Entwässerungssiel  
in Lexfähr befindet sich nicht im Eigentum der WSV) 
errichtet. 
Abb. 1: Anzahl der Staustufen mit Angabe der fischökolo-
gischen Dringlichkeit in den Wasser- und Schifffahrts-
direktionen der WSV (BfG)
Abb. 2: Mühlendammwehr in der Warnow 
(Quelle: WSA Stralsund)
Abb. 3: Eider oberhalb der Staustufe Strohbrück
(Quelle: L. Peers)
Die staugeregelten Abschnitte der Eider haben nur 
eine geringe Bedeutung für wandernde Fischbestände. 
Hier können ggf. bereits Änderungen im Betrieb der 
Durchlässe den entscheidenden Beitrag zur Herstel-
lung der Durchgängigkeit leisten.  
Auch wenn es sich also um eine überschaubare Anzahl 
an Querbauwerken im Bezirk der WSD Nord handelt, 
ändert dies nichts an der Bedeutung der Umsetzung 
für die einzelnen Flusseinheiten. Durch die neue ge-
setzliche Verpflichtung zur Herstellung der Durchgän-
gigkeit an den Bundeswasserstraßen übernehmen wir 
damit zusätzlich eine aktive Rolle bei der Umsetzung 
der WRRL. Die erweiterten und neuen gesetzlichen 
Verantwortlichkeiten im Zusammenhang mit der 
WRRL erhöhen den Handlungsspielraum, unsere Fach-
kompetenzen und Fähigkeiten aktiv für ökologische 
Belange einzusetzen.
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Technische Programmplanung als zentrales Steue-
rungselement für Neubau, Betrieb und Unterhaltung 
von Jürgen Bahnemann, Wasser-und Schifffahrtsdirektion Nord
Das Wachstum der Wirtschaft und die Wettbewerbs- 
fähigkeit des Wirtschaftsstandortes Deutschland 
erfordern eine leistungsfähige und wirtschaftliche 
Infrastruktur. Hierzu zählen insbesondere auch die 
Bundeswasserstraßen im Küstenbereich (z. B. Seehafen- 
zufahrten nach Hamburg oder Rostock, Nord-Ostsee-
Kanal).
Die bedarfsgerechte Ausgestaltung des Systems „Schiff-
Wasserstrasse“ ist eine der wesentlichen Aufgaben der 
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung (WSV). Hierbei 
wird durch den Einsatz innovativer Technik die Lei-
stungsfähigkeit und Sicherheit der Bundeswasserstra-
ßen gewährleistet sowie die Wirtschaftlichkeit von 
Betrieb und Unterhaltung ständig verbessert.
Die konkreten Zielsetzungen für größere Vorhaben 
ergeben sich aus den nationalen strategischen Pla-
nungen bzw. Priorisierungen wie z. B. der Bundesver-
kehrswegeplanung oder der Umsetzung des Aktions-
planes Güterverkehr und Logistik bzw. des Nationalen 
Hafenkonzeptes (Ziele sind hier u. a. der Ausbau der 
hafenrelevanten Verkehrsinfrastrukturen, die Ver-
besserung der Wettbewerbsfähigkeit der Häfen, die 
Förderung von Umwelt- und Klimaschutz und die 
Optimierung der Sicherheit von Lieferketten) für die 
See- und Binnenhäfen. Andererseits wird auch im 
europäischen Rahmen z. B. durch die TEN-Leitlinien 
der EU, die Stärkung des Verkehrsträgers „Seeverkehr“ 
vorgesehen (TEN: Transeuropäische Netze).
Diese strategischen Planungen basieren auf generellen 
Prognosen wie z. B. auf der Seeverkehrprognose 2025 
sowie vorhabensbezogener detaillierter Vorunter-
suchungen (einschließlich Nutzen-Kosten-Untersu-
chungen und Umweltrisikoeinschätzungen), 
die ggf. – auch mit Blick auf erforderliche planrecht-
liche Verfahren – zur Beauftragung von weiterführen-
den Hauptuntersuchungen führen.
Die Aufstellung und Genehmigung der notwendigen 
vorgeschriebenen Haushaltsentwürfe sowie der damit 
verbundene Instanzenweg, sichern die Qualität der 
Planungen und führen bei entsprechender Priorisie-
rung durch das Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung (BMVBS) zur Berücksichtigung 
im Bundeshaushalt bzw. zur konkreten Ausstattung 
mit Haushaltsmitteln. Im europäischen Kontext (z. B. 
TEN) sind gesonderte Antragsverfahren zu beschreiten. 
Allerdings sind Haushaltsmittel knapp und einherge-
hend mit den laufenden Stelleneinsparungen kommt 
daher der Steuerung der Maßnahmen und Vergabe-
anteile an Dritte besondere Bedeutung zu. Im Rahmen 
der Technischen Programmplanung (TPP) bei der 
Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord (WSD) sind die 
Maßnahmen zu priorisieren und bedarfsgerecht so zu 
steuern, dass die Budgetvorgabe des BMVBS eingehal-
ten wird. Vorrangig sind hierbei die Maßnahmen mit 
Sicherheitsrelevanz (z. B. Gefährdung von Personen, 
Bauwerken, Umwelt), die Erfüllung vertraglicher 
Verpflichtungen (z. B. laufende Maßnahmen) sowie die 
Sicherstellung notwendiger Betriebsdienste mit Haus-
haltsmitteln auszustatten. Hierfür werden die Funktio-
nalitäten der modernen SAP-Software genutzt.
Der Bedarf ergibt sich im Wesentlichen aus:
• Laufender Aufwand für Betrieb und Unterhal-
tung der Bundeswasserstraßen und der Anlagen, 
insbesondere die Beseitigung von Störungen an 
Anlagen und die Beseitigung von Mängeln, die 
im Rahmen der Bauwerksinspektion festgestellt 
wurden
• Ersatzinvestitionen zum Erhalt der verkehrlichen 
Infrastruktur (z. B. Unterhaltungsbaggerungen) 
• Aufwendungen für die maritime Notfallvorsorge 
und den verkehrsbezogenen Feuerschutz
• Gesetzliche Vorgaben (z. B. Durchführung der 
wasserwirtschaftlichen Unterhaltung; Erhaltung 
und Wiederherstellung der ökologischen Durch-
gängigkeit der Bundeswasserstraßen)
• Erfüllung von Auflagen aus Planfeststellungsbe-
schlüssen (z. B. Bereitstellung der Fähren auf dem 
Nord-Ostsee-Kanal)
• Investitionsmaßnahmen (Um-, Aus- und Neu-
baumaßnahmen)
• Beschaffungen von Land- und Wasserfahrzeugen
Haushaltsjahr 2010
In der WSD Nord wurden  Haushaltsmittel in Höhe von 
rd. 240 Mio. € verausgabt: (ohne Personal, Lotswesen 
und IT) 
• Betrieb und Unterhaltung   40 Mio. €
• Ersatzinvestitionen, Beschaffungen 20 Mio. €
• Baggerungen   55 Mio. €
• maritime Notfallvorsorge   30 Mio. €
• Investitionen   95 Mio. € 
Der Haushaltsmittelbedarf im Jahr 2010 aus folgenden 
„Quellen“ gedeckt:
• Bundeshaushalt, Kapitel 1203, Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung des Bundes; Bundeswasserstra-
ßen  [130 Mio. €]
• Maut (Investitionen über die Verkehrsinfrastruk-
turfinanzierungsgesellschaft) [52 Mio. €]
• Konjunkturpaket (KP) I (Innovations- und Investiti-
onsprogramm für die Bundeswasserstraßen)  
[40 Mio. €]
• KP II (Pakt für Beschäftigung und Stabilität in 
Deutschland) [18 Mio. €] 
[Zusätzlich werden durch das WSA Lübeck Baumaß-
nahmen für die Bundesmarine und den BGS erbracht, 
die dort priorisiert und mit Haushaltsmitteln 
(ca. 10 Mio. €/a) ausgestattet werden].
Ausblick 2011 ff
Das BMVBS hat den Wasser- und Schifffahrtsdirek-
tionen die derzeit vorgesehenen Finanz-Budgets für 
die Haushaltsjahre 2011 bis 2014 mitgeteilt. Maut-
Mittel werden für Maßnahmen an Bundeswasserstras-
sen zukünftig nicht mehr bereit gestellt. Das KP I ist 
Ende 2010 ausgelaufen, aber das KP II läuft bis Ende 
2011. Aus diesem Programm werden in der WSD Nord 
sechs Maßnahmen finanziert (Abschlusspontons Kleine 
Schleuse, Ersatz von sechs Lotsenversetzbooten für die 
Kieler Förde, drei SWATH Tender für die Elbe, Neubau 
Außenbezirk/Bauhof Brunsbüttel, Neubau Verkehrs-
zentrale Lübeck und der Ersatz Do 228 für die Maritime 
Notfallvorsorge ). 
Gegenüber dem Finanz-Budget des BMVBS ergibt 
sich für die WSD Nord ein deutlich höherer Finanz-
bedarf. Dieser resultiert im Wesentlichen aus den 
großen Ersatz-/ Investitionsvorhaben an Elbe (Fahr-
rinnenanpassung) und Nord-Ostsee-Kanal (Ausbau 
Oststrecke, 5. Schleusenkammer Brunsbüttel, Ersatz 
der Brücke Levensau).
Die großen Ersatzinvestitionen (z. B. Maßnahmen 
an den Schleusen Kiel-Holtenau, Grundinstandset-
zungen von Brücken am NOK und in Lübeck, Straßen-
tunnel Rendsburg, Eidersperrwerk sowie Schiff-
fahrtszeichen) und die Beschaffung von Fahrzeugen 
sind in der Technischen Programmplanung (TPP) 
berücksichtigt und werden entsprechend priorisiert. 
Hinzu kommt der ständige Bedarf für Betrieb und 
Unterhaltung der Anlagen und die Unterhaltungs-
baggerungen. 
Im Rahmen des Finanz-Budgets sind auch ständig 
steigende Mittel in Millionenhöhe bereitzustellen 
für weiter zunehmende Betriebsvergaben (z. B. 
NOK-Fähren, Schleusendecksdienst) und im Bereich 
der maritimen Notfallvorsorge (z. B. Anmietung von 
Notschleppern). 
Fazit
Aller Voraussicht nach wird die Haushaltslage 
angespannt bleiben. Die TPP der WSD Nord hat 
deshalb vor dem Hintergrund der großen Ersatz- und 
Investitionsvorhaben bei gleichzeitiger Verwal-
tungsmodernisierung eine besondere Bedeutung, 
weil die Verfügbarkeit der Wasserstraßen und 
ihrer Anlagen kontinuierlich sichergestellt sein 
muss. Dieses gelingt aber nur, weil die Wasser- und 
Schifffahrtsämter die wertvollen amtsspezifischen 
Planungsgrundlagen für die TPP erarbeiten und 
bereitstellen.
Abb.1: Technische Programmplanung 
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Wir vergeben – Erfahrungen mit dem Vergaberecht 
in der WSD Nord 
von Helmut Külsen, Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord
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Vertrag kommt von vertragen. Diese Weisheit wird 
in den meisten Verträgen auch so in einer Form des 
Gebens und Nehmens umgesetzt.
Als wichtiger öffentlicher Auftraggeber im Norden 
halten sich die WSD Nord und ihre sieben nachge-
ordneten Wasser- und Schifffahrtsämter (WSÄ) an 
die Vergabevorschriften. Dies sind insbesondere das 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), 
die Verordnung für die Vergabe öffentlicher Aufträge 
(VgV), die Vergabe- und Vertragsordnung für Baulei-
stungen (VOB), die Vergabe- und Vertragsordnung für 
Leistungen (VOL) und die Verdingungsordnung für 
Freiberufliche Leistungen (VOF).
Jährlich wickelt die WSD Nord gemeinsam mit ihren
WSÄ Aufträge im Wert von 80 Millionen Euro im Bau-
bereich und 60 Millionen Euro im Liefer- und Dienstlei-
stungsbereich ab.
Besonders hervorzuheben ist das Jahr 2010, in dem u. a. 
bedingt durch die Konjunkturprogramme der Bundes-
regierung Bauverträge in Höhe von 145 Millionen Euro 
abgeschlossen wurden.
Die Vergabe von Leistungen an Ingenieurbüros nimmt 
in der Tendenz ebenfalls zu, weil nicht mehr alle 
Aufgaben von der Verwaltung selbst geleistet werden 
können. Dies resultiert aus dem generellen Trend 
des langjährigen Personalabbaus bei gleichzeitigem 
Zuwachs an Aufgaben (z. B. Aus- und Neubauvorhaben, 
wasserwirtschaftliche Unterhaltung und in Spitzen 
sogar noch die Umsetzung von Konjunkturprogram-
men). Im Baubereich werden durch Vergaben im We-
sentlichen Nassbaggerarbeiten, Wasserbau, Tiefbau 
und Hochbau durchgeführt. Bei den Dienst- und Lie-
ferleistungen sind dies der Neubau, die Bereitstellung 
und die Reparatur von Schiffen, Landfahrzeugen und 
Schifffahrtszeichen. Freiberufliche Leistungen Dritter 
werden insbesondere bei der Planung, Ausschreibung 
und Ausführung (z. B. Unterstützung bei der Bauauf-
sicht) von Aus- und Neubauten benötigt.
Wie kommt ein Vertrag zustande? 
Der Auftraggeber (AG) beschreibt die Leistung, die er 
haben möchte und interessierte Bieter können ein An-
gebot abgeben. Im Rahmen der Angebotsprüfung stellt 
der AG manchmal fest, dass einige preisgünstige Ange-
bote die formalen Anforderungen nicht erfüllen, z. B 
weil geforderte Angaben fehlen und/ oder Erklärungen 
nicht abgegeben wurden. Die aktuellen Vergabevor-
schriften sehen hier glücklicherweise Nachbesserungs-
möglichkeiten vor, sodass zumindest einige formale 
Fehler (z. B. Umsatzangaben, ein Schweißnachweis) 
aber nicht alle (z. B. das Fehlen der Unterschrift unter 
dem Angebot) geheilt werden können. Auftragnehmer 
(AN) wird der Bieter, der das wirtschaftlichste vollstän-
dige Angebot abgegeben hat. Um ein Nebenangebot 
werten zu können, muss der AG neben dem Preis wei-
tere Wertungskriterien vorgeben. Sehr preisgünstige 
Angebote werden auf Auskömmlichkeit überprüft. 
Dies hat bei einigen Vergaben dazu geführt, dass Ange-
bote ausgeschlossen werden mussten.
Einfache Leistungen mit geringem Umfang (kleiner 
10.000 Euro (netto)) können im sogenannten Bestell-
scheinverfahren vergeben werden. Eine europaweite 
Ausschreibung dauert von der Versendung der Ange-
botsunterlagen bis zur Auftragserteilung im Regelfall 
mindestens drei Monate (eine nationale Ausschrei-
bung kann in einem Monat zu einem Auftrag führen).
Im Bereich der VOL erfolgt die Abwicklung grundsätz-
lich über die elektronische Vergabe (e-Vergabe).
Mit der Entscheidung nicht einverstanden?
Manchmal sind ausgeschlossene und/ oder preisgün-
stigere Bieter, die den Auftrag nicht erhalten haben, 
mit der Entscheidung des AG nicht einverstanden. 
Wenn der Bieter meint, durch die Entscheidung des 
AG in seinen Rechten (auf den Auftrag) beeinträchtigt 
worden zu sein, kann die bekannt gemachte Nachprü-
fungsstelle angerufen werden. 
Bei Verfahren oberhalb des EU-Schwellenwertes (z. B. 
bei der VOB 4.845.000 Euro (netto)) ist dies das Bundes-
kartellamt, in allen anderen Verfahren
Abb. 1: Auftragsvolumen im Bereich der WSD Nord 
2005–2010 nach Vergabeverfahren
die vorgesetzte Dienststelle des AG, die WSD Nord. Ein 
Verfahren vor dem Bundeskartellamt dauert in der Re-
gel rund zwei Monate. Dabei steht dem Unterlegenen 
der weitere Rechtsweg offen. Das Nachprüfungsver-
fahren der vorgesetzten Dienststelle ist keinen Fristen 
unterworfen und nimmt in der Regel weniger Zeit in 
Anspruch. Diese Nachprüfungsentscheidung kann der 
Bieter durch das Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung (BMVBS) überprüfen lassen. Als 
weiterer nachfolgender Rechtsweg bleibt dem Bieter 
hier nur der Gang vor ein ordentliches Gericht.
In der WSD Nord werden jährlich ca. fünf Nachprü-
fungsverfahren durchgeführt, durchschnittlich wer-
den zwei Vergabeverfahren durch das Bundeskartell-
amt geprüft und vereinzelt wird der weitere Rechtsweg 
beschritten, z. B. zum Oberlandesgericht Düsseldorf.
Der Vertrag läuft nicht rund?
Fehler in der Ausschreibung oder Anordnungen des 
Auftraggebers führen zu einer Anpassung des Ver-
trages, den sogenannten Nachträgen. Die Anzahl der 
Nachträge, insbesondere im Baubereich, ist hoch, aber 
wertmäßig im einstelligen Prozentbereich. Dies spricht 
zum einen für die Qualität der Ausschreibungen, aber 
zum anderen auch für die Nutzung der Möglichkeit im 
Rahmen des Vertrages einvernehmlich kleine Anpas-
sungen (z. B. Mengenänderungen oder unvorhergese-
hene Leistungen) vornehmen zu können.
Wenn dennoch über die Vertragsabwicklung und 
zusätzliche Leistung keine Einigung erzielt wird, kann 
die vorgesetzte Dienststelle des Auftraggebers einge-
schaltet werden. Bei Bauleistungen wird dann z. B. ein 
Verfahren nach § 18 Absatz 2 VOB/B durchgeführt.
Abnahme und doch nicht fertig?
Das Werk ist vollbracht und der AG hat die Abnahme 
erklärt. Auch nach der Schlusszahlung haftet der AN 
noch mehrere Jahre für von ihm zu vertretende Män-
gel. Der Auftrageber führt mindestens vor Ablauf der 
Frist für Mängelansprüche eine Inspektion des Werkes 
durch.
Was wird noch getan?
Als öffentliche Auftraggeber achten die WSÄ bzw. 
die WSD Nord besonders darauf, dass im Rahmen der 
Korruptionsprävention mindestens das Vier-Augen-
Prinzip gewahrt und bei Überschreitung bestimmter 
Auftragswerte das Zwei-Ebenen-Prinzip eingehal-
ten wird. Außerdem finden laufend Schulungen zur 
Korruptionsprävention und zu den neuesten Entwick-
lungen im Vergaberecht für die Mitarbeiter statt.
Eine wertvolle Hilfe für jede Vergabe sind die aktu-
ellen Vergabehandbücher. Das Vergabehandbuch für 
Bauleistungen (VOB) steht bereits seit 2008 digitalisiert 
im Intranet zur Verfügung und wurde in diesem Jahr 
auf die neue VOB 2009 angepasst. Das Vergabehand-
buch für Leistungen (VOL) und das für freiberufliche 
Leistungen (VOF) sind seit August 2010 ebenfalls digi-
tal verfügbar. Sie werden laufend durch die Vergabe-
ansprechpartner der WSDen, der Oberbehörden und 
durch das BMVBS fortgeschrieben.
Ausblick
Die Bedeutung der Qualität der Vergaben bzw. die An-
wendung des Vergaberechts werden zunehmen, weil 
sich der Anteil der zu vergebenden Leistungen weiter 
erhöhen wird. Dies ist kein statisches System, weil die 
Vergabevorschriften (und die Rechtsprechung und 
Gesetze) einem ständigen Wandel unterliegen.
So hat die Europäische Kommission ein Grünbuch 
über die Modernisierung der europäischen Politik im 
Bereich des öffentlichen Auftragswesens „Wege zu 
einem effizienteren europäischen Markt für öffentliche 
Aufträge“ veröffentlicht.
Abb. 2: Anzahl der Aufträge und Nachträge im Bereich der 
WSD Nord 2005–2010 nach Vergabeverfahren
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Eine neue Ära beginnt – Charterbeginn für die 
modernsten Notschlepper der Welt 
von Hans-Ulrich Schulz und Jürgen Behm, 
Wasser- und Schifffahrtsamt Stralsund
Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des 
Bundes hält auf der Basis von Sicherheits- und 
Vorsorgekonzepten für die deutsche Nord- 
und Ostseeküste Notschleppkapazitäten vor. 
Dazu gehören sowohl die bundeseigenen 
Mehrzweckschiffe Mellum, Neuwerk, Arkona und 
Scharhörn als auch gecharterte Notschlepper,
allen voran die Kraftprotze Nordic und Baltic. 
Aufgrund des steigenden Schiffsverkehrs an der 
deutschen Küste sowie größerer Containerschiffe und 
Tanker, wurde es erforderlich das Notschleppkonzept 
entsprechend anzupassen. Das bedeutete, jeweils ei-
nen neuen Notschlepper für die Nord- und auch für die 
Ostsee bauen zu lassen. 
Die technischen Parameter für die Neubauten wurden 
bereits 2006 in einem Beschluss des Deutschen Bundes-
tages festgelegt. 
Im Rahmen eines europaweiten Verfahrens wurde je 
ein Notschlepper mit Liegeplatz in Warnemünde als 
Ersatz für die Fairplay 26 und als Ersatz für die Oceanic 
auf Seeposition vor Norderney einschließlich Boarding-
team für 10 Jahre ausgeschrieben. Nach dem Abschluss 
eines hoch professionell geführten Vergabeverfahrens 
konnte die Fachstelle Maschinenwesen Nord in Rends-
burg als zuständige Vergabestelle im Jahr 2008 beide 
Aufträge erteilen.
Den Zuschlag für beide Aufträge erhielt die ARGE 
Küstenschutz, ein Zusammenschluss der Bugsier- und 
Unterweserreederei sowie von Fairplay Towage und 
Wiking Helikopter. Für beide Verträge werden vom 
Bundesverkehrsministerium über 10 Jahre Haushalts-
mittel von insgesamt 196 Mio € zur Verfügung gestellt.
Die Baltic 
Nach dem Bau in Spanien und der Überführung in die 
Ostsee trat die Baltic am 04. September 2010, 00:00 Uhr 
ihre Charter am Liegeplatz in Warnemünde an. 
Der Notschlepper ist 63 m lang, hat einen Tiefgang von 
6,00 m und erreicht eine Maximalgeschwindigkeit von 
17 Kn. Der Pfahlzug des Schiffes liegt bei 127 t. 
Die vom Deutschen Bundestag geforderten tech-
nischen Parameter wurden damit sogar noch übertrof-
fen. Gegenüber der ebenfalls von der ARGE Küsten-
schutz gecharterten Vorgängerin Fairplay 26 hat sich 
der zur Verfügung stehende Pfahlzug fast verdoppelt. 
Die Nordic 
Auch die Nordic hat zum Jahreswechsel am 01. Januar 
2011, 00:00 Uhr ihren Dienst angetreten und im 
Rendezvous-Verfahren die Vorgängerin Oceanic auf 
der Seeposi-tion vor Norderney abgelöst.
Die Nordic ist bei einem Tiefgang von 6,00 m 78 m lang 
und erreicht eine Maximalgeschwindigkeit von fast 
20 Knoten. Sie verfügt über einen Pfahlzug von 201 t. 
Zusätzlich kann die Nordic als einziger Notschlepper 
weltweit aufgrund ihrer gasgeschützt arbeitenden 
Motoren und einer Zitadelle unter Überdruck für meh-
rere Stunden in kontaminierter Atmosphäre eingesetzt 
werden. 
Gemeinsam mit den bundeseigenen Mehrzweckschif-
fen werden Baltic und Nordic künftig für mehr Sicher-
heit an der deutschen Küste sorgen. 
Die Vorgaben des Notschleppkonzepts sind ebenso 
wie die Entscheidung des Deutschen Bundestages zu 
Gunsten des hohen Niveaus der Maritimen Notfallvor-
sorge in Deutschland durch die Verwaltung erfolgreich 
umgesetzt worden.
Abb. 2:  MS „Nordic“
Abb. 1:  MS „Baltic“
Eine neue Ära beginnt – Charterbeginn 
für die modernsten Notschlepper der Welt
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Die Havarie Lisco Gloria –  
unsere Mehrzweckschiffe im Ernsteinsatz 
von Dr. Christina Schneider,
Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord
Niemand hofft, dass Unglücke geschehen. Auch 
die Einsatzkräfte nicht, die dafür ausgebildet 
sind. Und wenn es doch passiert, zeigt sich 
ob alle Vorbereitungen, die Ausbildung, die 
technische Ausstattung und die Einsatzkräfte 
den Herausforderungen Stand halten und sich im 
Ernsteinsatz bewähren. Es ist das Warten auf den 
Tag X.
Am 09. Oktober 2010 um 00:08 Uhr war dieser Tag 
neben vielen anderen Einsatzkräften auch für unsere 
Mehrzweckschiffe Scharhörn und Arkona gekommen.
Auf UKW-Kanal 16 rief die RoRo-Fähre Lisco Gloria 
Mayday – Position 54° 34’ N, 10° 52’ E; Brand auf dem 
Wetterdeck, 236 Passagiere an Bord, diverses Gefahr-
gut an Bord –. Scharhörn und Arkona nehmen umge-
hend Kurs auf den Havaristen wenige Seemeilen nord-
westlich der Insel Fehmarn. Die Alarmierung durch die 
Verkehrszentralen Warnemünde und Travemünde 
funktioniert ohne jede zeitliche Verzögerung. Wenig 
später erklärt das Havariekommando die komplexe 
Schadenslage und übernimmt die Gesamteinsatzlei-
tung. Alle verfügbaren Brandbekämpfungseinheiten 
(BBE) und Verletztenversorgungsteams (VVT), die von 
den Küstenländern gestellt werden, werden durch das 
HK in Marsch gesetzt.
Als erstes Mehrzweckschiff erreicht die Scharhörn um 
02:15 Uhr  die Position der Lisco Gloria. Nicht zuletzt 
dank des guten Wetters und der hervorragenden 
Seemannschaft und der bereits vor Ort befindlichen 
Schiffe sind zu diesem Zeitpunkt Passagiere und Be-
satzung des Havaristen vollständig evakuiert und 
werden an Bord der Scandlines-Fähre Deutschland 
aufgenommen. Das ist zu diesem Zeitpunkt die gute 
Nachricht. Der Havarist brennt allerdings mittlerweile 
in voller Ausdehnung und er treibt. 
Unter Einsatz aller verfügbaren Feuerlöschmoni-
tore beginnt die Scharhörn sofort mit der Brandbe-
kämpfung. Gleichzeitig wird der Schiffsführer der 
Scharhörn für die bereits vor Ort befindlichen Brand 
bekämpfenden Fahrzeuge, zu denen zunächst mehrere 
Rettungskreuzer der DGzRS später auch die Arkona 
und das Feuerlöschboot Kiel gehören, zum On-Scene-
Coordinator (OSC) ernannt und koordiniert damit die 
notwendigen Maßnahmen vor Ort. Später wird auch 
die Gesamteinsatzleitung vor Ort auf die Scharhörn 
verlegt.
Die Arkona befindet sich im Zulauf zum Havaristen und 
erreicht die Position gegen 04:40 Uhr. Auch sie beginnt 
sofort mit Brandbekämpfungsmaßnahmen. Wegen 
der großen Mengen Löschwasser, die bereits in den 
Rumpf des Havaristen eingedrungen sind, bekommt 
die Lisco Gloria zunehmend Schlagseite. Die Einheiten 
werden angewiesen, ab sofort nur noch die Außenhaut 
der Lisco Gloria zu kühlen.
Neben den eigenen Aktivitäten dienen die Mehrzweck-
schiffe auch als Einsatzplattformen für die Brand-
bekämpfungseinheiten und die Verletztenversor-
gungsteams. Auf der Arkona befindet sich bereits die 
Brandbekämpfungseinheit aus Lübeck, die samt ihrer 
Ausrüstung von einem Hubschrauber der Bundespo-
lizei auf Arkona abgewinscht wurde. Im Verlauf des 
Einsatzes werden auf beide Mehrzweckschiffe weitere 
Brandbekämpfungseinheiten und Verletztenversor-
gungsteams abgesetzt.
Für die Einsatzleitung stellt neben der Stabilität be-
sonders das Treiben des Havaristen eines der größten 
Probleme dar. Wegen der durch die Brandentwicklung 
sehr hohen Temperaturen an und auf der Lisco Gloria 
ist ein längerer Aufenthalt auf dem Vorschiff, der für 
das Herstellen einer Schleppverbindung zu einem der 
Mehrzweckschiffe nötig wäre, unmöglich. 
Das für diese Zwecke vorgesehene Boardingteam aus 
Warnemünde befindet sich bereits an Bord eines Hub-
schraubers in der Nähe des Havaristen. 
Die Einsatzleitung entscheidet, dass alternativ versucht 
werden soll, die Anker der Lisco Gloria fallen zu lassen 
und so die Drift des Havaristen aufzuhalten.
Während Arkona gezielt die Back (das Vorschiff) des 
Havaristen kühlt, dreht die Scharhörn die Lisco Gloria 
durch „Pushen“ (Drücken) des Hecks in den Wind, um 
die Hitze und den Rauch vom Boardingteam sowie den 
standby stehenden DGzRS-Einheiten abzuwenden. 
Für den Fall, dass der Einsatz des Boardingteams schei-
tert, müssen die Mitglieder des Teams vom Havaristen 
ins Wasser springen. Gleichzeitig müssen die anwesen-
den DGzRS-Einheiten in der Lage sein, die Mitglieder 
des Boardingteams sicher abbergen zu können.
Der Versuch ist erfolgreich. Um 09.30 Uhr gelingt es 
dem Boardingteam, beide Anker der Lisco Gloria zu 
werfen. Exakt sechs Minuten nach dem Abwinschen 
des Boardingteams auf die Lisco Gloria wird es vom 
Hubschrauber wieder aufgenommen. Der Havarist 
wird noch Tage weiter brennen, aber er liegt sicher 
am Anker. Eine Strandung vor der dänischen Insel
Langeland mit nicht kalkulierbaren Folgen für die 
Meeresumwelt ist abgewendet.
Scharhörn und Arkona sind auch in den nächsten Stun-
den mit dem Kühlen der Lisco Gloria beschäftigt. Zwi-
schenzeitlich treffen von der Reederei des Havaristen 
beauftragte Bergungsexperten ein. Gemeinsam mit 
den dänischen Einsatzkräften vor Ort wird das weitere 
Vorgehen beraten. 
Am 10.10.2010 wird die Gesamteinsatzleitung vom HK 
dem dänischen Maritime Assistance Service überge-
ben. Die Gesamteinsatzleitung vor Ort (SOSC) liegt 
beim dänischen Mehrzweckschiff MV Gunnar Seiden-
faden. 
Die Scharhörn nimmt nun die Funktion des nationalen 
On-Scene-Coordinator (NOSC) wahr. 
Am 10.10.2010 um 13:30 Uhr werden Scharhörn und 
Arkona von der Einsatzleitung entlassen. Der Einsatz 
ist für beide Mehrzweckschiffe damit offiziell beendet. 
Sie waren an der erfolgreichen Abarbeitung einer der 
schwersten Havarien der letzten zehn Jahre im Zustän-
digkeitsbereich der WSD Nord wesentlich beteiligt.
Was bleibt nun von einem solchen Einsatz? 
Die operativen Erfahrungen werden in die Optimie-
rung bestehender Konzepte einfließen und bei zukünf-
tigen Planungen berücksichtigt.
Unseren Kollegen gebühren unsere Anerkennung und 
unser Respekt für die geleistete und nicht immer unge-
fährliche Arbeit an Bord.
Dieses Bewusstsein sollte einmal mehr auch bei Ent-
scheidungen, die wir am Schreibtisch zu treffen haben, 
Berücksichtigung finden. Die Menschen können trotz 
aller Motivation nur so gut sein, wie die Ausbildung, 
die in sie investiert wird, und die Technik muss nicht 
nur zuverlässig funktionieren, sondern sich auch auf 
dem neuesten Stand befinden, um das erreichte hohe 
Niveau in der Maritimen Notfallvorsorge in Deutsch-
land auch zukünftig zu halten.
Abb. 1: MZS Arkona vor dem brennenden Havaristen
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Wir modernisieren unsere Verkehrszentralen 
Maritime Verkehrssicherung
von Hartmut Hilmer, Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord 
Die technische Modernisierung der Verkehrszentralen 
schreitet zügig voran. Durch die neuen und zusätz-
lichen Möglichkeiten erweitert und intensiviert sich 
auch die operationelle Aufgabenwahrnehmung. 
Aufgrund der AIS-Technik gestaltet sich die 
Verkehrserfassung einerseits präziser und detaillierter 
als vor ein paar Jahren. Andererseits eröffnet sich 
die geographische Ausdehnung der Maritimen 
Verkehrssicherung auf das gesamte Hoheitsgebiet 
einschließlich der Ausschließlichen Wirtschaftszone. 
Die vor Jahren beschlossenen Maßnahmen zur tech-
nischen Modernisierung der Verkehrszentralen und 
deren operativen Betriebs haben sich aufgrund der 
ändernden Gegebenheiten, insbesondere in den 
Flächenrevieren der Nord- und Ostsee, als folgerichtig 
und zukunftsweisend erwiesen. 
Sowohl in der Nord- als auch in der Ostsee wachsen die 
Windkraftanlagen zu Windenergieparks zusammen. 
Anlagen solchen Ausmaßes fokussieren die Schifffahrt 
auf vorgegebene Routen und Durchfahrten mit vielen 
Kreuzungen. Das stellt für den Verkehr zusätzliche Ge-
fahrenpotentiale dar, die einerseits durch eine erhöhte 
Aufmerksamkeit und Konzentration der Nautiker an 
Bord der Fahrzeuge sowie durch landseitig gestützte 
Maßnahmen durch die Verkehrszentralen zu kompen-
sieren sind.
Mit möglichst minimalen personellen Auswirkungen 
werden die Nautiker in den Verkehrszentralen tech-
nisch mittels einer automatischen Verkehrsüberwa-
chung unterstützt. Erfasste Ziele werden von einem 
Rechner auf ihrem Weg verfolgt und anhand vorgege-
bener Kriterien überwacht. Bei Unter- bzw. Überschrei-
ten der Kriterien wird ein Aufmerksamkeitssignal bzw. 
je nach Eskalation der Gefahr ein Alarm ausgelöst, der 
den wachhabenden Nautiker in der Verkehrszentrale 
veranlasst, die erforderlichen Maßnahmen einzuleiten 
und Kontakt zum Schiff aufzunehmen. Aufmerksam-
keitssignale oder Alarme werden u. a. ausgelöst, wenn 
ein Fahrzeug in ein Sperrgebiet einläuft, erheblich von 
der Fahrtroute abweicht, drastisch den Kurs ändert 
oder die Geschwindigkeit abfällt. Darüber hinaus zeigt 
der Rechner an, wenn Fahrzeuge sich auf Kollisions-
kurs befinden oder keine regelmäßigen bzw. gar keine 
Meldungen mehr abgeben. 
In der Ostsee stellt sich dem Personal der VkZ Trave-
münde eine weitere Herausforderung. Im Zuge des 
Baus der Festen Fehmarnbeltquerung entstehen Ri-
siken und Gefahren für den Verkehr, die nur mit Hilfe 
der Maritimen Verkehrssicherung begegnet werden 
können. Die Maßnahmen der Verkehrszentrale für eine 
sichere Schiffspassage durch das großflächige Bauge-
biet im Fehmarnbelt während der Bauphase erfordert 
einen erheblichen Aufwand für die Verkehrsüberwa-
chung, den Verkehrsinformations-, -unterstützungs- 
und -regelungsdienst. Diese abzusehenden zusätz-
lichen Anforderungen wurden bei der Neubauplanung 
der Verkehrszentrale in Form eines weiteren Arbeits-
platzes berücksichtigt. Der Baubeginn der neuen VkZ 
erfolgt Ende letzten Jahres in unmittelbarer Nähe des 
heutigen Standorts.
Die Intensität der Maritimen Verkehrssicherung nach 
Fertigstellung der Festen Fehmarnbeltquerung richtet 
sich nach der Art des Bauwerks. Fällt die politische 
Entscheidung auf die Tunnellösung, wird die Verkehrs-
überwachung wie bisher in diesem Bereich durchge-
führt. Im Falle eines Brückenschlags wird der Verkehr 
dauerhaft von einer nutzbare Durchfahrtsbreite von 
heute ca. 8 sm auf dann 2 mal 750 m reduziert. Diese 
Variante würde eine permanente Beobachtung der 
Schifffahrt während der Brückenpassage seitens der 
Verkehrszentrale nach sich ziehen.
In der Nordsee wird zukünftig die VkZ Cuxhaven im 
Auftrag des Wasser- und Schifffahrtsamtes Tönning 
die Maritime Verkehrssicherung für die Westküste 
Schleswig-Holsteins durchführen. Die besonderen 
Verkehrsstrukturen (Fischerei, Sportschifffahrt etc.) 
und die filigranen Verzweigungen der Fahrwasser 
und schiffbaren Routen im Wattengebiet lassen weder 
eine permanente manuelle noch eine automatische 
Verkehrsüberwachung sinnvoll erscheinen. 
Die Aufgaben beschränken sich in diesem Bereich da-
her auf den Informationsdienst und im Falle besonde-
rer Ereignisse auf schifffahrtspolizeiliche Maßnahmen 
und die Abarbeitung von Unfällen. 
Die technische Modernisierung ermöglicht der WSD 
Nord, ein weiteres  Aufgabenfeld umfangreicher und 
intensiver zu bedienen, die Erfassung, Verarbeitung 
und Verbreitung von Verkehrsdaten. Hierfür ist ein Da-
tenverbund geplant, der Dritten die für ihre Aufgaben 
erforderlichen Informationen bereitstellt. Zur Gewähr-
leistung integerer Daten wird im WSA Tönning ein 
Schiffsdatenabgleichdienst eingerichtet. Dieser Dienst 
prüft Schiffsdaten, die von den Verkehrszentralen als 
nicht plausibel eingestuft wurden, auf Richtigkeit und 
korrigiert sie entsprechend.  
Die Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord entspricht 
mit den bereits eingeleiteten und geplanten Maßnah-
men den erheblich gestiegenen Anforderung seitens 
der Schifffahrt hinsichtlich eines sicheren und leichten 
Verkehrs und den Erwartungen einer sensiblen um-
weltorientierten Öffentlichkeit bezüglich des Schutzes 
der Küste und deren Bevölkerung.
Abb. 1: Planungsentwurf der neuen Verkehrszentrale in 
Travemünde
Abb. 2: Traffic Displays in der Verkehrszentrale
Abb. 3: Radar- und AIS-Darstellung auf dem Traffic Display
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11. Trilaterale Wattenmeerkonferenz  
von Dr. Christina Schneider, 
Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord
Vom 17.–19. März 2010 fand in Westerland auf Sylt 
die 11. Trilaterale Wattenmeerkonferenz unter dem 
Vorsitz Deutschlands statt.
Die Trilaterale Regierungskooperation zum Schutz 
des Wattenmeeres zwischen Deutschland, Dänemark 
und den Niederlanden besteht seit 1978. Die Zusam-
menarbeit basiert auf der gemeinsamen Erklärung der 
Umweltminister, die auf der dritten Regierungskon-
ferenz der drei Anrainerstaaten 1982 in Kopenhagen 
verabschiedet wurde. Kernstück der Trilateralen Wat-
tenmeerkooperation sind die alle drei bis vier Jahre 
stattfindenden Regierungskonferenzen, auf denen die 
zuständigen Umweltminister eine gemeinsame Erklä-
rung unterzeichnen.
Das ökologische Leitprinzip der Kooperation hat „das 
Erreichen eines so weit wie möglich natürlichen und 
sich selbst erhaltenden Ökosystems, in dem natürliche 
Prozesse ungestört ablaufen können“ zum Ziel.
Aus Sicht der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung hatte 
auf der diesjährigen Wattenmeerkonferenz die Mini-
stererklärung von den verabschiedeten Dokumenten 
die größte Bedeutung. In dem Abschnitt „Shipping and 
Ship’s safety“ sind auch 12 Punkte mit direktem Bezug 
zur Seeschifffahrt enthalten. 
Die für die deutsche Wirtschaft wichtigen Zufahrten zu 
den bedeutendsten deutschen Seehäfen verlaufen in 
unmittelbarer Nähe zum Nationalpark „Wattenmeer“ 
in Schleswig-Holstein, Hamburg und Niedersachsen. 
Angesichts der thematischen Ausrichtung der trilate-
ralen Wattenmeerkooperation und dem gesetzlichen 
Auftrag zur Gewährleistung der Sicherheit und Leich-
tigkeit des Verkehrs der Wasser- und Schifffahrtsver-
waltung bleiben gegenläufige Interessen daher nicht 
immer aus.
Es ist aber bereits im Vorfeld der Konferenz im Rahmen 
der deutschen Ressortabstimmung gelungen, hier, 
getragen von dem Grundsatz, dass Ökonomie und Öko-
logie sich nicht ausschließen, akzeptable und vernünf-
tige Ergebnisse zu erzielen. Diese konnten auch im 
Rahmen der Verhandlungen mit den dänischen und 
niederländischen Partnern erfolgreich eingebracht 
werden.
Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang beson-
ders die erfolgreiche Verhinderung der von den Nie-
derlanden geforderten Ausweitung des bestehenden 
PSSA-Gebietes (Particularly Sensitive Sea Area) auch 
auf die Hafenzufahrten. Im Jahr 2002 ist das Gebiet der 
Trilateralen Wattenmeerkooperation von der Inter-
nationalen Seeschifffahrtsorganisation IMO als PSSA 
ausgewiesen worden. Die Zufahrten zu den Seehäfen 
waren davon bisher ausgenommen. Deutschland wäre 
mit seinen Seehäfen als einziger Partner flächenmäßig 
von der Ausweisung betroffen. Die großen niederlän-
dischen Seehäfen Rotterdam und Amsterdam liegen 
außerhalb des Wattenmeergebietes.
In einem bestehenden PSSA-Gebiet können über die 
IMO sog. associated protective measures (ergänzende 
Schutzmaßnahmen) beantragt werden, die u. a. auch 
Befahrensregelungen enthalten können. Der Schutz 
des als inzwischen auch als Weltnaturerbe ausgewie-
senen Wattenmeeres ist richtig und wichtig. Er darf 
aber nicht dazu führen, dass dadurch die Wettbewerbs-
fähigkeit der Seehäfen in der Nordsee beeinflusst wird.
Mit der 11. Wattenmeerkonferenz hat Deutschland 
den Vorsitz turnusmäßig an Dänemark abgegeben. 
Damit ist auch ein innerer Reformprozess der Struk-
turen der Wattenmeerkooperation abgeschlossen.
Mit der Neugründung des Wadden Sea Boards als
„Regierung“ der Wattenmeerkooperation werden 
auch mehrere Arbeitsgruppen, sog. Task Groups, ein-
gerichtet. Hier ist erfreulicherweise zu berichten, dass 
die Schifffahrtsdezernate der Wasser- und Schifffahrts-
direktionen in Kiel und Aurich im Auftrag des BMVBS 
in der neu gegründeten Shipping Task Group vertreten 
sein werden, um zukünftig auch die Anforderungen an 
die Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs in 
die Arbeit der Kooperation einbringen zu können.
Abb. 1: Priel im Watt
11. Trilaterale Wattenmeerkonferenz 
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Europaweite Seeraumüberwachung  
von Stefan Jenner, Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord
Seeraumüberwachung als Wettbewerbsfaktor
Sichere und schnelle Erreichbarkeit der Seehäfen ist in 
einer globalisierten Welt ein entscheidender Wett-
bewerbsfaktor für einen vom Seeverkehr abhängigen 
Handelsplatz. Dazu trägt neben Infrastrukturelemen-
ten wie ausreichendem Ausbau der Wasserwege, der 
Hafenzufahrten, einer hinreichenden Anbindung an 
Straße, Eisenbahn und Binnenwasserstraßen vor allem 
ein zuverlässiges und effizientes Management des Ver-
kehrsflusses bei. Diese Aufgabe wird in Deutschland 
durch die Schifffahrtspolizeibehörden der WSV mit ih-
ren Verkehrszentralen wahrgenommen. Mit Informa-
tionen, Empfehlungen und Regelungen zur Erhöhung 
der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs 
aus den Verkehrszentralen heraus unmittelbar an die 
Schifffahrt wird der Zugang zu den Seehäfen nicht nur 
sicherer sondern auch beschleunigt. Ein besonders 
deutliches Beispiel dafür ist das Tidefahrplanmanage-
ment auf der Elbe im Hamburger Hafenzulauf oder das 
Verkehrssicherungssytem des Nord-Ostsee-Kanals.
Aufgrund dieser zentralen Bedeutung der Seever-
kehrsbeobachtung und -regelung für die nationale 
Hafenwirtschaft ist die Frage zu stellen, wie sich der 
momentan im europäischen Raum herauskristallisie-
rende Trend zu einer immer stärkeren Landesgrenzen 
überschreitenden Verknüpfung der Verkehrslagebil-
der und die Übertragung von Aufgaben im Bereich der 
Seeverkehrssicherheit auf zentrale europäische Stellen 
auswirkt. 
Es gibt im Nord- und Ostseeraum verschiedene Initi-
ativen und Projekte, die sich mit einer sektoren- und 
staatenübergreifenden Erfassung und Verarbeitung 
von Schiffsverkehrsdaten und Seeraumbeobachtung 
beschäftigen. Beispielsweise hat aktuell ein von meh-
reren Mitgliedsstaaten der EU angeregtes Projekt die 
Machbarkeitsstudie einer Europäischen Küstenwache 
zum Gegenstand. 
Gleich mehrere internationale Projekte beschäftigen 
sich mit der Verknüpfung von maritimen Verkehrs-
daten zu umfassenden Lagebildern. Der Mehrzahl der 
Bestrebungen in diesem Bereich ist gemeinsam, dass 
sie mit EU-Mitteln gefördert werden.
Die Europäische Strategie zur Seeraumüber-
wachung
Um beurteilen zu können, welche Auswirkungen sich 
aus diesen Projekten auf die Verkehrsregelung und die 
Hafenzuläufe im nationalen Bereich ergeben könnten, 
ist  daher zunächst die strategische Ausrichtung der 
EU zu betrachten und dann durch Blick auf die he-
rausragenden Projekte darauf einzugehen, wie sich 
diese Vorgaben in konkreten Umsetzungen durch die 
Kommission der EU niederschlagen werden. Neben 
den Aktivitäten der Kommission, ist dabei auch auf die 
EMSA (European Maritime Safety Agency) als zentraler 
Europäischer Seeverkehrssicherheitsbehörde der EU 
einzugehen. 
Die strategische Grundausrichtung findet sich in der 
vom Europäischen Parlament und dem Rat gebil-
ligten Mitteilung der Kommission vom 21.1.2009 über  
„Strategische Ziele und Empfehlungen für die Seever-
kehrspolitik der EU bis 2018“ (http://eur-lex.europa.eu/
LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2009:0008:FIN:D
E:PDF).  Dabei kommt unter anderem der „integrierten 
Seeraumüberwachung“ eine zentrale Rolle dazu. Sie 
soll ermöglichen durch ein nationen- und sektoren-
übergreifendes Netz den Informationsaustausch 
zwischen den nationalen Behörden (Schifffahrtspolizei, 
Zoll, Grenzschutz, Allgemeinpolizei etc.) effektiver und 
effizienter zu gestalten. 
Unter der Überschrift „e-maritime“ wird in diesem 
Zusammenhang auch eine Förderung der Unterneh-
men durch die Integration von Seeverkehrsinformati-
onsdiensten in die gesamte Logistikkette vorgesehen. 
Das staatliche Informationsnetzwerk soll auch Privaten 
auf der Eingabe- wie auch der Ausgabeseite geöffnet 
werden. Die an der Seeverkehrswirtschaft beteiligten 
Unternehmen können so ihre eigenen Geschäftspro-
zesse mit Hilfe von staatlich erhobenen und angebote-
nen Daten optimieren.
 Eine beispielhafte „e-Maritime“-Anwendungen ist die 
Einrichtung eines sogenannten nationalen Single Win-
dows, also eines zentralen Meldekopfes, bei dem alle 
an staatliche Stellen zu erstattenden Schiffsmeldungen 
nach dem One-Face-to-the-Customer-Prinzip abgege-
ben werden. Im Hintergrund sind die Sicherheits- und 
Hafenbehörden, der Zoll und andere staatliche Stellen 
angeschlossen, an die die Daten weitergeleitet werden, 
ohne dass sich das Schiff bzw. Reederei, Makler etc. um 
die Weiterleitung an den Endadressaten kümmern 
müssen. 
Durch die Verknüpfung der staatlichen und Hafenmel-
desysteme, können bisherige Mehrfachmeldungen 
eingespart werden. Des weiteren können Schiffsmel-
dungen insbesondere mit Hilfe von AIS weitgehend 
automatisiert werden. „E-Maritime“ soll nach den 
Vorstellungen der Kommission auch die Interaktion 
mit den Klassifikationsgesellschaften verbessern. 
In diesem Zusammenhang ist daran gedacht durch 
Fernwartung  die Schiffe proaktiv zu unterstützen und 
die Inspektionsplanung und -überwachung wesentlich 
zu vereinfachen und zu beschleunigen. Mit der Inte-
gration von Informationen über Schiffsverkehrsdienste 
in das europäische Safeseanet und der Zurverfügung-
stellung für die Schifffahrt sollen Such- und Vergleichs-
möglichkeiten für Dienstleistungen (wie z. B. Schlep-
pen, Festmachen) erleichtert werden und somit durch 
mehr Markttransparenz Geschäftsabschlüsse gefördert 
werden. 
Der Bezug von behördlich erhobenen Schiffsverkehrs-
informationen durch Unternehmen der Anschlusslo-
gistik kann das landseitige Flottenmanagement durch 
die Verkürzung von Wartezeiten von Straßentrans-
portern bzw. Eisenbahnen auf Schiffe optimieren und 
somit zur Kostenersparnis beitragen. 
Abb. 1: Anker 
Abb. 2: Tauwerk Mehrzweckschiff Scharhörn
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Insgesamt wird die Überwachung und Lenkung von 
Warenströmen mit Hilfe der Seeraumüberwachungs-
daten zum Nutzen aller Teilnehmer an der Logistikket-
te unterstützt werden.
Umsetzung der Europäischen Strategie zur
Seeraumüberwachung
Um diese neuen Möglichkeiten auf Basis moderner 
Informationstechnologie zielgerichtet einzuführen,  
bedarf es der Festlegung neuer und Änderung alter 
rechtlicher Rahmenbedingungen, der Einführung 
technischer Standards  und der Anpassung operativer 
Verwaltungsabläufe. Die dazu erforderlichen Vorga-
ben soll das von der EU als Leuchtturmprojekt bezeich-
net MARSUNO (=maritime survelliance north)-Projekt 
(http://www.marsuno.eu/)  aufstellen. Dort ist die WSD 
Nord aktiv beteiligt und bringt ihr Fachwissen und die 
jahrelange Erfahrung mit Schiffsmeldesystemen in den 
Verkehrszentralen an der deutschen Küste mit ein. 
Nach Abschluss der Arbeiten des MARUSUNO 
Projekts in diesem Jahr wird die EU-Kommission 
eine „e-maritime“-Richtlinie der EU erlassen, die 
es zum Ziel hat, spätestens im Jahr 2018 die mit 
der vorstehend beschriebenen Vernetzung gege-
benen Möglichkeiten zu realisieren.
Rolle der EMSA
Im Zuge dieser Entwicklung erfährt die EMSA 
derzeit eine Aufwertung. Anfänglich war sie als 
Instrument der Hilfestellung und Überwachung 
der Umsetzung der maritimen Rechtsakte der EU 
eingerichtet. Nunmehr erhält sie primäre opera-
tive Verantwortlichkeiten bei dem Aufbau, dem 
Betrieb und der Unterhaltung des europäischen 
Informationsnetzwerkes, das das Rückgrat für die 
Umsetzung von „e-maritime“ bildet. Im Ange-
sicht des Subsidaritätsprinzips des Maastricht-
Vertrages der EU gehören zu den Aufgaben der 
EMSA als europäischer Behörde nur solche Auf-
gaben, die von den einzelnen Mitgliedsstaaten 
allein nicht wahrgenommen werden können. 
Dieser Grundsatz steht einer möglichen Entwick-
lung der EMSA zu einer zentralistischen Euro-
päischen Küstenwache nach dem Vorbild der 
U.-S. Coastguard entgegen, wie sie ursprünglich 
einmal angedacht war (vgl. Heyna, Vernetzung 
von Küstenwachfunktionen in Europa, Hansa Nr. 
6 2009, 74). Sie kann legitimer Weise lediglich 
im Sinne eines Netzwerkbetreibers die Informa-
tions- und Kommunikationswege mitgestalten, 
um dafür zu sorgen, dass die jeweils zuständigen 
Stellen der Mitgliedsstaaten in die Lage versetzt 
werden, die fachlich und rechtlich gebotenen 
Handlungen vorzunehmen. Eine Beeinflussung 
des Verkehrs an den Küsten der Mitgliedsstaaten 
durch verkehrsregelnde oder -lenkende Maßnahmen 
seitens der EMSA selbst wäre dagegen eine Verletzung 
des Grundsatzes der Subsidiarität, da dies auf der Ebe-
ne der Mitgliedsstaaten zufriedenstellend wahrgenom-
men werden kann und wird.
Fazit
Somit lässt sich die derzeitige Vernetzung von Seever-
kehrsinformationen auf europäischer Ebene als Vorha-
ben charakterisieren, dass für alle Betroffenen Vorteile 
bringt. Die Ermöglichung einer effizienten Behörden-
organisation erleichtert den Umgang der Unterneh-
men mit den zuständigen staatlichen Stellen. Zugleich 
schafft die Partizipation an Daten der Behörde durch 
Unternehmen der Seewirtschaft positive Effekte bei 
allen Beteiligten der Logistikkette durch eine Verbes-
serung der Verkehrsdienste und durch Erhöhung der 
Abb. 3: Tauwerk Abb. 4:  Bug eines Schiffes
Markttransparenz und kann somit dazu beitragen, die 
Transportkosten zu senken. Der Gefahr eines Verlustes 
der nationalen Wettbewerbsvorteile durch Abgabe des 
Verkehrsmanagement durch die örtlich zuständigen 
Stellen an eine überregionale Stelle wird bei strikter 
Beachtung des Subsidaritätsprinzips vorgebeugt.
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Neue Schiffe für die Kieler Förde  
von Klaus-Ferdinand Wachulka, 
Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord
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Die Absicht, die in die Jahre gekommenen Lotsen- 
versetzschiffe mit den Namen „Travemünde“, 
„Laboe“, „Bülk“, „Stein“, „Schilksee“ und „Holtenau“ 
durch moderne Neubauten zu ersetzen, hatten wir 
schon länger. 
Bereits im Juli 2004 schließt ein Zustandsgutachten der 
Fachstelle Maschinenwesen Nord in Rendsburg über 
die auch als „Norwegerboote“ bekannten, im Jahre 
1982 von der Schiffswerft Fjelstrand A/S in Norwegen 
gebauten Schiffe mit der Empfehlung ab: „Zusammen-
fassend gesehen sind die Boote an einem Punkt ange-
kommen, wo durch Instandsetzung bzw. Reparatur 
der Betrieb mittel- bis langfristig nicht mehr aufrecht 
erhalten werden kann... Es wird empfohlen, die Boote 
durch Neubauten zu ersetzen, zumal durch eine kom-
plette kostenintensive Sanierung der alten Boote eine 
Verbesserung aus schiffbaulicher Sicht durch die Wei-
terverwendung des alten Rumpfes nicht erzielt werden 
kann, d. h. Rumpfform (Gewicht) und Geschwindigkeit 
passen nach wie vor nicht zusammen…“
Die Lotsenversetzschiffe waren als Seefahrzeuge zu-
gelassen, 1994 wurde das Norwegerboot „Holtenau“ 
verkauft und durch ein kleineres, als Binnenschiff 
zugelassenes Lotsenboot, das den Reededienst vor 
Kiel-Holtenau übernahm, ersetzt.
Die MAN-Antriebsmotoren der Norwegerboote 
wurden seit Beginn der 80er Jahre nicht mehr gebaut, 
daher waren die notwendigen Ersatzteile nur noch 
schwer und für einen begrenzten Zeitraum von 3 bis 
max. 5 Jahren zu erhalten. Das Gleiche galt auch für 
die elektrotechnischen Komponenten.  Ein Ersatz der 
Fahrzeuge wurde immer dringlicher. Auch funktional 
waren die Fahrzeuge nicht länger den gestiegenen An-
forderungen durch Zunahme des Schiffsverkehrs und 
immer größeren Schiffseinheiten im Hinblick auf ihre 
Höchstgeschwindigkeit von 15 -16 Knoten gewachsen.
Der 2008 zur Beschaffung von sechs baugleichen Lot-
senbooten  aufgestellte Haushaltsentwurf ist 2009 in 
Bonn durch das Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung genehmigt worden.
Durch die haushälterische Zuordnung der Maßnahme 
zum Konjunkturpaket musste dann plötzlich alles sehr 
schnell gehen. Als Grundlage wurde eine „Funktionale 
Baubeschreibung“ durch die Lotsenbrüderschaft NOK 
II/Kiel/Lübeck/Flensburg mit externer fachlicher Unter-
stützung erstellt. Dann schloss sich die Ausschreibung 
und Vergabe durch die Fachstelle Maschinenwesen 
Nord im Rahmen eines EU-weiten, offenen Vergabever-
fahrens an. Zudem sollte der Bau aller sechs Fahrzeuge 
bis Ende 2011 abgeschlossen sein. Diese Rahmenbedin-
gungen waren für alle Beteiligten eine große Heraus-
forderung.
Die Anforderungen an die künftigen Lotsenboote sind 
ebenfalls sehr hoch. Die funktionelle Bauvorschrift 
beschreibt dies unter anderem so:
„Die Neubauten sollen bei sämtlichen möglichen Wet-
terlagen, Seegangsbedingungen und Eisverhältnissen 
einen reibungslosen Lotsversetz- und Boardingdienst 
in den Revieren der Kieler Förde, der Holtenauer Reede 
und der Lübecker Bucht gewährleisten… Das Einsatz-
profil ... ist bestimmt von schnell durchzuführenden 
Anfahrtswegen, kontinuierlichen Boardingfahrten an 
der Bordwand der zu besetzenden Schiffe und schnelles 
Lösen, Abdrehen und Entfernen von den besetzten 
Schiffen sowie langsames Fahren an Ankerlieger, in 
engen Revieren und beim Anlegen mit den hierfür not-
wendigen manövriertechnischen Einrichtungen.“
Anforderungen für einen wirtschaftlichen und si-
cheren Lotsenversetzdienst an die neuen Fahrzeuge 
waren zum Beispiel eine Höchstgeschwindigkeit von 
mindestens 20 Knoten bei 90% Maschinenleistung, eine 
Versetzgeschwindigkeit (boarding speed) von bis zu 
14 Knoten, eine Schleichfahrtgeschwindigkeit von 
höchstens 3 Knoten mit beiden eingekuppelten An-
triebsmotoren, Eiseignung und die Eigenschaft, sich in 
allen Betriebs- und Ladefällen nach einer Kenterung 
wieder selbst aufzurichten.
Den Zuschlag für den Bau der sechs Fahrzeuge erhielt 
schließlich die schwedische DOCKSTAVARVET AB.
Mit folgendem Steckbrief stellt die Fachstelle Maschi-
nenwesen Nord die neuen Fahrzeuge vor.
Technische Daten:
• Länge u. a.  16,80 m 
• Geschwindigkeit  > 20 kn
• Breite a. Spt.    5,20 m
• Antriebsleistung 2x 367 kW
• Tiefgang    1,50 m
• Besatzung/Lotsen  2/7 Pers.
Besonderheiten:
• Rumpf/Aufbau aus Aluminium
•  Boot `selbstaufrichtend´
• Bergeplattform am Heck
Das erste Lotsenboot ist inzwischen bereits ausgelie-
fert, die restlichen fünf sollen nach Plan folgen. Lotsen 
und Besatzungen äußern sich sehr zufrieden über die 
Qualität der Bauausführung und die Fahr- und Ma-
növriereigenschaften. Durch die frühzeitige Beteili-
gung von Arbeitssicherheit und Besatzungspersonal 
konnten in der Bauphase noch wertvolle Anregungen 
umgesetzt werden.
Abb.1: Norwegerboot „Stein“ am Leuchtturm Kiel Abb. 2: Lotsenboot „Holtenau“ vor den Großen Schleusen
Abb. 3: Bilder vom Krängungsversuch des zweiten Neubaues 
(Aufnahmen v. Umberto Schmidt, LBV Ast. Kiel)
Abb. 4: Bild der neuen „Laboe
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Regionale Arbeitskreise 2010
– „Elbe“ – „NOK“ – „Ostsee“ und Kanalsteurer 
von Daniela Nissen, Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord
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Die regionalen Arbeitskreise „Elbe“, „NOK“ und 
„Ostsee“ tagen jährlich und fanden in 2010 im 
August/September statt, der Arbeitskreis zum 
Kanalsteurerentgelt tagte im Mai. 
Teilnehmer sind Vertreter der Lotsenbrüderschaften 
Elbe, NOK I, NOK II/Kiel/Lübeck/Flensburg oder 
WIROST bzw. des Vereins der Kanalsteurer, Vertreter 
der maritimen Wirtschaftsverbände und Vertreter 
der Bundesländer Schleswig-Holstein, Hamburg 
und Mecklenburg-Vorpommern sowie der Wasser- 
und Schifffahrtsdirektion Nord. Im Arbeitskreis 
zum Kanalsteurerentgelt ist auch ein Vertreter 
der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 
eingeladen, da die Kanalsteurer im Gegensatz zu 
den Seelotsen in einem Beschäftigungsverhältnis mit 
dem Reeder des jeweiligen Schiffes stehen und daher 
Arbeitnehmereigenschaften aufweisen.
Der breit gefächerte Teilnehmerkreis bietet eine gern 
wahrgenommene Gelegenheit verschiedene regionale 
Themenkreise anzusprechen, ein Stimmungsbild der 
maritimen Szene zu erhalten und im Expertenkreis zu 
erörtern. Ein bestimmendes Thema ist in jedem Jahr 
die Fortentwicklung des Lotsgeld- bzw. Kanalsteurer-
tarifs in den einzelnen Bezirken. Das Lotsgeld bzw. 
Kanalsteurerentgelt ist das Einkommen der beiden 
Dienstleistungsgruppen. 
Die Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord ist nach 
Seelotsgesetz die Aufsichtsbehörde über das Seelots-
wesen und unterstützt das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung bei der Entwick-
lung der Tarife für die Seelotsen und Kanalsteurer. 
Unsere Mitarbeiter stehen den Arbeitskreisen vor und 
machen aufgrund der Arbeitskreisergebnisse dem 
BMVBS Vorschläge zur Entwicklung der Lotsgeld- und 
Kanalsteurertarife. Das BMVBS erlässt daraufhin die 
jeweiligen Tarifverordnungen. 
In transparenter und nachvollziehbarer Weise er-
läutern unsere Mitarbeiter den Beteiligten der Ar-
beitskreise die unterschiedlichen Bezugsgrößen des 
Tarifs wie Einsatzdauer, Schiffsanzahl, Schiffsgröße, 
Sollanzahl der benötigten Lotsen bzw. Kanalsteurer 
für das jeweilige Revier. Anhand einer Prognose der 
Verkehrsentwicklung unter Berücksichtigung ver-
schiedener Szenarien unterbreiten sie einen Vorschlag 
zur Tarifentwicklung. Dieser wird von den Experten je 
nach Interessenlage aus unterschiedlicher Blickrich-
tung beleuchtet und bewertet. 
Naturgemäß divergieren bei Vertretern von Wirt-
schaftsverbänden und den Vertretern von Dienstleis-
tungsorganisationen bei der Tarifentwicklung die 
Interessenlagen und es kommt zu regem Meinungs-
austausch. Nach eingehender Diskussion der notwen-
digen Aspekte wird regelmäßig ein von allen tragbares 
Ergebnis erzielt.
Die Arbeitskreise 2010 wiesen eine konstruktive 
Arbeitsatmosphäre auf. Die Ergebnisse können sich 
sehen lassen.
In sechs von acht Seelotsbezirken im Zuständigkeitsbe-
reich der WSD Nord bleiben die Tariftabellen unverän-
dert, in nur zweien erfolgt eine moderate Anhebung.
Im Bezirk Trave wird mit 6,9 % und im  Bezirk Kieler 
Förde mit  5,7 % angepasst, beides Reviere, in denen 
aufgrund von veränderten Lotszeiten in der Vergan-
genheit ein hoher Anpassungsbedarf besteht. Der 
Anpassungsbedarf wird nun schrittweise in Stufen-
plänen abgebaut. In allen anderen Bereichen von der 
Flensburger Förde über Wismar, Rostock und Stralsund 
bis zur Elbe und zum Nord-Ostsee-Kanal bleibt es bei 
einer Nullrunde bei den Tariftabellen der Lotsgelder. In 
Abstimmung mit der WSD Nordwest wird der Lots-
geldtabellen-Höchstbetrag für die Nordseereviere von 
3.600 € auf 3.700 € festgesetzt.
Auch der Kanalsteurertarif wird in 2011 nicht erhöht.
Positiv wirkten auf die Tabellenwerte nicht beeinfluss-
bare technische Größen wie z. B. der Trend zu anstei-
genden Schiffsgrößen, die zu höheren Einnahmen 
führen. Ebenso wichtig war, dass alle wirtschaftlich 
bedeutungsvollen Aspekte von den Teilnehmern in 
Anerkennung der divergierenden Interessen bewertet 
und zu einem vorausschauenden Ergebnis zusammen-
geführt wurden.
 
Nicht zuletzt war es der stabilisierten Verkehrsentwick-
lung im ersten Halbjahr 2010 auf fast allen Seelotsre-
vieren und der auch daraus resultierenden Bewertung 
aller Mitglieder mit einem verhalten positiven Auf-
wärtstrend zu verdanken, dass die vorliegenden  Ergeb-
nisse erzielt wurden.  
Abb. 2:  Versetzvorgang Fotos Lotsenbrüderschaft NOK II
Abb. 1: Annäherung eines Lotsversetzschiffes
Zu erwähnen ist noch, dass die Wirtschafts- und Lan-
desvertreter zum Teil für die Beibehaltung der 
10 %igen Absenkung der Lotsabgabe plädierten, für die 
jedoch laut gültigem Verordnungstext nur für 2010 die 
10 %ige Absenkung, für 2011 jedoch eine Erhöhung auf 
eine 5 %ige Absenkung zum Ausgangsniveau von 2009 
vorgesehen ist.
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Schiffshavarien – und wer trägt die Kosten?
von Siegbert Antonius, Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord
Große Schiffshavarien sorgen immer wieder für 
Schlagzeilen in den Zeitungen oder für Berichte in 
den Nachrichtensendungen des Fernsehens. Erwähnt 
seien hier nur aus den vergangenen Jahren das Sinken 
der „Uno“ im Nord-Ostsee-Kanal, das Kentern der 
„Maritime Lady“ auf der Unterelbe oder jüngst der 
Brand auf der „Lisco Gloria“. Zusätzlich gibt es immer 
wieder Havarien, durch die die Schleusenanlagen am 
Nord-Ostsee-Kanal erheblich beschädigt werden.
Zu den Aufgaben der WSD Nord gehört in Fällen von 
Schiffshavarien auch die Geltendmachung der für die 
Verwaltung entstanden Kosten bei Reedern und Versi-
cherungen. 
Während das Interesse der Öffentlichkeit in diesen Fäl-
len nach kurzer Zeit erlischt, ist das Eintreiben der für 
die Verwaltung entstandenen Kosten bei den Reedern 
und deren Versicherungen sehr zeitaufwändig. Nicht 
selten sind der Verwaltung durch die von ihr getrof-
fenen Maßnahmen nach einer Schiffshavarie Kosten in 
Millionenhöhe entstanden. Häufig dauert es mehrere 
Jahre bis ein derartiger Fall abgeschlossen ist. Zumeist 
ist das Schiff, um das es ging, dann längst in einer Ab-
wrackwerft verschwunden.
Die WSD Nord ist dabei in ihrem Verantwortungs-
bereich für die Kostengeltendmachung auch dann 
zuständig, wenn eine „komplexe Schadenslage“ vorlag 
und die Einsatzleitung beim Havariekommando lag. 
Für die Geltendmachung von Schäden durch Ölver-
schmutzungen, die im Meeresbereich durch Tanker 
verursacht wurden, stehen als Anspruchsgrundlagen 
das internationale  Haftungsübereinkommen von 1992 
und das Fondsübereinkommen zur Verfügung. 
Nach dem Haftungsübereinkommen sind Reeder und 
Versicherer verpflichtet – unabhängig von einem Ver-
schulden der Schiffsbesatzung – für Verschmutzungs-
schäden einzustehen. Größere Schiffe müssen dabei 
eine Pflichtversicherung besitzen. Allerdings ist die 
Haftung – je nach Größe des Schiffes – ggf. beschränkt. 
Ist vom Reeder/der Versicherung kein ausreichender 
Schadensersatz zu erlangen oder aber das Schiff, das 
die Verschmutzung verursacht hat, nicht bekannt, 
greift ergänzend das Fondsübereinkommen ein.
Hiernach kann Ersatz der Schäden von einem interna-
tionalen Haftungsfonds, dem IOPC Fonds mit Sitz in 
London, erlangt werden.
Exemplarisch sei hier ein Fall aus den letzten Jahren 
genannt, in dem diese Konstellation zum Tragen kam. 
Es handelte sich um eine Ölverschmutzung, die die 
Strände mehrerer Nordseeinseln betraf.
In Verdacht war zunächst ein russischer Tanker 
geraten. Sogar der BND war in diesem Fall um Sachver-
haltsaufklärung bemüht. Nach äußerst komplizierten 
Rechtsstreitigkeiten sowie langwierigen mehrjährigen 
Verhandlungen mit dem IOPC Fonds erlangte die WSD 
über 96 % der geltend gemachten Kosten zurück.
Für die Fälle, in denen es zu Verschmutzungsschäden 
durch Öl kommt, die von Schiffen ausgehen, die keine 
Öltanker sind, gilt seit November 2008 das internatio-
nale Bunkeröl-Übereinkommen. 
Hier gelten dieselben Grundsätze wie beim Haftungs-
übereinkommen: Einstandspflicht von Reeder und 
Versicherer, Pflichtversicherung für größere Schiffe, 
Möglichkeit der Beschränkung der Haftung. Einen 
ergänzenden Haftungsfonds, wie bei Öltankern, gibt es 
für die übrigen Schiffe allerdings nicht.
In den Fällen, in denen keine Ölverschmutzungen im 
Meeresbereich betroffen sind, werden andere, „natio-
nale“ Rechtsgrundlagen herangezogen.
Diese Fälle betreffen vor allem Bergungen im Bereich 
von Bundeswasserstraßen und die Beschädigung 
bundeseigener Anlagen, vor allem der Schleusen am 
Nord-Ostsee-Kanal.
Bei Bergungsmaßnahmen wird für die Kostenerstat-
tung auf die Grundsätze der „Geschäftsführung ohne 
Auftrag“ oder das Bundeswasserstraßengesetz zurück-
gegriffen. Sind Schleusen beschädigt worden, kann 
der Schaden nach den Vorschriften der „unerlaubten 
Handlung“ des Bürgerlichen Gesetzbuches verlangt 
werden. 
Sobald der Anspruch in seiner konkreten Höhe fest-
stellt und gegenüber Reederei bzw. Versicherung 
durch das Rechtsdezernat der WSD Nord geltend 
gemacht worden ist, setzten in der Regel längere 
Verhandlungen ein. Auf der Gegenseite werden dabei 
häufig renommierte, auf Seerecht spezialisierte An-
waltskanzleien eingeschaltet. 
Die meisten Einzelpositionen eines „Claims“ der 
Verwaltung werden dabei zunächst in Frage gestellt. 
So wird häufig argumentiert, die Kosten für Schiffsein-
sätze oder verwendetes Gerät seien überhöht. In einem 
Fall sah sich das Rechtsdezernat kürzlich mit der Ar-
gumentation konfrontiert, die Aufwendungen für die 
Reinigung verölter Seevögel seien zu hoch und nicht 
angemessen gewesen. 
Wichtig ist es für die Verwaltung, dass die von ihr ge-
troffenen Maßnahmen und deren Notwendigkeit gut 
dokumentiert und Beweise – z. B. zur Verursachung des 
Schadens – rechtzeitig gesichert worden sind.
Am Ende derartiger langwieriger Verhandlungen 
steht in fast allen Fällen ein Vergleich, durch den die 
Verwaltung zumeist den größten Teil ihrer Kosten zu-
rückerlangt. Nur selten ist ein Gang zu den Gerichten 
erforderlich.
Als Fazit kann gesagt werden. Es dauert zwar häufig 
sehr lange und es ist ein beschwerlicher Weg, aber in 
den meisten Fällen bleibt der Bund nicht auf seinen 
Kosten „sitzen“.
Abb. 1: Die Uno wird gehoben Abb. 2: Das Wrack der Maritime Lady
Abb. 3: Lisco Gloria
Abb. 4: Sabine D.
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Verkehrsentwicklung in den Revieren der WSD Nord   
von Christina Ruh, Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord
Das Jahr 2010 war auf all unseren Revieren ein 
stabiles Jahr. Im Vergleich zum Vorjahr ging es fast 
überall aufwärts. Hier ein kleiner Einblick in die 
Verkehrsentwicklung 2009/2010. 
NOK
Auf dem NOK wurden 2010 fast 19 % mehr Ladung 
transportiert als 2009. So stieg das Ladungsaufkommen 
von 70,5 Mio. auf 83,8 Mio. Tonnen. Die Anzahl der 
Schiffsbewegungen hat sich mit 31.933 um 5 % zum 
Vorjahr aufwärts bewegt. Der beste Monat war der Mai, 
mit 2.942 Schiffen. Im  Oktober wurde mit 7.651.095 
Tonnen die meiste Ladung befördert. Die Verkehrs-
gruppe 4 (bis 160 m Länge; bis 23,5 m Breite, 9,5 m 
Tiefgang) und Verkehrsgruppe 5 (bis 210 m Länge, 
27 m Breite, Tiefgang nach Tabellenwert) haben sich 
2010 besonders stark nach oben entwickelt. Fuhren 
2009 noch 5.656 (in VG 4) und 3.122 (in VG 5) sind es 
2010 schon 6.543 bzw. 3.740. Das ist ein Zeichen dafür, 
dass die Schiffe immer größer werden. Die mittlere BRZ 
beträgt 4.166 BRZ (2009: 3.823 BRZ). Elbe  
Die Elbe verzeichnet im Jahr 2010 66.517 Schiffsbewe-
gungen. Ein minimaler Anstieg von 0,25 % im Vergleich 
zum Jahr 2009. Von den 66.517 Schiffen sind 13.239 
Containerschiffe und 17.169 Trockenfrachter / Mehr-
zweckschiff gewesen. Insgesamt fuhren 1.154 Schiffe 
tideabhängig, hiervon 936 Containerschiffe und 218 
anderer Schiffstypen. Auch auf der Elbe war der Mai 
mit 6.056 Schiffen der stärkste Monat des Jahres. Das 
größte Schiff auf der Elbe im Jahr 2010 war mit einer 
Bruttoraumzahl von 159.534 die unter der Flagge von 
Panama fahrende „Berge Fjord“. Die Durchschnitts-
BRZ hat sich auf der Elbe weiter nach oben entwickelt. 
Lag diese 2009 noch bei 13.393 BRZ, haben wir im 
vergangen Jahr 14.041 BRZ erreicht. Auch hier ist der 
Trend zu immer größeren Schiffseinheiten klar zu 
erkennen. 
Abb. 1:  NOK
Abb. 2:  Elbe




136 Mal wurde die Kieler Förde im letzten Jahr von den 
sogenannten „Traumschiffen“ befahren. Die „Costa 
Magica“ war mit einer Bruttoraumzahl von 102.587 das 
mit Abstand größte. Aber nicht nur die großen Kreuz-
fahrer konnten wir im Jahr 2010 bestaunen: Insgesamt 
befuhren die Kieler Förde 27.123 Schiffe. Das bedeutet 
im Vergleich zu 2009 8,8 %  mehr Verkehr. Auf der Kie-
ler Förde war im Vergleich zu den anderen Revieren 
der größte Anstieg an Schiffsbewegungen festzustel-
len. Betrug das Mittelschiff 2009 noch 8.392 BRZ, ist es 
2010 leicht zurück auf 8.303 BRZ gegangen. Auch der 
Kieler Hafen legt mit einem Umschlagergebnis vom 
5,8  Mio. Tonnen kräftig zu. 
Rostock
Rostock stand 2010 im Zeichen der Kreuzfahrer und 
war mit 114 „Traumschiffen“ Kiel dicht auf den Fersen. 
Im Jahr 2011 wird eine Rekord-Kreuzfahrtsaison von 
bis zu 161 angemeldeten Anläufen erwartet. 
Auf der Warnow ist der Schiffsverkehr kaum merkbar 
zurück gegangen. Die Anzahl der Schiffe ist um 0,08 % 
von 22.179 auf 22.161 zurück gegangen. Dafür stieg 
die mittlere BRZ um 26 % von 10.526 BRZ auf 13.367 
BRZ. Da auch hier die Schiffe immer größer werden 
ist trotz der rückläufigen Schiffsanzahl der Hafenum-
schlag in Rostock von 21,5 Mio. Tonnen auf 23,7 Mio.
Tonnen gestiegen. 
Trave
Auf der Trave war im letzten Jahr ein minimaler Rück-
gang des Schiffsverkehrs zu verzeichnen. Waren 2009 
noch 14.241 Schiffe unterwegs, sind es 2010 14.144. 
Das ist ein Rückgang von nicht einmal 1 % (0,69 %). Trotz 
des leichten Rückganges ist der Hafenumschlag im 
Lübecker Hafen angestiegen. Wurden 2009 noch
26,3 Mio. Tonnen umgeschlagen, waren es 2010 
26,7 Mio. Tonnen.
      Abb. 3: Schifffahrt Kieler Förde 2010
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Im Maritimen Sicherheitszentrum (MSZ) in Cuxhaven 
mit seinem Gemeinsamen Lagezentrum See (GLZ-See) 
koordinieren seit Januar 2007 in der Struktur eines 
optimierten Netzwerks folgende Partner ihre Arbeit 
zur Gewährleistung der Sicherheit auf See:
• die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des 
Bundes
• die Bundespolizei
• die Behörden der Zollverwaltung
• der Fischereischutz der Bundesanstalt für Land-
wirtschaft und Ernährung
• die Leitstelle der Wasserschutzpolizeien der fünf 
Küstenländer 
• das Havariekommando
• und ein Verbindungselement der Deutschen 
Marine
Im GLZ-See sind im 24-Stunden Schichtdienst an 
365 Tagen im Jahr Bedienstete aller Partnerbehörden 
tätig. Diese haben gemeinsam folgende Aufgaben:
• Integrierte Seeraumüberwachung
• Gegenseitiger Informationsaustausch 
• Gegenseitige Unterstützung bei besonderen 
Einsatzlagen
Das Maritime Sicherheitszentrum Cuxhaven (MSZ) 
Netzwerk für Maritime Sicherheit auf See   
von Yvonne Dehne, Maritimes Sicherheitszentrum
Das GLZ-See ist provisorisch im Betriebsgebäude des 
WSA Cuxhaven untergebracht. Nun liegt der Ar-
beitsschwerpunkt auf der endgültigen räumlichen 
Unterbringung und der technischen Ausstattung des 
Maritimen Sicherheitszentrums als Ganzes.
MSZ-Neubau
Der Neubau des MSZ soll – mit insgesamt rd. 1.500 qm 
Fläche – auf dem Grundstück des Wasser- und Schiff-
fahrtsamtes Cuxhaven direkt neben dem Amtsgebäude 
errichtet werden.
Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung, vertreten durch das Staatliche Bauma-
nagement Elbe-Weser, startete Ende 2009 einen  
Generalplanerwettbewerb für den Bau des Maritimen 
Sicherheitszentrums.  Ziel des Wettbewerbs war 
unter anderem: „Der architektonische Ausdruck des 
Bauwerks soll der hohen Bedeutung des Maritimen 
Sicherheitszentrums gerecht werden.“ Beim Gebäude-
entwurf wurde größter Wert auf beste Arbeitsbedin-
gungen gelegt. Es bestanden hohe Anforderungen an 
Klima, Beleuchtung, Akustik und die räumliche An-
ordnung mit kurzen hausinternen Wegen. Ausgelobt 
wurden Preisgelder von insgesamt 130.000,– Euro.
Abb.1:  Das Netzwerk des MSZ
• Erstellen gemeinsamer Lagebilder
• Einsatzkoordinierung 
Das GLZ-See ist als gemeinsame Einrichtung des 
Bundes und der Küstenländer für die maritime Si-
cherheit an der  gesamten deutschen Küste und den 
seewärtigen Hafenzufahrten  zuständig.
Die Verwaltungsleitung des MSZ sorgt für die reibungs-
lose Administration und nimmt gleichzeitig die Öffent-
lichkeitsarbeit in Bezug auf die Liegenschaft und die 
allgemeine Darstellung der dort wahrgenommenen 
Aufgaben wahr.
 In Einsatzfällen erfolgt die Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit grundsätzlich durch die einsatzleitende 
Behörde. Die Verwaltungsleitung des MSZ ist durch 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Wasser- und 
Schifffahrtsamtes (WSA) Cuxhaven besetzt.
Rückblick
Der Deutsche Bundestag forderte mit Beschluss von De-
zember 2004 die Bundesregierung auf, gemeinsam mit 
den Küstenländern unter Wahrung der bestehenden 
Zuständigkeiten eine optimierte Küstenwachstruktur 
zu schaffen, die den aktuellen Herausforderungen an 
die Seesicherheit begegnet. 
Im September 2005 unterzeichneten die beteiligten 
Bundesressorts (BMVBS, BMI, BMF, BMELV, BMU) und 
die Küstenländer die Verwaltungsvereinbarung zur 
Errichtung eines Maritimen Sicherheitszentrums.
Errichtung des MSZ
Unter Federführung des Bundesministeriums für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) wurden die 
Voraussetzungen für die Errichtung des MSZ in Cuxha-
ven geschaffen. Das Projekt wird von einer Lenkungs-
gruppe gesteuert, in der alle Partner vertreten sind. 
Die betrieblich-operationelle Umsetzung hat zur 
termingerechten Aufnahme des Wirkbetriebs des Ge-
meinsamen Lagezentrums See am 1.1.2007 geführt. 
15 Planungsbüros beteiligten sich an dem Wettbe-
werb, welchen nach einer spannenden Preisgerichts-
sitzung und einer Überarbeitungsphase das Architek-
turbüro Mahler, Günster und Fuchs (MGF) GmbH aus 
Stuttgart für sich entscheiden konnte.
In der Beurteilung des Auswahlgremiums von März 
2010 für den Entwurf des Büros MGF heißt es unter 
anderem: 
„Die Architektur des Entwurfs als viergeschossigen 
solitären Baukörper fügt sich hervorragend in die 
städtebauliche Struktur des Hafens ein. Das Quadrat 
als stereometrische Grundform vereinigt die wichtige 
Bedeutung des Maritimen Sicherheitszentrums mit 
dessen funktionalen Anforderungen. Auch die Tech-
nikplanung beinhaltet vorbildliche Energieeffizienz. 
Nach den Berechnungen liegt der Primärenergiebe-
darf deutlich unter den Werten der Energieeinsparver-
ordnung.
Zusammenfassend weist der Entwurf des Architek-
turbüros MGF die notwendigen Stärken in Bezug auf 
Städtebau, Baustruktur, Funktionalität und Wirtschaft-
lichkeit auf, um diese architektonische Herausforde-
rung umzusetzen.“
Bei der Auswahl wurde viel Wert auf die hohe Funktio-
nalität gelegt, die alle Partnerorganisationen für ihre 
Arbeit im Netzwerk als notwendig definiert hatten.
Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung stellt für das Bauprojekt rund zwölf Millionen 
Euro bereit. Weitere acht Millionen fließen in die an-
spruchsvolle und spezielle Informations- und Kommu-
nikationstechnik des MSZ.
Ausblick
Nach der zurzeit laufenden Planungsphase soll im Juni 
2012 der erste Spatenstich erfolgen. Der Projektplan 
sieht vor, dass der Neubau voraussichtlich im Frühjahr 
2014 in Betrieb genommen werden kann.
Abb. 2:  Arbeitsmodell MSZ von MGF GmbH, Ansicht 
Woltmankaje
Das Maritime Sicherheitszentrum Cuxhaven
Im Gebiet der Elbe 
Die Wasser- und Schifffahrtsämter Hamburg und Cuxhaven
Die Bundeswasserstraße Elbe gehört zu den längsten 
Flüssen in Europa.  Sie entspringt in Tschechien, fließt 
auf 700 km durch Deutschland und mündet schließ-
lich in die Nordsee. Der Fluss unterteilt sich in Ober-, 
Mittel-, Unter- und Außenelbe. Für die beiden letzteren 
Bereiche ist die Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord 
mit ihren Wasser- und Schifffahrtsämtern Hamburg 
und Cuxhaven zuständig.
Die Unterelbe ist ein Ästuar oder anders gesagt, der 
gezeitenabhängige Abschnitt der Elbe.  Die Außen-
elbe ist die Fortsetzung des Ästuars ab Cuxhaven und 
führt durch das der Küste vorgelagerte Wattenmeer. 
Ein großer Teil des deutschen Im- und Exports erfolgt 
über die Handelsmetropole Hamburg. Die Hansestadt 
besitzt einen der weltgrößten Häfen. Eine der Stärken 
des Hamburger Hafens ist der moderne Containerum-
schlag. 
Zur Aufrechterhaltung der planfestgestellten Fahr-
rinne in der Elbe für die Großwasserschifffahrt sind 
kontinuierlich Nassbaggerarbeiten erforderlich. Fahr-
rinnenausbauten erfolgen in erforderlichem Umfang 
nach umfassenden Planungen und Untersuchungen, 
um die Auswirkungen auf die Umwelt möglichst 
gering zu halten. Besonders große Schiffe können 
den Hafen unter Ausnutzung der Tide erreichen bzw. 
verlassen.
Die beschriebenen Gegebenheiten erfordern ein inten-
sives Verkehrsmanagement durch die Verkehrszentra-
len an der Elbe, die die Schiffsbegegnungen regeln. Die 
Tidefahrpläne werden von den Ämtern berechnet.
Die Wasser- und Schifffahrtsämter Hamburg und Cux-
haven sorgen auf der Elbe und auf ihren Nebenflüssen 
für einen reibungslosen und sicheren Schiffsverkehr. 
Zur Bereitstellung des Verkehrsweges unterhalten 
sie die Bundeswasserstraße Elbe einschließlich ihrer 
Nebenflüsse.
Zu den Aufgaben der WSÄ gehört das laufende 
Vermessen der Wasserstraßen durch Wassertiefen-
peilungen und die Information der Schifffahrt, die 
Gewässerkunde, die Nassbaggerei und alle 
Mit Hilfe des Verkehrssicherungssystems Elbe sorgen 
die WSÄ dafür, dass die Sicherheit und Leichtigkeit des 
Verkehrs auf der Elbe gewährleistet ist und potentielle 
Gefahren für die maritime Umwelt abgewendet wer-
den. Voraussetzung hierfür ist eine ständige Beobach-
tung des Schiffsverkehrs mittels Radar und AIS. 
Zu den schifffahrtspolizeilichen Aufgaben gehören 
u. a. die Kontrolle der Schifffahrt auf Einhaltung der 
Verkehrsvorschriften und die Ahndung von Vergehen 
sowie die Gefahrenabwehr. 
Das WSA Hamburg 
... ist für die Bundeswasserstraße Elbe zuständig von der 
Hamburger Landesgrenze bis St. Margareten (etwas 
stromauf  von Brunsbüttel) und bis zur Landesgrenze 
Hamburg bei Tinsdal/Schulau einschließlich der 
Nebenflüsse Este, Lühe, Schwinge, Pinnau, Krückau, 
Stör, der Bützflether Süderelbe, Ruthenstrom, Wisch-
hafener Süderelbe und des Freiburger Hafenpriels. 
Dies gilt auch für alle Nebenelben (Glückstädter 
Nebenelbe, Pagensander Nebenelbe, Dwarsloch, 
Lühesander Nebenelbe, Hahnöfer Nebenelbe und das 
Mühlenberger Loch.) 
Zum WSA Hamburg gehören vier Sachbereiche, die 
Außenbezirke Wedel, Glückstadt und Stade sowie der 
Bauhof Wedel, die Fachgruppe Nachrichtentechnik 
und die Verkehrszentrale Brunsbüttel. Darüber hinaus 
wurde beim WSA Hamburg das Planungsbüro für die 
Fahrrinnenanpassung der Elbe eingerichtet.
Das WSA Hamburg ist verantwortlich für 44 Leucht-
türme, eine umfangreiche Technik für die Maritime 
Verkehrssicherung einschließlich sechs Radarsta
tionen. Des Weiteren betreibt und unterhält das WSA 
Hamburg das innere Este-Sperrwerk. 
Der Bauhof Wedel verfügt über einen leistungsfähigen 
eigenen Werftbetrieb mit Hafen, Pier- und Pontonanla-
gen sowie einer Slipanlage samt Schiffsbauhalle.
Das WSA Hamburg beschäftigt ca. 290 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter. 
Das WSA Cuxhaven
... betreibt umfangreiche technische Einrichtungen 
zur Durchführung der Maritimen Verkehrssicherung. 
Hierzu gehören u. a. drei Radarstationen. Neben 
einer Flotte von Spezialschiffen (z. B. Peilschiff „Grim-
mershörn“) ist das große Mehrzweckschiff „Neuwerk“ 
rund um die Uhr in der Nordsee im Einsatz, ebenso wie 
der gecharterte Notschlepper „Nordic“.
Das WSA gliedert sich in drei Sachbereiche, einen Au-
ßenbezirk und den Bauhof Cuxhaven, die Fachgruppe 
Nachrichtentechnik und die Verkehrszentrale Cuxha-
ven. Auf seinem Gelände stellt das Amt Räumlichkeiten 
für das Maritime Sicherheitszentrum und für das Hava-
riekommando zur Verfügung.  
Das WSA Cuxhaven beschäftigt ca. 250 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter.
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strombaulichen Maßnahmen sowie Bau und Unterhal-
tung  von Buhnen und Leitdämmen. 
Außerdem setzen, betreiben und unterhalten die bei-
den Wasser- und Schifffahrtsämter schwimmende und 
feste Seezeichen (Tonnen, Leuchtfeuer) zur Kennzeich-
nung des Schifffahrtsweges Elbe. 
Abb. 1: Dienstgebäude WSA Hamburg
Abb. 2: Dienstgebäude WSA Cuxhaven
Abb. 4: Containerschiff, Höhe Waltershof, Hamburg
      Abb. 3: Luftbild Elbe
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Neue Deckwerkskonzepte für die Tideelbe –  
Naturmessungen auf der Elbinsel Lühesand     
von Dr. Bettina Gätje und Caroline Feldmann, 
Wasser- und Schifffahrtsamt Hamburg
Das 3,2 km lange fahrwasserseitige Deckwerk der 
Elbinsel Lühesand weist starke Schäden in Form 
von Absackungen auf. Um diesen Uferabschnitt 
nachhaltig instand setzen zu können, haben wir 
auf Grundlage umfassender Naturmessungen die 
Neubemessung derartiger Deckwerke bei der 
Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) in Rissen in 
Auftrag gegeben. Die Erkenntnisse vor Lühesand 
sollen dazu genutzt werden, ein allgemeingültiges 
Bemessungskonzept für Böschungs- und Sohl-
sicherungen unter Tideeinfluss und hohen 
schiffserzeugten Belastungen zu erarbeiten. Derzeit 
liegen nur Bemessungskonzepte für Deckwerke an 
Binnenwasserstraßen vor.
Die Elbinsel Lühesand ist zwischen der Schwinge- 
und Lühemündung dem Alten Land vorgelagert. Als 
ursprünglich natürliche Sandinsel ist sie im Laufe der 
Jahre mittels Spülverfahren erhöht und mit Deckwer-
ken gesichert worden. Das fahrwasserseitige Ufer weist 
unterschiedliche charakteristische Ausbaubereiche 
mit unterschiedlichen Topographien im Unterwasser-
bereich auf. So ist das Deckwerk im steilen südöstlichen 
Inselabschnitt mit Neigungen von bis zu 1 : 1,5 durch 
eine Fußsicherung bestehend aus 10-20 m langen, 
teils gestapelten Sinkstücklagen gestützt. Mit weiterer 
Distanz zur Hauptfahrrinne findet man im nordwestli-
chen Inselbereich vergleichsweise flache Uferbö-
schungen mit einer Neigung von 1:10 vor.
Die BAW wurde vom Wasser- und Schifffahrtsamt 
Hamburg 2009 mit der Bemessung des zu sanierenden 
Deckwerks beauftragt. Zudem sollte in einem weiteren 
Schritt ein grundsätzliches Bemessungskonzept für 
tidebeeinflusste Deckwerke im Küstenbereich erar-
beitet werden. Schnell war klar, dass dies nur gelingen 
konnte, wenn aktuelle Daten über die Belastungsgrö-
ßen des Deckwerks Lühesand vorliegen. Da das nicht 
der Fall war, schlug die BAW ein Konzept zur messtech-
nischen Erfassung der lokalen Parameter (hydraulische 
Belastungen sowie den Porenwasserdruck unter dem 
Deckwerk) vor.
Bereits im Herbst 2009 wurden von uns Bohrungen 
zur Erkundung des Baugrundes veranlasst. Entlang 
der Uferlinie wurden dazu drei Stationen M1, M2 und 
M3 beprobt. In jedes Bohrloch wurden zusätzlich 
Drucksensoren in definierten Tiefenlagen eingebaut. 
Als erste Teilaufgabe des Messkonzeptes sollen damit 
langfristige Beobachtungen der Porenwasserdrücke im 
Boden in Abhängigkeit der Wasserstandänderungen 
erfolgen. Ergänzt werden diese - als Dauermessanlage 
angelegte Stationen - durch einen Radarpegel, der sich 
an einem in ca. 50 m vom Deckwerk entfernten Mess-
pfahl befindet. 
Für die zweite Teilaufgabe wurde eine getrennte Mess-
anlage am Messquerschnitt M3 aufgebaut. An zwei 
Messpunkten (bei NHN -3 m und NHN -7 m) werden dy-
namisch die Auswirkungen von Wellen und Strömung 
auf die oberflächennahen Porenwasserdrücke in der 
Unterwasserböschung erfasst. Über diese Ergebnisse 
werden wir später die Lage einer erforderlichen Fuß-
sicherung bzw. die Dimensionierung des Deckwerkes 
ermitteln.
Der Messquerschnitt M3 wurde ausgewählt, da hier 
weder Deckwerk noch darunterliegende Faschinen-
matten (Sinkstücke) geöffnet werden mussten. Eine 
Herausforderung an alle Beteiligten war der Unter-
wassereinbau der Messsensoren. Der dazu notwenige 
Tauchereinsatz wurde mit den Kollegen der BAW in-
tensiv diskutiert und vorbereitet, da strömungsbedingt 
nur wenig Zeit für die Installation unter Wasser zur 
Verfügung stand. Speziell für diesen Einsatz wurden 
zwei Sondenrohre der Firma Comdrill entwickelt, die 
mit Drucksensoren bestückt worden sind und mittels 
Spülhilfe einfach in die Böschung eingespült werden 
konnten. 
Parallel wurden an gleicher Position zwei Strömungs-
sonden auf der Gewässersohle aufgebracht, die etwa in 
einem Meter über Grund die Strömung messen. Diese 
Geräte wurden zur besseren Verankerung auf dem 
Grund auf Betonplatten montiert.
Die Datenkabel wurden über die Unterwasserbö-
schung bis zur Datenerfassung an Land geführt. Eine 
eigens dafür konstruierte Ankerkette sichert die spä-
tere Bergung der Geräte.
Für den Aufbau dieser Messkette war die Taucher-
kolonne des WSA Brunsbüttel insgesamt vier Tage 
beschäftigt.
Die erforderliche Messtechnik mit zugehöriger Strom-
versorgung (Solarpanel) wurde an hochwassersicheren 
Masten installiert. Die Daten der Messpunkte M1 und 
M2 werden dabei per Funk an Messpunkt M3 und von 
dort per Modem zur BAW übermittelt. Am Messquer-
schnitt M3 wurde ein hochwassersicherer Messcontai-
ner aufgebaut, der einen Strom- und Telefonanschluss 
besitzt.
Das dritte Teilprojekt umfasst die Erfassung der 
schiffserzeugten Wellen. An den Messpositionen M2 
und M3 hat unser Außenbezirk Wedel dazu zwei 
Messpfähle ufernah errichtet. Diese haben wir mit 
einer umlaufenden Arbeitsplattform ausgestattet, auf 
der die Wellenmessanlage und die Brennstoffzellen 
zur Stromversorgung montiert werden. 
Das Messverfahren sieht vor, die Wasserspiegelauslen-
kung mittels Wellenmessdraht zu erfassen.
In einer Spannvorrichtung am Pfahl befestigt, wird der 
Draht an eine Elektronikeinheit angeschlossen und 
misst Spannungsänderungen, die durch wechselnde 
Wasserstände hervorgerufen werden. An selbiger 
Halterung wird ebenfalls 1 m über der Gewässersohle 
jeweils eine Strömungssonde installiert.
Mit der Durchführung der Naturmessungen und der 
Auswertung haben wir das Ingenieurbüro IMS aus 
Hamburg beauftragt. Zur ereignisbezogenen Auswer-
tung werden dem Büro regelmäßig die AIS- Daten der 
Schiffspassagen aus dem WSV- Erfassungssystem „Elbe-
Gateway“ zur Verfügung gestellt. AIS ist ein Schiffs-
identifikationssystem, mit dem in kurzen Intervallen 
aktuelle Fahrdaten der Schiffe ausgesendet werden.
Die Umsetzung des umfangreichen Messkonzeptes 
konnte nur durch eine enge Zusammenarbeit zwi-
schen dem WSA Hamburg und der BAW realisiert 
werden. So wurde die gesamte Messtechnik aufgrund 
des Praxiswissens von den Kollegen der BAW beschafft. 
Hervorzuheben ist die personelle und technische 
Unterstützung unserer Kollegen aus Wedel, die einen 
entscheidenden Teil zum Gelingen der Kampagne 
beigetragen haben.
Abb. 1: Übersichtsplan der Messkampagne
Abb. 2:  Systemskizze des Messprofils M3
Abb. 3: Aufbau der Messkette M3
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Modernisierung des hydrologischen Messnetzes 
an der Tideelbe  
von Dr. Ingo Entelmann und Zbigniew Grellus, 
Wasser- und Schifffahrtsamt Hamburg
Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung (WSV) führt 
in der Tideelbe umfangreiche gewässerkundliche 
Naturmessungen durch. Diese liefern wichtige 
Grundlagendaten für die Nautik sowie für unsere 
Unterhaltungs- und Beweissicherungsaufgaben. Sie 
sind gleichzeitig relevant für aktuelle Fragestellungen 
(wie Bemessung von Bauwerken, Tidefahrpläne) 
sowie strategische Planungen (wie Konzepte zur 
Unterhaltungsbaggerung, Ausbaumaßnahmen). 
Mit unserem Pegelnetz leisten wir einen wichtigen 
Beitrag zum Küsten- und Hochwasserschutz. 
Nicht zuletzt tragen unsere Messprogramme zu 
einem verbesserten Verständnis der komplexen 
Einflussgrößen auf Wasserstände, Strömungen und 
Gewässerbett bei. In diesem Aufgabenfeld suchen 
wir Synergien zwischen Bund-, Länder- sowie 
Forschungsmessprogrammen, aktuell unter anderem 
zu Fragestellungen des Klimawandels.
Bei gewässerkundlichen Messungen wird zwischen 
Messkampagnen und Dauermessungen unterschie-
den. Die zentrale Aufgabe der aquatischen (Gewäs-
serboden-)Vermessung wird von den Peilabteilungen 
unserer Ämter wahrgenommen. Weitere Kampagnen-
messungen liegen vorrangig in der Verantwortung 
unserer gewässerkundlichen Abteilungen. Zu nennen 
sind hier beispielsweise Profilmessungen von Strö-
mungen mittels akustischer Verfahren oder Sediment-
beprobungen, d. h. Beprobungen des Gewässerbettes. 
Zur kontinuierlichen Erfassung grundlegender gewäs-
serkundlicher Messgrößen werden Dauer-
messstationen betrieben. Die Vorort-Betreuung erfolgt 
durch fachkundiges Personal unserer Bauhöfe und 
Außenbezirke. 
Im Bereich der Tideelbe stromab von Hamburg erwei-
tern und modernisieren wir derzeit unser Dauermess-
netz zur Erfassung von Strömung, Trübung, Salinität 
(Salzgehalt), Sauerstoffgehalt und Wassertemperatur. 
In einem weiteren Modernisierungsschritt erfolgt ab 
2011 eine Ertüchtigung unseres umfangreichen Pegel-
messnetzes in der Hauptelbe und den Nebenflüssen.
Erweiterung und Modernisierung des Dauer-
messnetzes
Im erweiterten Dauermessnetz werden in der Haupt-
elbe zukünftig an insgesamt 15 Stationen  5-minütige 
Mittelwerte von Strömung, Trübung, Salinität sowie 
Temperatur aufgezeichnet. An ausgewählten Statio-
nen wird zudem der Sauerstoffgehalt erfasst. Die 
Messung erfolgt auf zwei Ebenen je Station (oberflä-
chennah und sohlnah). Im Rahmen einer europawei-
ten Ausschreibung wurde seitens des WSA Hamburg 
und des WSA Cuxhaven in 2010 nicht nur eine neue 
Generation von Messgeräten beschafft, sondern auch 
die zukünftige Anbindung der 15 Messstationen an ein 
Fernübertragungsnetz beauftragt. Parallel dazu wurde 
eine küstenweite Rahmenvereinbarung über die Liefe-
rung einheitlicher hydrologischer Messtechnik für die 
Ämter der Wasser- und Schifffahrtsdirektionen Nord 
und Nordwest geschlossen. 
Im Zuständigkeitsbereich des WSA Hamburg kommen 
6 bojen-gebundene Messstationen zum Einsatz. Im 
Amtsbereich Cuxhaven (Außenelbebereich) werden 
die Messeinrichtungen an 9 Messpfählen verankert. 
4 der 6 Stationen im Amtsbereich Hamburg werden 
im Rahmen der Beweissicherung zur letzten Fahrrin-
nenanpassung der Unter- und Außenelbe seit 1998 
betrieben. Für diese liegen bereits langjährige Mess-
zeitreihen für Strömungsgeschwindigkeiten und  -rich-
tungen, Leitfähigkeit und Temperatur vor.
Die erfassten Messdaten werden von unseren gewäs-
serkundlichen Abteilungen in Datenbanksysteme 
eingepflegt, plausibilisiert sowie für weitere Analysen 
aufbereitet. Der interessierten (Fach-)Öffentlichkeit 
stehen die plausibilisierten Zeitreihen über das Portal 
Tideelbe der WSD Nord (www.portal-tideelbe.de) 
kostenlos zur Verfügung.
Modernisierung des Pegelmessnetzes
Zum WSV-Pegelnetz stromab des Hamburger Hafens 
gehören 20 Hauptelbepegel, 14 Nebenflusspegel 
(Este, Lühe, Oste, Pinnau, Krückau, Stör) sowie 2 reine 
Betriebspegel (Inneres Este-Sperrwerk).
Wasserstandszeitreihen sind die längsten Zeitreihen, 
die in der WSV vorgehalten werden. Die kontinuier-
liche Erfassung ist nicht nur für WSV-Aufgaben (wie 
beispielsweise den Wasserstandsnachrichtendienst 
für die Schifffahrt) von hoher Relevanz, sondern auch 
essentiell für den Küsten- und Hochwasserschutz. 
An der Tideelbe finden über unsere Wasserstands-
datenfernübertragung (WDFÜ) im Online-Betrieb 
auflaufende Daten beim Bundesamt für Seeschifffahrt 
und Hydrographie (BSH) operationelle Verwendung in 
Modellen zur Wasserstandsvorhersage  (Vorher-
sagedienst, Sturmflutwarnungen). Aktuelle Pegel(roh-)
daten können u. a. über das WSV-Portal PEGELONLINE 
(www.pegelonline.wsv.de) abgerufen werden, 
plausibilisierte Daten stehen über das Portal Tideelbe 
(www.portal-tideelbe.de) zur Verfügung. 
Sie werden von verschiedensten Nutzern wie Hafen-
betreibern, Landesämtern, wissenschaftlichen Ein-
richtungen und Ingenieurbüros in hohem Umfang 
abgefragt.
Zur Erfassung des Wasserstandes werden an der Tide-
elbe zurzeit noch überwiegend sogenannte „Schwim-
merpegel“ eingesetzt. Im Rahmen der Modernisie-
rung des Pegelmessnetzes werden wir in 2011 und 
2012 modernere Messverfahren (z. B. Radartechnik) 
einführen sowie Datenausfallzeiten durch zukünftig 
zwei parallele Messungen an nahezu allen Standor-
ten verringern. Für besonders wichtige Pegel werden 
zwei vollständige voneinander getrennte, sogenannte 
„redundante“ Übertragungswege eingerichtet. Des 
Weiteren erfolgen – wo notwendig – Pegelneugrün-
dungen bzw.  -sanierungen. 
Die WSV-Pegelmodernisierung ist ein bundesweites 
Projekt und wird parallel im gesamten (Küsten-)
Bereich der WSD Nord umgesetzt.
Abb. 1: Bojen-gebundene Dauermessstation 
im WSA Hamburg – Auslegen der Messkette
Abb. 2:  Dauermessungen der WSV in der Tideelbe unterhalb Hamburgs
(blau: Dauermessstationen Strömung, Trübung, Salinität, Temperatur, 
optional Sauerstoff; rot: Pegelstandorte)
Abb. 3: Pegelstandorte Glückstadt (Betrieb seit 1870, Schwimmerpegel 
-links und rechts unten) und Brunsbüttel Mole 1 (Neuerrichtung mit 
Drucksonde und außenseitigem Radarpegel -rechts oben) 
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Mit den sogenannten „Uferverträgen“ nimmt das 
Wasser- und Schifffahrtsamt Hamburg bereits seit 
Mitte 2009 die Uferunterhaltung für die Länder 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein an der Tide-
elbe wahr. Neben prioritären Einzelmaßnahmen sind 
seitdem eine Vielzahl von Aufgaben entlang der 
Unterelbe für uns dazugekommen. Ufervorspülungen, 
Deckwerksunterhaltung, die Kennzeichnung und 
Instandsetzung von Buhnen sowie die Gehölzpflege – 
wir blicken zurück.
Ufervorspülung Bützfleth
Am Ufer in Bützfleth bei Stade wurde Anfang Septem-
ber auf einer Länge von rd. 400 m im Zuständigkeits-
bereich des Deichverbandes Kehdingen-Oste durch 
das Aufbringen von ca. 45.000 m³ Sand der dem Deich 
vorgelagerte Strand erhöht. Diese Maßnahme war die 
letzte prioritäre Einzelmaßnahme aus den Uferverträ-
gen mit dem Land Niedersachsen, die wir innerhalb 
eines Jahres nach Vertragsunterzeichnung ausgeführt 
haben. 
Dazu wurde der zur Uferbefestigung notwendige Sand 
von der Wasserseite aus von dem Laderaumsaugbag-
ger „Geopotes 14“ der mit einem Laderaumvolumen 
von ca. 7000 m³ durch eine Düse über 70 m weit mit 
ca. 7 bar Druck ans Ufer gesprüht. Da der so entstehen-
de Sprühbogen an einen Regenbogen erinnert, wird 
die Methode „Rainbow-Verfahren“ genannt. 
Am Ufer wurde der aufgebrachte Sand mit Hilfe von 
Planierraupen gleichmäßig verteilt und profiliert. 
Dadurch ist ein rd. 20 Meter breiter hochwasserfreier 
Strandstreifen entstanden. Gewonnen wurde der Sand 
im Rahmen unserer Unterhaltungsbaggerung der Elbe 
im Bereich Steindeich bei Elbe-km 665,5.
Die Maßnahme wurde als Nachtrag zum Hauptauftrag 
„Unterhaltungsbaggerung Elbe/Jade 2009/2010“ an 
die gleichnamige Arge beauftragt. 
Dadurch konnten Stillstandszeiten bei schlechtem 
Wetter vermieden werden, denn der Bagger konn-
te unmittelbar in der Unterhaltung der Hauptelbe 
eingesetzt werden.
Regiearbeiten des Außenbezirks Wedel
Neben der Ufersicherung Bützfleth haben wir in die-
sem Jahr damit begonnen, vorrangig die Deckwerke 
und Buhnen sowie die unbefestigten Vorlandebe-
reiche zu besichtigen und den baulichen Unterhal-
tungszustand aufzunehmen. An diesen sogenannten 
Schauterminen wurden einvernehmlich mit den 
Vertretern der Länder Schäden festgelegt und der 
Instandsetzungsumfang diskutiert
Maßnahmen in Schleswig-Holstein
Auf der rechtselbischen Uferseite haben wir uns vor 
Ort mit Kollegen vom Landesbetrieb für Küsten-
schutz, Nationalpark und Meeresschutz getroffen, 
um in einem sogenannten Schautermin die vor-
rangig durchzuführenden Arbeiten durchzuspre-
chen und für das Jahr festzulegen. Aufgrund des 
erkannten Bedarfs wurden an den schleswig-holstei-
nischen Ufern durch den Außenbezirk Wedel zwei 
Buhnen instand gesetzt. Hierbei handelte es sich 
um einen im Wesentlichen an der Wurzel beschä-
digten Buhnenkörper in Bielenberg sowie um einen 
flächigen Buhnenschaden in der Nähe von Brokdorf, 
bei dem Wasserbausteine nachgestreut wurden.
Ein weiterer Unterhaltungsschwerpunkt in Schles-
wig-Holstein war in diesem Jahr der vollständige 
Austausch der alten Buhnenköcher an allen ehema-
ligen Landesbuhnen. 
Mit dem Zuständigkeitswechsel gewährleisten 
wir zukünftig einen einheitlichen Standard in der 
Bezeichnung der Buhnenköpfe und im Setzen der 
entsprechenden Kardinalstangen.
Maßnahmen in Niedersachsen
Auf der niedersächsischen Elbseite konzentrierten sich 
unsere Regiearbeiten für das Jahr 2010 auf den Bereich 
des Deichverbandes der I. Meile Altenlandes und der II. 
Meile Alten Landes. Hier wurden die Bestandsaufnahme 
und die daraus abgeleiteten Sanierungsarbeiten an den 
Deckwerken intensiv mit den Vertretern beider Deichver-
bände und den Kollegen des Niedersächsischen Landes-
betriebs für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz 
diskutiert. Es entstand ein daraus abgeleiteter Unterhal-
tungsplan für die nächsten Jahre, der sukzessiv umge-
setzt wird. Vorrangig sind Deckwerksabschnitte lokal 
instand zu setzen und Wasserbausteine nachzulegen. 
Abgesehen von der klassischen Deckwerksunterhaltung 
beschäftigte uns dieses Jahr ein weiteres Thema. Durch 
die Uferunterhaltungsverträge sind wir innerhalb eines 
10-Meter-Streifens ab Oberkante des Deckwerks für den 
Grünrückschnitt der Bäume zuständig. 
Was bisher von den drei Deichverbänden organisiert 
wurde, obliegt nun unserem Außenbezirk in Wedel. 
Dieses Jahr konnten wir die kalte Jahreszeit dafür nutzen, 
um zwischen Cranz und Mojenhörn bei Grünendeich die 
Bäume zurück zu schneiden.
Fazit und Ausblick
Mit der Vertragsunterzeichnung hat das Wasser- und 
Schifffahrtsamt Hamburg eine Vielzahl von Aufgaben 
dazu gewonnen. Dieser Aufgabenzuwachs ist zusam-
men mit dem bisher gesetzlich geregelten Unterhal-
tungsumfang von uns abzuarbeiten. 
Der vertragliche Kontext setzt uns in die Lage, die 
Maßnahmen eigenverantwortlich zu planen, auszu-
führen und zu priorisieren. Unsere Gesprächspartner 
sind dabei die Ländervertreter in Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein, für die das Thema „Deichsicher-
heit“ von entscheidender Bedeutung ist. 
Durch die regelmäßigen Schautermine, zu denen die 
Länder einladen, ist gewährleistet, dass wir im engen 
Dialog stehen und die vertrauensvollen Zusammenar-
beit gemeinsam weiterführen.
Abb. 1: Bestandsaufnahme und Dokumentation der Uferdeckwerke
Abb. 2: Sandvorspülung im Rainbow-Verfahren Abb. 3: Baumrückschnitt mit dem Schwimmgreifer „Juelssand“
Von der Ufervorspülung bis zur Gehölzpflege –  
Ufersicherungsmaßnahmen für die Länder  
Niedersachsen und Schleswig-Holstein 
von Dr. Bettina Gätje und Ulrike Speichert, 
Wasser- und Schifffahrtsamt Hamburg
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Bauen im Bestand – Ufersicherungsmaßnahmen an 
den niedersächsischen Nebenflüssen 
von Dr. Bettina Gätje und Caroline Feldmann, 
Wasser- und Schifffahrtsamt Hamburg
Die 12 km lange Strecke der Bundeswasserstraße 
Lühe von Horneburg bis zur Mündung in die Elbe 
führt entlang der Ortschaften Mittelnkirchen und 
Guderhandviertel. Hier finden sich Flussabschnitte, 
an denen dichte Bebauung mit Gebäuden direkt 
bis an die Uferlinie heranreicht. Hochbohlwerke 
wurden in diesen Bereichen in den 1930er- 
Jahren zur Abfangung von Geländesprüngen 
errichtet. Viele sind inzwischen altersbedingt 
abgängig. Die Instandsetzungsmaßnahmen 
stellen eine Herausforderung für die Planung und 
Baudurchführung dar.
Als Rechtsnachfolgerin der Reichswasserstraßenver-
waltung ist die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung 
durch den im Jahr 1931 geschlossenen Vertrag mit der 
„Ufergenossenschaft Lühe“ in Steinkirchen, Kreis Jork 
verpflichtet, die Ufer der Lühe zu befestigen und zu 
unterhalten.
Eine typische Ufersicherung in weitgehend unbe-
bauten Abschnitten besteht aus Schüttsteindeck-
werken mit Pfahlfußsicherung. Unterhaltungsmaß-
nahmen werden dort routinemäßig im Regiebetrieb 
mit verwaltungseigenen Ufereinbaugeräten durchge-
führt.
In Bereichen mit Hochbohlwerken haben wir verstärkt 
seit ca. 1995 Schäden festgestellt und der Priorität I und 
II zugeordnet. Die Schäden der Priorität I wurden da-
raufhin 2001 saniert, nachdem umfassende Baugrund- 
und Standsicherheitsuntersuchungen durchgeführt 
wurden. Im Winterhalbjahr 2009/2010 außerhalb der 
Sportbootsaison stand die Instandsetzung der verblie-
benen Abschnitte an.
Bei diesen Bohlwerken handelt es sich um Holzpfahl-
konstruktionen, die mit Holzbohlen bis unter die 
Gewässersohle ausgefacht sind. Durch Gurthölzer im 
Kopfbereich verbunden, werden sie mit horizontalen 
Rundstahlankern und Ankerplatten gehalten. Die Pfäh-
le sind dabei oft nicht bis in den 8-10 m tief liegenden 
tragfähigen Sand geführt worden, sondern „schwim-
mend“ in der Weichschicht aus Klei und Torf gelagert. 
Neben der statisch unzureichenden Bemessung lagen 
die aufgetretenen Schadensbilder maßgeblich im Alter 
der Bausubstanz und den Holzschäden in der tidebe-
dingten Wasserwechselzone begründet. 
Für die Instandsetzung der Hochbohlwerke haben wir 
unterschiedliche Ausbauvarianten geplant. In dem 
95 m langen Bauabschnitt in Mittelkirchen bei Lühe-
km 6,1 (Los 1) sollte aufgrund der statischen Erforder-
nisse eine Stahlspundwand vor die marode Ufersich-
ersicherung gerammt werden. Grundsätzlich wird 
für Instandsetzungsmaßnahmen derartiger Ufersi-
cherungen eine Holzbauweise ähnlich dem Bestand 
angestrebt. Für den zweiten 40 m langen Sanierungs-
abschnitt (Los 2) in Guderhandviertel bei km 3,8 sollte 
dies realisiert werden. 
Die Bauleistungen mit einem Umfang von rd. 
750.000 Euro wurden öffentlich ausgeschrieben. 
Beide Sanierungsabschnitte wurden an eine Baufirma 
vergeben, die die Bauausführung zusammen mit einer 
Spezialfirma für Verankerungstechnik als Subunter-
nehmen ausgeführt hat. Begleitet wurde die Baumaß-
nahme durch die Bauaufsicht unseres Außenbezirkes 
in Stade. Das Augenmerk mussten die Kollegen dabei 
auf die Sicherung der Baustelle und die Beleuchtung 
der schwimmenden Geräte mit Tages- und Nachtsi-
gnalen legen.
Sämtliche Arbeiten konnten ausschließlich vom 
Wasser aus erfolgen. Bei der Wahl der Gerätekonfigu-
ration mussten wir die Fahrrinnenverhältnisse und die 
nautische Anforderungen berücksichtigen. So konnte 
dem geplanten Einsatz einer Spundwandpresse nicht 
entsprochen werden, da die aufgrund der Tragfä-
higkeit und Stabilität notwendige Pontongröße den 
Abflussquerschnitt zu stark eingeengt hätte. 
Eine weitere Herausforderung lag in der planerischen 
Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten. So 
mussten wir den Umstand berücksichtigen, dass auf 
dem Weg zur Baustelle mehrere Brücken –
auf Grund ihrer niedrigen Durchfahrtshöhen – unüber-
windbare Hindernisse darstellten. Das hatte zur Folge, 
dass geeignete Umschlagsplätze für die Baugeräte 
gefunden werden mussten. Einer lag an der baustel-
lennahen Straßenbrücke Neuenkirchen. Hier wurden 
mit Hilfe eines 400t-Mobilkrans der Autokran und das 
Antriebsaggregat für den Vibrationsbär auf den Arbeit-
sponton (24 m x 8 m) verladen. 
Das Einbringen der 11 m langen Stahlspundbohlen 
erfolgte erschütterungsarm mit einem Hochfrequenz-
rüttler, der am Kran geführt wurde. 
Als Verankerung wurden 40 Verpressanker mit einer 
Länge vom 21 m und einer Neigung von 45° einge-
bracht. 
In verrohrte Bohrlöcher wurden Ankerzugglieder aus
3 Litzen eingesetzt und anschließend mit Zementsus-
pension unter einem Druck von 5 bar verpresst. 
Da diese Arbeiten tideabhängig waren, wurde das 
Lühesperrwerk zeitweise bei Tideniedrigwasser 
geschlossen, um das Zeitfenster für die Arbeiten zu 
vergrößern.
Mit Beginn der Arbeiten für das Los 2 im Frühjahr 2010 
wurde der im 1. Bauabschnitt verwendete Arbeitspon-
ton gegen einen kleineren Koppelponton getauscht, 
da weiter oberstrom die Durchfahrtsbreite nur 7,80 m 
betrug.
Hier haben wir die vorhandene Bohlwand in kleinen 
Teilabschnitten rückgebaut und durch ein neues 
Holzbohlwerk ersetzt. Zur Vereinfachung des Einbaus 
wurden die doppelt genuteten Einzelbohlen mit Loch-
bändern zu Vierfachtafeln vorbereitet. Anschließend 
wurden Bundpfähle im Abstand von 1,50 m vorgesetzt. 
Das Einbringen der Pfähle sowie auch das Ziehen der 
alten erfolgten mit einem Kettenbagger mit einer 
Movax-Seitengriff-Pfahlramme. 
Nach dem Umrüsten des Gerätes wurden mit dem 
Luftbär die Bundpfähle auf Tiefe geschlagen und mit 
einschraubbaren Erdankern rückverankert. 
Abb. 1: Einbau der Bundpfähle 
Abb. 3: abgängiges Holzbohlwerk
Abb. 4: sanierte Ufersicherung
Abb. 2: Geräteumschlag über den Deich
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FFH-Verträglichkeitsprüfung  
im Planfeststellungsverfahren zur Fahrrinnen- 
anpassung von Unter- und Außenelbe   
von Oliver Garrels und Dr. Thoralf Spangenberg, 
Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord
Die Dauer des Planfeststellungsverfahrens zur 
Fahrrinnenanpassung von Unter- und Außenelbe 
erstreckt sich bisher über einen Zeitraum von etwa 
3 ½ Jahren. Für die Öffentlichkeit und vor allem die 
Hafenwirtschaft stellt sich unweigerlich die Frage, 
woraus sich diese lange Verfahrensdauer ergibt. 
Gleiches gilt für eine Vielzahl anderer Verfahren, wie 
z. B. nahezu alle Straßenbauvorhaben außerhalb 
von Siedlungsräumen, Startbahnverlängerungen, 
Kraftwerksplanungen und auch das Verfahren zum 
Ausbau der Unter- und Außenweser.
Am Beispiel der Fahrrinnenanpassung von Unter- und 
Außenelbe soll dargestellt werden, dass die Zeiten 
offenkundig vorbei sind, in denen sich die Vorhabens-
träger der WSV zwar mit den betroffenen Fischern, 
Obstbauern und Sportboothäfen arrangieren und 
ein ausreichender Hochwasserschutz gewährleistet 
werden musste, der Naturschutz aber keinen für die 
Genehmigungsfähigkeit eines Vorhabens unüber-
windbaren Belang darstellte. 
Da während des laufenden Planfeststellungsverfah-
rens die Anforderungen zugunsten des Naturschutzes 
durch verschiedene Urteile von EuGH und BVerwG 
stark angezogen wurden, mussten die Planungen in 
vielfältiger Weise überarbeitet werden. 
Ein wesentlicher Grund dafür sind die Vorgaben der 
europäischen Fauna-Flora-Habitatrichtlinie (FFH-RL) 
in Verbindung mit dem Umstand, dass die Unter- und 
Außenelbe nicht allein ein wichtiger Verkehrsweg, 
sondern zugleich ein international bedeutsamer 
Lebensraum für zahlreiche Tiere und Pflanzen ist. Eini-
ge Arten, wie der vom Aussterben bedrohte und nach 
der FFH-RL besonders (prioritär) geschützte Schier-
lings-Wasserfenchel, kommen nur hier vor. Für die Be-
wahrung der Qualität dieses komplexen Lebensraums 
steht der Erhalt bzw. die Entwicklung der natürlichen 
Dynamik und Diversität als vorrangiges Entwicklungs-
ziel im Vordergrund.
Die hohe Schutzwürdigkeit des Lebensraums kommt 
dadurch zum Ausdruck, dass abgesehen von einem 
Teilbereich um die Mündung des Nord-Ostsee-Kanals 
in die Elbe bei Brunsbüttel nahezu der gesamte Bereich 
unter den Schutz europäischer Naturschutzrichtlinien 
gestellt worden ist. Bezogen auf das Planfeststellungs-
verfahren zur Fahrrinnenanpassung von Unter- und 
Außenelbe hat dies zur Folge, dass die Auswirkungen 
des Vorhabens auf insgesamt 17 Gebiete nach der 
FFH-RL und 9 Gebiete nach der Vogelschutzrichtlinie 
bewertet werden müssen. 
Vor diesem Hintergrund ist es naheliegend, dass 
Baumaßnahmen nahezu unvermeidlich zu Zielkon-
flikten mit den Belangen des europäischen Natur-
schutzrechts führen. Dieser Zielkonflikt wird vom 
europäischen Gesetzgeber dahingehend gelöst, dass 
nachteilige Auswirkungen auf den Erhaltungszustand 
der in den FFH- und Vogelschutzgebieten geschützten 
Lebensraumtypen und Arten grundsätzlich unzulässig 
sind. Sollen dennoch Baumaßnahmen mit Auswir-
kungen auf die Schutzgebiete durchgeführt werden, 
muss unter Berücksichtigung bester wissenschaftlicher 
Erkenntnisse der Nachweis geführt werden, dass 
erhebliche Beeinträchtigungen der jeweiligen Erhal-
tungsziele ausgeschlossen werden können. 
Verbleiben fachlich nachvollziehbare Zweifel an dieser 
Risikoeinschätzung, kann ein Vorhaben nur noch 
ausnahmsweise zugelassen werden, wenn gewichtige 
Gründe des öffentlichen Interesses die Durchführung 
des Vorhabens unabdinglich machen, keine umwelt-
schonenderen Alternativen zur Verwirklichung der 
verkehrlichen Zielsetzungen in Betracht kommen und 
die Beeinträchtigungen der europäisch geschützten 
Lebensraumtypen und Arten durch naturschutzfach-
liche Ausgleichsmaßnahmen (sog. Kohärenzmaß-
nahmene) kompensiert werden können. Liegen diese 
Voraussetzungen nicht vor, darf das Vorhaben nicht 
umgesetzt werden.  
Die Planer der Fahrrinnenanpassung haben ihr 
Ausbaukonzept darauf ausgerichtet, durch ein in-
tegriertes Strombau- und Verbringungskonzept die 
mit dem Vorhaben verbundenen umweltrelevanten 
Eingriffe möglichst weitgehend zu minimieren. 
Weiterhin wurden aus Umwelt- und Wirtschaftlich-
keitsgesichtspunkten Abstriche am Ausbauumfang 
vorgenommen. Das bedeutet: Das tideunabhängige 
Verlassen des Hamburger Hafens mit einem 14,5m 
tiefgehenden Containerschiff soll nicht realisiert 
werden. Stattdessen wird die Fahrt eines solchen 
Schiffes innerhalb eines zweistündigen Tidefensters 
angestrebt.  
Vor diesem Hintergrund geht der Vorhabensträger 
mit seinen Gutachtern davon aus, dass erhebliche 
Beeinträchtigungen von FFH- und Vogelschutzge-
bieten ausgeschlossen werden können.
Durch mehrere Entscheidungen von EuGH und 
BVerwG wurde die Messlatte für die Zulassung von 
umweltrelevanten Vorhaben während des lau-
fenden Planfeststellungsverfahrens allerdings so 
hoch gelegt, dass erhebliche Beeinträchtigungen 
nur ausgeschlossen werden können, wenn keine 
fachlich begründeten Zweifel an dieser Bewertung 
vorliegen. Das setzt in der Praxis voraus, dass die 
ökologische Fachwelt über gesicherte Erkenntnisse 
verfügt und sie sich darüber hinaus noch einig ist. 
Und hier liegt das eigentliche Problem, denn man 
befindet sich nicht im Bereich der Mathematik, 
sondern im Bereich der Naturwissenschaften, in 
der widersprüchliche Wertungen – wie auch bei 
Juristen – nicht unüblich sind. 
Die dadurch eröffnete Meinungsvielfalt spiegelt sich 
auch in den Stellungnahmen und Einwendungen 
zur Fahrrinnenanpassung wider: Während der 
Vorhabensträger mit seinen Gutachter von der 
Nichterheblichkeit seines Vorhabens überzeugt 
ist, nahmen die meisten Naturschutzbehörden und 
-verbände erhebliche Beeinträchtigungen verschie-
dener Erhaltungsziele an. 
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Abb. 1: Übersicht über die FFH-Gebiete, die von den 
Wirkungen der Fahrrinnenanpassung berührt werden
Abb. 2: Übersicht über die Strombaumaßnahmen
Im Gebiet der Elbe70
Die Bemühungen der Planfeststellungsbehörde, diesen 
Dissens aufzulösen,  haben sich in folgenden Verfah-
rensschritten niedergeschlagen:
• Von 2007 bis 2008 erfolgte eine Veränderung 
der baulichen Planungen zur Reduzierung der 
FFH-Betroffenheiten sowie die Erstellung einer 
vollständig überarbeiteten FFH-Verträglichkeits-
studie mit einer anschließenden Beteiligung von 
Naturschutzbehörden und -verbänden
• Von März bis Juni 2009 wurden u. a. mit den 
Naturschutzbehörden und -verbänden zahlreiche 
Erörterungstermine durchgeführt
• Im Mai 2010 erfolgte die Vorlage eines von der 
Planfeststellungsbehörde in Auftrag gegebenen 
Gutachtens zur Beurteilung der FFH-Erheblichkeit 
des Vorhabens 
Als Ergebnis ihrer umfassenden Abstimmungen und 
Prüfungen teilte die Planfeststellungsbehörde dem 
Vorhabensträger mit, dass die Messlatte zum Aus-
schluss erheblicher Beeinträchtigungen letztlich nicht 
überwunden werden kann. Dies hat zur Folge, dass das 
Vorhaben nur im Wege einer Abweichungsprüfung 
zugelassen werden kann. Ausschlaggebend hierfür 
sind die Größe des Vorhabens mit einer Ausbaustrecke 
von 136 km, einem prognostizierten Baggervolumen 
von 42,2 Mio. m³, einer zumindest tendenziellen 
Abnahme von Naturnähe auf einer Gesamtfläche von 
3.451 ha und die überwiegend kritischen Stellungnah-
men von Naturschutzbehörden und -verbänden. 
Aufgrund dieser Entscheidung waren die Planer 
gehalten, die Planunterlagen nochmals fachlich und 
argumentativ zu überarbeiten und darzulegen, dass 
die Voraussetzungen für eine Genehmigung trotz 
erheblicher Beeinträchtigungen vorliegen. 
In diesem Zusammenhang mussten beispielsweise 
zahlreiche naturschutzfachliche Aufwertungsmaß-
nahmen mit den Naturschutzbehörden abgestimmt 
und geplant sowie der entsprechende Grunderwerb 
getätigt werden. Die erforderliche Öffentlichkeitsbetei-
ligung erfolgte von Juni bis Juli 2010.
Als voraussichtlich letzter Verfahrensschritt im Zusam-
menhang mit der FFH-Verträglichkeitsprüfung wurde 
im Dezember 2010 eine Beteiligung der EU-Kommissi-
on eingeleitet. Diese Beteiligung wurde erforderlich, 
da das Vorhaben Auswirkungen auf die Lebensbedin-
gungen der vom Aussterben bedrohten und nur an der 
Elbe vorkommenden Art Schierlings-Wasserfenchel 
(Oenanthe conioides) haben kann. In derartigen Fällen 
sieht die FFH-RL vor, dass eine Genehmigungsentschei-
dung nur ergehen kann, wenn zuvor eine Stellungnah-
me der EU-Kommission eingeholt wurde.
Als Fazit lässt sich festhalten, dass der Ausschluss er-
heblicher Beeinträchtigungen zumindest bei Großvor-
haben mit Auswirkungen auf FFH- und Vogelschutz-
gebiete regelmäßig nur möglich sein wird, wenn sich 
zumindest die Naturschutzbehörden dieser Bewertung 
anschließen. Doch auch bei einer vorsorglichen Annah-
me erheblicher Beeinträchtigungen ist nicht sicherge-
stellt, dass sich der weitere Verfahrensablauf relativ un-
problematisch gestaltet, denn häufig verschieben sich 
die Probleme lediglich in die Abweichungsprüfung. 
So lässt sich trefflich darüber streiten, ob gegenüber 
den Planungen „zumutbare Alternativen“ in Betracht 
kommen, ob der Nutzen des Vorhabens die mit ihm 
verbundenen Eingriffe in FFH- oder Vogelschutzge-
biete rechtfertigt oder ob es dem Vorhabensträger 
gelingt, die Eingriffe in FFH- und Vogelschutzgebiete 
durch naturschutzfachliche Maßnahmen auszuglei-
chen. Eine Empfehlung unabhängig vom Einzelfall, ob 
es sinnvoller ist, am Ausschluss erheblicher Beeinträch-
tigungen festzuhalten oder eine Abweichungsprüfung 
durchzuführen, lässt sich nicht geben.
Im Ergebnis stehen die Planer von Großvorhaben mit 
Auswirkungen auf FFH- und Vogelschutzgebiete damit 
vor der Herausforderung, dass die Rechtsprechung für 
die Risikoanalyse, -prognose und -bewertung einerseits 
die besten wissenschaftlichen Erkenntnisse und Metho-
den einfordert und die Ökosystemforschung anderer-
seits zu den damit aufgeworfenen Fragestellungen 
überwiegend noch keine allgemein anerkannten 
Standards entwickelt hat. 
Problematisch ist vor allem, dass von einem Vorhaben 
ausgehende Risiken zwar in qualitativer Hinsicht er-
mittelt und beschrieben, diese aber häufig nicht quan-
tifiziert werden können. Diesem Widerspruch lässt sich 
am ehesten dadurch abhelfen, wenn bereits vor der 
Erstellung der Planfeststellungsunterlagen ein von den 
zuständigen Naturschutzbehörden und im Idealfall 
auch von den Naturschutzverbänden mitgetragener 
fachlicher Konsens erreicht wird. 
Bezogen auf die Fahrrinnenanpassung mit einer 
Ausbaustrecke von 136 km, der damit verbundenen 
Zuständigkeit von 3 oberen und 9 unteren Natur-
Abb. 3: Schierlings-Wasserfenchel
schutzbehörden und einer Vielzahl von Naturschutz-
verbänden, die das Vorhaben ablehnen und sich der 
Bedeutung ihres Verbandsklagerechts bewusst sind, 
lässt sich aber erahnen, dass die Umsetzbarkeit dieses 
wohlgemeinten Ratschlags in der Praxis schnell an ihre 
Grenzen stoßen kann. 
Die herrschende Rechts- und Planungsunsicherheit 
wird sich deshalb letztlich erst dann eindämmen 
lassen, wenn die Ökosystemforschung soweit vorange-
schritten ist, dass für die Risikobewertung ökologisch 
begründete Standards vorgelegt werden können.
Abb. 4: Übersicht über den Ablauf des Planfeststellungsver-
fahrens (Planänderungen I-III)
Abb. 5: Quantifizierung der Kohärenzsicherungsmaß-




Im Gebiet der Nordsee 
Die Wasser- und Schifffahrtsämter Tönning und Cuxhaven
Für den Großteil des deutschen Nordseeanteils sind die 
Wasser- und Schifffahrtssämter Tönning und Cuxha-
ven zuständig.
Die bedeutenden Handels- und Verkehrswege führen 
zu den größten Häfen Europas. Daher konzentriert sich 
der Schiffsverkehr vor allem auf den Bereich der süd-
lichen Nordsee mit dem angrenzenden Ärmelkanal.
Auf ihrer Route vom Ärmelkanal oder den Benelux-
Ländern zum Skagerak passieren jährlich etwa 30.000 
Fahrzeuge die deutsche Ausschließliche Wirtschaftszo-
ne. Immerhin noch 10.000 Schiffe nutzen die Nord-
Süd-Route östlich von Helgoland.
Darüber hinaus gehen besonders im Bereich der West-
küste Schleswig-Holsteins eine beachtliche Zahl von 
Fischern ihrem Gewerbe nach. Hier ist auch eine hohe 
Frequenz von Sportbootverkehren zu verzeichnen. 
Die starke Nutzung des deutschen Nordseeteils 
erfordert ein hohes Maß an Verkehrssicherungsmaß-
nahmen. Insbesondere mit dem Anwachsen der Wind-
energieparks wird die Beobachtung und Regelung 
des Schiffsverkehrs durch die zuständige Wasser- und 
Schifffahrtsverwaltung intensiviert. 
Die Wassertiefen in der Nordsee nehmen von etwa 
200 m im nördlichen Teil bis ca. 40 m im südlichen 
Teil des Meeres ab. Insbesondere die südliche Nordsee 
ist von zahlreichen Sandbänken mit noch geringeren 
Wassertiefen durchzogen.
Überall dort, wo die Nordsee zum Land hin besonders 
flach wird, sind die Menschen seit Jahrtausenden 
von wiederkehrenden Sturmfluten besonders stark 
betroffen. Im Gebiet von der dänischen Grenze bis zur 
Elbmündung, inklusive der Eider sind die Wasser- und 
Schifffahrtsämter Tönning und Cuxhaven zuständig. 
Von der deutschen Bucht bis zur Doggerbank in der 
Mitte der Nordsee sorgen die beiden Ämter im Auftrag 
des Bundes für sichere Schifffahrtswege und einen 
reibungslosen Schiffsverkehr.
Das WSA Tönning betreibt und unterhält mit seinen  
ca. 240 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen u. a. das 
Eidersperrwerk inkl. Straßentunnel und Schleuse, die 
Schleuse Lexfähr, die Wehr- und Schleusenanlage 
Nordfeld, den Hafen Hörnum auf Sylt, den Seezeichen-
hafen Wittdün und den Schutz- und Sicherheitshafen 
Helgoland. Außerdem betreibt das Amt auf Sylt eine 
Loran C Station, einen Funknavigationssender für den 
Nordatlantik.
Zum WSA Tönning gehören drei Sachbereiche, drei 
Außenbezirke (Tönning, Amrum und Helgoland), die 
Fachgruppe Nachrichtentechnik sowie der Bauhof in 
Tönning. 
Die Erledigung der Aufgaben der Verkehrszentrale 
wird für den Zuständigkeitsbereich des WSA Tönning 
vom WSA Cuxhaven übernommen. 
Der Tonnenleger des WSA Tönning „Triton“ wird 
amtsübergreifend auch  in den Ämtern Cuxhaven und 
Hamburg eingesetzt. 
Das WSA Cuxhaven
... ist zuständig für die Zufahrt zur Elbe und für die 
sogenannte „Ausschließliche Wirtschaftszone“ der 
Bundesrepublik Deutschland in der Nordsee. 
Die Elbe gehört mit einer Verkehrsfrequenz von ca. 
80.000 Berufsfahrzeugen zu einer der meistbefah-
renen Wasserstraßen der Welt. Die Hälfte des Verkehrs 
transportiert Waren in den bzw. aus dem Ostseeraum 
durch den Nord-Ostsee-Kanal, der in Brunsbüttel von 
der Elbe abzweigt. Die andere Hälfte steuert den Hafen 
Hamburg an, hierzu gehören die größten Container-
schiffe der Welt.  Die Qualität und die Quantität der 
Verkehre und die gegebenen geographischen und 
morphologischen Verhältnisse erfordern ein umfang-
reiches und ausgeklügeltes Verkehrsmanagement. Der 
reibungslose und sichere Schiffsverkehr wird durch die 
Verkehrszentralen Cuxhaven und Brunsbüttel sicher-
gestellt.
Das WSA Cuxhaven unterhält das Oste-Sperrwerk und 
betreibt neben einer Flotte von Spezialschiffen
 (z. B. Peilschiff „Grimmershörn“) auch das Mehrzweck-
schiff „Neuwerk“, das rund um die Uhr auf der Nordsee 
und in der Elbe im Einsatz ist.
Neben den schwimmenden und festen Schifffahrts-
zeichen werden für die Maritime Verkehrssicherung 
der Verkehrszentralen eine Vielzahl von technischen 
Einrichtungen unterhalten. Hierzu gehören u. a. drei 
Radarstationen zwischen der Elbemündung und der 
Ostemündung. Das WSA Cuxhaven gliedert sich in drei 
Sachbereiche. Hinzu kommen der Außenbezirk und 
der Bauhof Cuxhaven, die Fachgruppe Nachrichten-
technik und die Verkehrszentrale Cuxhaven. 
Beim WSA Cuxhaven arbeiten ca. 250 Beschäftige. 
Darüber hinaus stellt das WSA Cuxhaven Räumlich-
keiten für das Maritime Sicherheitszentrum (MSZ) und 
das Havariekommando zur Verfügung und unterhält 
diese.  
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Das WSA Tönning 
Der Zuständigkeitsbereich des WSA Tönning reicht von 
den Küstengewässern bis zur 12-Meilen-Zone, von der 
dänischen Grenze bis zur Elbmündung. Die Eider vom 
Gieselau-Kanal bis zur Mündung in die Nordsee und 
die Sorge zählen dazu. 
Abb. 4: Leuchtturm Westerhever
Abb. 1: Dienstgebäude WSA Tönning
Abb. 2: Dienstgebäude WSA Cuxhaven
      Abb. 3: Luftbild Nordsee
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Errichtet! Erste Offshore-Windparks 
in Nord- und Ostsee
von Raven Kurtz, Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord 
In unserem Direktionsbereich sind derzeit 83 
Offshore-Windparkprojekte in den verschiedensten 
Planungs- und Umsetzungsphasen anzutreffen. 
Davon befinden sich 63 Vorhaben in der Nordsee und 
20 Vorhaben in der Ostsee.
Von diesen Projekten sind bislang 14 Offshore-
Windparks in der Nordsee und 4 Offshore-
Windparks in der Ostsee genehmigt worden. Die 
Genehmigungen werden durch das Bundesamt für 
Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH), nach erfolgter 
Zustimmung der jeweils zuständigen WSD, erteilt.
Mit „Bard Offshore 1“ in der AWZ der Nordsee und  
„EnBW Baltic 1“ im Küstenmeer der Ostsee, befanden 
sich im Jahr 2010 zwei Projekte in der aktiven Bau-
phase, wobei die Errichtung des Windparks 
„EnBW Baltic1“ mit Oktober 2010 als abgeschlossen 
angesehen werden kann. Hier wird derzeit an der 
Stromabführung gearbeitet. 
Für sechs Windparks in der Nordsee und zwei Wind-
parks in der Ostsee wurde im Jahr 2010 mit der unmit-
telbaren Bauvorbereitung begonnen. 
Dazu zählen insbesondere Baugrunduntersuchungen, 
Proberammungen aber auch vorbereitende Maßnah-
men der Baustellenabsicherung, welche mit unserer 
Behörde abzustimmen sind. 
Aus diesen Zahlen wird ersichtlich, dass wir, als WSD 
Nord, auch in den nächsten Jahren noch an einer Viel-
zahl von Genehmigungsverfahren als Zustimmungsbe-
hörde beteiligt sind.
Abb. 1: Übersichtskarte Nordsee Abb. 2: Übersichtskarte Ostsee
Simulationen zur Erhöhung der Verkehrsicher-
heit in der Nähe von Offshore-Windparks
Im Jahr 2010 war die WSD Nord aktiv an der Planung 
und Durchführung des FE-Projektes SIMWIS (Simula-
tion und Visualisierung der Befeuerung von Offshore-
Windenergieanlagen) beteiligt. 
Im Ergebnis wurde ein Tool geschaffen, das die Mög-
lichkeit der Simulation von großflächigen Offshore 
Windparks an einem Schiffsführungssimulator bietet 
und insbesondere der Einschätzung der Wirksamkeit 
der Kennzeichnung bei Nacht aus Sicht der Schiffsfüh-
rungen dient.
Erste Expertenbefragungen zeigten wie wichtig es 
ist, einen visuellen Eindruck von der Anordnung und 
räumlichen Ausdehnung eines Windparks insbeson-
dere auch bei Dunkelheit zu haben. Dieses Tool kann 
zukünftig auch im Rahmen der Zustimmungsverfah-
ren eingesetzt werden.
Schiffsverkehr im Baugebiet
Kann für den Windpark selbst eine bestimmte Fläche 
veranschlagt werden, so wird im Rahmen der umwelt-
fachlichen und geotechnischen Untersuchungen sowie 
der Errichtungsarbeiten u. U. ein wesentlich größeres 
Seegebiet beansprucht.  Hierbei ist darauf zu achten, 
dass mindestens die im Rahmen der Raumordnung 
für die Schifffahrt als Vorrang und Vorbehaltsgebiete 
festgelegten Gebiete nicht beeinflusst werden. Ande-
rerseits macht es die Konzentration des Schiffsverkehrs 
notwendig, vermehrt über begleitende Maßnahmen 
der Verkehrssicherung oder der Wegeführung nach-
zudenken.
Erste Ansätze hierzu bilden Überlegungen für ein 
neues Verkehrstrennungsgebiet in der Nordsee, 
westlich von Sylt, um auch bei zukünftig steigenden 
Verkehrszahlen aus nördlichen Richtungen, einen 
sicheren Schiffsverkehr gewährleisten zu können.
Ausblick
Neben den reinen Zustimmungsverfahren  nimmt die 
Umsetzung der verkehrlichen Nebenbestimmungen 
in den durch das BSH erteilten Genehmigungen einen 
immer breiteren Raum ein.  
Zu nennen sind in diesem Zusammenhang insbeson-
dere das Schutz- und Sicherheitskonzept einschließlich 
der Kennzeichnung und die Fragen der Verkehrsüber-
wachung und Seeraumbeobachtung. Hier findet eine 
küstenweite Abstimmung mit der WSD Nordwest und 
den WSÄ im Direktionsbezirk statt.
Errichtet! Erste Offshore-Windparks 
in Nord- und Ostsee
Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung 
auf Helgoland – Mit der Abgabe von Häfen 
die Zukunft von Helgoland gesichert
von Martin Boll, Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord
und Gerd Hartwig, Wasser- und Schifffahrtsamt Tönning
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Am 23. August 2010 wurden im feierlichen 
Rahmen Landflächen an der Südkaje und am 
Binnenhafen mit ca. 34.000 m² von der Wasser- 
und Schifffahrtsverwaltung (WSV) an die Gemeinde 
Helgoland veräußert. In diesem Zusammenhang 
wurde außerdem die Hafenwasserfläche des 
Binnenhafens nach den besonderen Bestimmungen 
des Bundeswasserstraßengesetzes an das Land 
Schleswig-Holstein zum Zwecke der weiteren 
Übereignung an die Gemeinde Helgoland übertragen.
Dieser kurze Festakt im Rathaus war aber nur die letzte 
Etappe einer langen Geschichte. Seit mehr als 
15 Jahren wurde über die Übernahme des Nordostha-
fens, des Dünenhafens und insbesondere des Binnen-
hafens durch die Gemeinde verhandelt. Viele Sit-
zungen wurden durchgeführt, viele Punkte kontrovers 
diskutiert, letztlich aber wurden diese Verhandlungen 
zu einem positiven Abschluss gebracht. Dieses Ergebnis 
zeigt, wie sehr die Gemeinde Helgoland mit der WSV 
gemeinsam an und für die Zukunft Deutschlands ein-
ziger „Hochseeinsel“ arbeiten. Und diese Zusammenar-
beit hat Tradition!
Das Wasser- und Schifffahrtsamt Tönning (WSA), 
die Ortsbehörde der WSV, ist seit 1952 auf der Insel 
vertreten und war auch maßgeblich am Wiederaufbau 
beteiligt. Am 1. März 1952, mit der Rückgabe der Insel 
Helgoland an die damals noch junge Bundesrepublik 
Deutschland  begannen die Arbeiten der WSV. Es galt 
zunächst die fast völlig zerstörten Hafenanlagen zu 
einem Stützpunkt und Nothafen auszubauen, einen 
Leuchtturm in Betrieb zu nehmen und die schwim-
menden Schifffahrtszeichen auszulegen. Schon am 
1. und 2. März 1952 wurden durch den Tonnenleger 
„Kapitän Meyer“ des WSA die wichtigsten Schifffahrts-
zeichen zur Bezeichnung einer Hafeneinfahrt auslegt 
und bereits am 17. Mai 1952 konnte ein provisorisches 
Drehfeuer auf dem ehemaligen Flakturm gezündet 
werden. 
Die Hafenanlagen der Insel ließen sich allerdings nicht 
so schnell in einen funktionstüchtigen Zustand verset-
zen. Die Molen und Kajen der Hafenanlagen lagen in 
Trümmern oder waren zumindest mehr oder minder 
stark beschädigt. Auch fehlte auf der Insel zu diesem 
Zeitpunkt jede Wohnmöglichkeit. Da aber Unterbrin-
gungsmöglichkeiten dringend benötigt wurden, muss-
te zunächst ein Wohnschiff im Südhafen reichen. 
Bevor mit den eigentlichen Instandsetzungsarbeiten 
begonnen werden konnte, wurden erst einmal unzähli-
ge Blindgänger, ungefähr 2.000 t Wrackteile und über 
10.000 t Betontrümmer geborgen. Danach war ein Teil 
der Westkaje im Südhafen als Anlege- und Baustoffha-
fen nutzbar.
Durch den großen Einsatzwillen der Beschäftigten der 
WSV war es der „Hafenbauabteilung Helgoland“ des 
WSA schon ab Herbst 1952 möglich, mit den eigent-
lichen Wiederaufbaumaßnahmen im Südhafen zu 
beginnen. Zunächst wurden die Schäden an West- und 
Süddamm beseitigt, um weitere Liegeplätze für die 
Schifffahrt zu bekommen. Darüber hinaus wurden die 
Westmauer instandgesetzt und provisorische Siche-
rungsmaßnahmen an West- und Ostmole durchge-
führt. 
Schwere Stürme im Januar und Dezember 1954 zer-
störten die alte Westmole und brachten die Ostmole 
teilweise zum Einsturz. Hierdurch ergab sich die Not-
wendigkeit, die gesamten Molen des Hafens umge-
hend durchgreifend zu sichern bzw. neu zu bauen 
(s. Abb. 2).
1957 hatte die Nutzung des Südhafens dermaßen zuge-
nommen, dass er seiner Hauptaufgabe, der Schifffahrt 
als Schutzhafen zu dienen, nicht mehr gerecht werden 
konnte. Um den Schutzhafen zu entlasten, sollte der 
Helgoländer Fracht- und Bootsverkehr wieder auf den 
Binnenhafen verwiesen werden. Aus diesem Grunde 
wurde der durch eine große Sprengung vollkommen 
verschüttete Binnenhafen 1957/58 wieder hergestellt. 
Mit Verabschiedung des Bundeswasserstraßengesetzes 
1968 sind die gesetzlichen Aufgaben der WSV klar 
abgegrenzt worden. Die Zuständigkeit der WSV be-
schränkt sich auf die Binnenwasserstraßen des Bundes, 
soweit diese dem allgemeinen Verkehr dienen, und die 
Seewasserstraßen. Zu den heutigen Aufgaben gehö-
ren u. a. die Abwehr von Gefahren für die Sicherheit 
und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs. Hierfür werden 
Schutzhäfen vorgehalten, um Schiffen bei schlechtem 
Wetter Zuflucht zu bieten.
Der Schutzhafen auf Helgoland besteht aus dem Süd- 
und Vorhafen und ist mit seiner einzigartigen Lage 
mitten in der Deutschen Bucht unverzichtbar. Als 
weitere hoheitliche Funktion ist er Liegehafen und 
Stützpunkt der Sicherheitsflotte des Bundes
 (u. a. Schadstoffunfallbekämpfungsschiffe, Notfall-
schlepper, Tonnenleger, Bundespolizei, Bundeszollver-
waltung, Fischereiaufsicht), der Wasserschutzpolizei 
der Länder und der DGzRS.
Dagegen gehörten der Binnenhafen, der Nordosthafen 
und der Dünenhafen zum allgemeinen Grundver-
mögen des Bundes und erfüllten keine hoheitlichen 
Aufgaben der WSV. Den Binnenhafen nutzen heute 
neben dem Frachtverkehr vor allem die Helgoländer 
Fischer und Börtebootseigner. Aber auch Helgolands 
einzige Bunkerstation und der Liegeplatz der biolo-
gischen Anstalt befinden sich hier. Der Nordosthafen 
wird überwiegend durch die Freizeit- und Sportschiff-
fahrt genutzt, der Dünenhafen dient überwiegend für 
Versorgungszwecke der Düne. 
Die WSV hat in die Grundinstandsetzung des Bin-
nenhafens ab 1991 bis heute rd. 8 Mio. € investiert, 
immer verbunden mit der Absicht, den Binnenhafen 
nach erfolgter Instandsetzung an des Land Schleswig-
Holstein bzw. die Gemeinde Helgoland abzugeben. 
Abb. 1: Helgoland und seine Häfen 
Abb.  2:  Der Wiederaufbau  – hier Neubau der Westmole aus Schwimmkästen
Legende:
                          Übereignete Landflächen
                          Übereignete Wasserflächen
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Nachdem die Verhandlungen zwischenzeitlich ins 
Stocken geraten waren, wurde die noch ausstehende 
Grundinstandsetzung des Südostufers im Binnenhafen 
zurückgestellt.
Neue Bewegung in die festgefahrenen Verhandlungen 
kam durch das Interesse von Firmen an Helgoland im 
Zusammenhang mit dem Bau von Offshore – Wind-
kraftanlagen. Bei den letztlich erfolgreich abgeschlos-
senen Verhandlungen hat auch die besondere Historie 
der Insel mit den schweren Verwüstungen durch 
zahlreiche Luftangriffe im 2. Weltkrieg und die an-
schließenden Bombenabwürfe und Sprengungen der 
britischen Luftwaffe eine wesentliche Rolle gespielt, da 
für den Umgang mit Munitionsaltlasten sowie für mög-
liche Altlasten im Boden eine für beide Seiten tragbare 
Lösung gefunden werden musste.
Das erzielte Ergebnis war die Veräußerung der Land-
flächen am Vor- und Binnenhafen an die Gemeinde 
Helgoland sowie der Übereignung des Binnenhafens, 
des Nordosthafen und des Dünenhafens an das Land 
Schleswig-Holstein. Mit der geplanten Übertragung 
der Hafenwasserflächen vom Land Schleswig-Holstein 
an die Gemeinde Helgoland ergeben sich jetzt für „deät 
Lunn“, wie die Helgoländer ihre Insel nennen, neue 
Möglichkeiten für die Zukunftssicherung der Insel. So 
kann zum Beispiel der Frachtverkehr an der Südkaje 
des Vorhafens durchgeführt werden oder die expo-
nierte Lage der Insel kann für die Unterhaltung und 
Versorgung von Offshore-Windkraftanlagen genutzt 
werden. Die hierfür dringend benötigten Flächen ste-
hen der Gemeinde Helgoland jetzt zur Verfügung. Abb. 4: Der Binnenhafen - direkt vor den Hummerbuden
Abb. 5: Das andere Wahrzeichen, der Leuchtturm
Abb. 3: Inseldamm Nord, Lange Anna, Preußenmauer
Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung auf Helgoland
Wir bieten Chancen und bilden aus –  
Ausbildung im Bauhof des WSA Tönning  
von Jens-Peter Dühn, Sönke Petersen, Günther Krüger,
Wasser- und Schifffahrtsamt Tönning
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Ausbildung bei der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung 
– seit Jahrzehnten werden bei uns Nachwuchskräfte 
für die Verwaltung, den Mittelstand und die Industrie 
„fitgemacht“, verantwortungsvoll, umfassend und 
erfolgreich. Grundlage dieses Erfolges sind Erfahr-
ungen, die wir uns in den zurückliegenden Jahren 
erworben haben. Ein Beispiel: Die Ausbildungs-
geschichte des Bauhofes des WSA Tönning. 
In der Schlosserei (Feinwerkmechaniker):
1977:
Durch die Initiative der Wasser und Schifffahrtsver-
waltung (WSV) und der Industrie- und Handelskam-
mer (IHK) soll in strukturschwachen Einzugbereichen 
Jugendlichen die Chance gegeben werden, einen 
Beruf zu erlernen. In unserer Schlosserei bot sich die 
Ausbildung zum Bauschlosser an. Los ging`s mit einem 
Einzelausbildungsplatz im Werkstattbereich, unser 
Vorhandwerker übernahm dabei die Aufgabe als 
Ausbilder
1981:
Nach der Einrichtung einer kleinen Ausbildungswerk-
statt konnte die Ausbildung intensiver und im Beruf 
des Betriebsschlossers durchgeführt werden.
1987:
Umwandlung des Berufs „Betriebsschlosser / -in“
in „Maschinenschlosser / -in“.
1994:
Umwandlung des Berufs „Maschinenschlosser / -in“ 
in „Industriemechaniker / -in, Fachrichtung Maschi-
nen- und Systemtechnik“.
1995:
Der damals hauptamtliche Ausbilder wurde Werk-
stattleiter der Schlosserei. Die Ausbildungswerkstatt 
in der vorhandenen Form musste aufgelöst werden, 
die Auszubildenden bekamen einen Übungsraum im 
Bereich der Schlosserei. Jetzt übernahmen zwei Lehr-
gesellen zusammen mit dem Schlossereimeister die 
Ausbildung. 
2007:
Umwandlung des Berufs „Industriemechaniker / -in“ in 
„Feinwerkmechaniker / -in“.
Die geforderten Lerninhalte des Industrieberufes konn-
ten nicht mehr vermittelt werden, die Ausbildungstä-
tigkeit hätte eingestellt werden müssen.
In  Abstimmung mit der Handwerkskammer konnte, 
nach einer Umstellung, ein neues Berufsfeld ausgebil-
det werden – der/die Feinwerkmechaniker / -in Fach-
richtung Maschinenbau. 
Die Lehre wird von der Kreishandwerkerschaft in Form 
von Lehrgängen an speziellen Maschinen und Tech-
niken unterstützt. Außerdem wird dort eine Teilnahme 
an Auslandspraktika durch die „Grenzenlose Berufs-
ausbildung“ angeboten. 
Unsere Auszubildenden nehmen an dieser Möglichkeit 
des Austausches mit den Ländern Frankreich, Däne-
mark und Österreich gerne teil. Bisher wurden schon 
12 Lehrlingen ein je dreiwöchiges Auslandspraktika 
ermöglicht.
Fortsetzung geplant!
In der Elektrowerkstatt (Elektroniker /-in für 
Betriebstechnik)
1978:
In diesem Jahr wurde erstmals ausgebildet. Nach einer 
Ausbildungszeit von zwei Jahren konnte der Abschluss 
als Elektroanlageninstallateur erreicht werden. Den 
Gesellenbrief als Energieelektriker erhielt man nach  
weiteren 1 ½ Jahren Ausbildung.  Der Vorhandwerker 
übernahm die Aufgabe als Ausbilder.
1979/1980
Umzug der E-Werkstatt in die ehemalige Schlosserei. 
Der Auszubildende bekam einen Übungsplatz im Be-
reich der E-Werkstatt. 
1982
Erfolgreiche Meisterprüfung des Vorhandwerkers.
1985 
Ab diesem Jahr wurden  Energieelektroniker / -in aus-
gebildet.
2005
Ausbildungsbeginn für Elektroniker / -in für Betriebs-
technik.
2008 
Umzug der E-Werkstatt. Die Umstellung der gasbefeu-
erten Leuchttonnen auf Solarkompaktaufsätze ab 2004 
erforderte eine größere E-Werkstatt zur Wartung und 
Instandsetzung der Solarkompaktaufsätze.
Durch die Umwandlung unserer alten E-Werkstatt in 
eine Ausbildungswerkstatt konnte eine noch effizi-
entere Ausbildung durchgeführt werden. 
Ein Meister und ein Lehrgeselle übernahmen die Be-
treuung.
Fortsetzung geplant!
In der Tischlerei (Tischler/ -in)
2005:
Angespornt durch eine Initiative der Handwerkskam-
mer Flensburg mehr Ausbildungsplätze zu schaffen, 
wurde in der Tischlerei mit ihren zwei Gesellen eine 
Ausbildung in dem Beruf des/der Tischlers /-rin begon-
nen.  Die Altgesellenregelung ermöglichte dies und so 
konnten in 2005 und in den Folgejahren  Auszubilden-
de eingestellt und ausgebildet werden.
Fazit
In den aufgeführten drei Berufen haben seit 1978 
92 junge Menschen beim Bauhof des Wasser- und 
Schifffahrtsamtes Tönning einen Beruf erlernt. Diese 
Zahl bezieht sich allerdings einzig auf den Bauhof!
In den Außenbereichen und im Amt erlernen Jugend-
liche noch die Berufe  Verwaltungsfachangestellter/e, 
Schiffsmechaniker / -in, Wasserbauer / -in
und Elektroniker / -in für Geräte- und Systemtechnik . 
Und durch den Strukturwandel in unserer Region sind 
die Ausbildungs- und Praktikumsplätze immer wich-
tiger geworden.
Indiz für den Erfolg unserer Ausbildung ist, dass in den 
vergangenen Gesellenprüfungen die Innungsbesten 
stets vom Wasser- und Schifffahrtsamt Tönning kamen. 
Ausbildung soll, kann und wird nicht die Hauptaufga-
be der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung sein. Aller-
dings sehen wir, auch in Hinblick auf die immer wieder 
diskutierte Ausbildungsmisere, es als sehr wichtig an, 
junge Menschen für das spätere Berufsleben vorzube-
reiten. Denn gut ausgebildete Mitarbeiter werden auch 
zukünftig in allen Arbeitsbereichen gebraucht.
Somit profitieren nicht nur die Verwaltung und die 
freie Wirtschaft, sondern letztlich wir alle von der Aus-
bildungstätigkeit beim Wasser- und Schifffahrtsamt 
Tönning.
Abb.1: Ausbildung in der 
Schlosserei




Der instandzusetzende Bereich des Wehrpfeilers Nr.1 
wurde im Jahr 1969 hergestellt. Der Wehrpfeiler wurde 
seinerzeit in mehreren Betonierabschnitten unter 
Verwendung von zwei Betonsorten hergestellt. Für die 
Pfeiler und Widerlager wurde die seinerzeit gültige 
Betongüte B 300 gefordert, als Bindemittel wurde hüt-
tensandreicher Zement HOZ 275 verwendet. 
Aus statischen Gründen und wegen der Wehrträger- 
und Torsionsrohrlagerung wurden die Baublöcke der 
Pfeiler oberhalb NN +1,40 m (an den Stirnseiten NN 
+2,00 m) in Beton B 450 mit Portlandzement PZ 375 
hergestellt.
Instandsetzungskonzept
• Errichtung einer 65 t schweren Arbeitsplattform, 
die in 5,50 m Wassertiefe von 13 Tauchern mit 
insgesamt 43 Ankern in der Fundamentsohle 
verankert wurde. Die Arbeitsplattform wurde mit 

















Betoninstandsetzung des Korbbogens 
vom Wehrpfeiler 1 – Binnen am Eidersperrwerk
von Marco Bardenhagen, Wasser- und Schifffahrtsamt Tönning
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Abb. 1: Beschädigter Korbbogen
Abb. 2: Transport mittels Schwimmkran
 Abb. 3: Befestigung der Plattform
Vorgeschichte 
Historie/Bauwerk
Das in der Zeit von 1967–1973 errichtete Eider-
Sperrwerk ist Bestandteil der nach der schweren 
Nordsee-Sturmflut im Februar 1962 festgelegten 
verkürzten Deichlinie an der deutschen Nordseeküste. 
Die Wasserführung zwischen Eider und Nordsee wird 
über das 224m lange Sielbauwerk mit seinen fünf 
Durchlässen a‘ 40 m Breite gesteuert. 
Hauptbestandteile des Sielbauwerks sind die vier 
Wehrpfeiler und die zwei Widerlager, in denen die 
fünf Wehrträger seitlich eingebettet sind. Die auf 
der Binnen- und Seeseite paarweise angeordneten 
Wehrtore geben ihre Lasten über Drehlager an 
den Wehrträger sowie über die Torsionsrohre an 
die Wehrpfeiler bzw. Widerlager ab. Innerhalb 
der Wehrpfeiler/Widerlager befinden sich die 
Verschlussantriebe, die über Hebel an die Wehrtore 
gekoppelt sind . 
Pfeiler und Widerlager kommt eine wesentliche 
Tragfunktion zu, da sie die auf das Sielbauwerk 
einwirkenden Belastungen aus der Natur (Wasser, 
Wind und Wellen)und Verkehr aufnehmen und in den 
tragfähigen Baugrund einleiten. 
Die Wehrpfeiler sind an der Basis etwa 65 m lang 
und 6 m breit. In der Wasserwechselzone laufen sie 
sowohl see- als auch binnenseitig in tropfenförmige 
Eisabweiser aus.
Wehrpfeiler und Widerlager selbst bestehen aus 
massigen Querschnittsteilen mit Abmessungen bis zu 
6 m Dicke. In Höhe der Maschinenräume verjüngen 
sich die Stirnbereiche von 5 m auf 2 m, die 
Flankenwände sind in diesem Bereich größtenteils 
zwischen 1,2 m bis 1,5 m stark.
Die wesentlichen Betonierabschnitte der Wehrpfeiler 
und Widerlager wurden in der Zeit
von Ende 1968 bis Ende 1970 ausgeführt.
Veranlassung
Im Rahmen von Bauwerksinspektionen wurden nach-
folgende Schäden an nahezu allen Wehrpfeilern fest-
gestellt, die am Wehrfeld 1 am ausgeprägtesten sind :
Schadensbeschreibung:
• ausgeprägtes Rissbild im Betongefüge
• Hohlstellen im Beton
• Schalenrisse bis 20 cm Tiefe bzw. bis zur Beweh-
rungslage
• stellenweise korrosiv wirkende Chloridgehalte 
Ursachen:
• Schwind- und Schalenrisse aufgrund von großen 
Temperaturunterschieden zwischen Kern- und 
Randzone bei der Herstellung (Hydratation)
• Alkali-Treibreaktionen
• konstruktiv ungünstige Bewehrungsführung und 
- stöße
• Chloridbeaufschlagung des Betons durch See 
wasser (Spritzbereich) 
Fazit: 
Die Standsicherheit und Gebrauchstauglichkeit des 
Bauwerks ist gefährdet, da der Beton so stark geschä-
digt ist, dass die der Statik zugrundeliegenden Beton-
güten und -eigenschaften (Festigkeiten, Verbundwir-
kung, Lastverteilung) nicht mehr gegeben sind. Eine 
Betoninstandsetzung ist zwingend erforderlich, um 
den Beanspruchungen des Bauwerks wieder gerecht zu 
werden.
Zielsetzung: 
Mit der Probeinstandsetzung des Korbbogens am 
Wehrpfeiler 1 sollen Erfahrungen gesammelt werden, 
um darauf aufbauend die weiteren Instandsetzungs-
maßnahmen zielgerichtet durchführen zu können. Mit 
der Maßnahme soll die Dauerhaftigkeit des Korbbo-
gens wiederherstellt, weitere Durchfeuchtungen und 
Rissbildungen vermieden, und der  Chlorideintrag in 
den Beton reduziert werden. Die Instandsetzung ist für 
eine Nutzungsdauer bis zum Jahre 2048 ausgelegt.
• Betonabtrag des Korbbogens bis zu 30 cm tief mit 
einem Höchstdruckwasserstrahlroboter von OK 
Abdeckung bis auf Höhenlage NN +2,00 m
• Abbruch des Korbbogens bis zu den Schleifflächen 
einschließlich einer Kanteninstandsetzung der 
Schleifbleche
• Partieller Abbruch der Decke etwa 30 cm tief im 
Rundungsbereich
• Korrodierte Kanten der Schleifbleche durch Auf-
tragsschweißungen mit einer Edelstahlelektrode 
instand setzen
• Einbau einer KKS-Barriere – elektrischer Katho-
denschutz mit einer Fremdstromanode in der 
Horizontalfuge auf NN +2,00  m zur Verhinderung 
eines Makroelementes zwischen dem hochalka-
lischem Instandsetzungsbeton (Kathode) und dem 
Altbeton (Anode). Die KKS-Barriere verhindert die 
Korrosion der Bewehrung im Altbeton nach der 
Instandsetzung
• Herstellen einer einhäuptigen Schalung als Bock-
konstruktion in 3 Abschnitten von je 2,80 m Höhe.
• Betonieren des Korbbogens in 3 Abschnitten von 
je 2,80 m Höhe
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Abb. 5: Einhäuptiges Schalungsgerüst Abb. 4:  Abgetragender Korbbogen
Abb. 6: Betonieren des Korbbogens 
Abb. 7: Fertiggestellter Korbbogen
Randbedingungen:
• Während der Durchführung der Maßnahme ist 
der Betrieb des Eidersperrwerks voll aufrecht zu 
erhalten. Eine Einschränkung des Sperrwerks-
betriebs erfolgt nur, wenn Arbeiten vom Wasser 
aus mit schwimmenden Geräten durchgeführt 
werden. 
• Die Arbeitsplattform ist so zu bemessen, dass sie 
auch den auftretenden Strömungskräften aus 
dem Durchlass der bei geöffneten Toren standhal-
ten muss 
• „Arbeiten vom Wasser“ können ausschließlich 
nur im „strömungsfreien Zustand“ durchgeführt 
werden und sind daher vom Sperrwerksbetrieb 
und von den Tidebedingungen abhängig.  
Bauabwicklung
Die Maßnahme wurde im März 2009 öffentlich nach § 3 
VOB/A ausgeschrieben und im Mai 2009 vergeben .
Anmerkung:
Bei der Maßnahme handelt es sich um eine „Probein-
standsetzung“, die gewonnenen Erfahrungen sind für 
weitere Sanierungsmaßnahmen an den Wehrpfeilern/
Widerlagern richtungsweisend.
Vorbereitung und Montage/Demontage der Arbeits-
plattform stellen hohe Anforderungen
und zeitliche Aufwendungen an die ausführende 
Firma, da die „Plattform“ unter Wasser bei nahezu un-
sichtbaren Verhältnissen mit ca. 43 Verbundankern bis 
zu 90 cm tief in die Fundamentsohle zu sichern ist. Für 
die Anker ist eine Zulassung im Einzelfall erforderlich, 
entsprechende Probebelastungen sind durchzuführen.
Diese vorausgegangenen Planungsarbeiten haben viel 
Zeit gekostet, so dass die Maßnahme im Herbst 2010 
abgeschlossen wurde.
Bauzeit: April 2010 bis Oktober 2010
Baukosten: rd. 1.500.000 € 
Betoninstandsetzung des Korbbogens
Der Nord-Ostsee-Kanal  (NOK) ist die meist befahrene 
künstliche Seeschifffahrtsstraße der Welt. Es sind weit 
mehr Fahrzeuge, die diese künstliche Wasserstraße 
befahren, als die Verkehrszahlen auf dem Panama-
kanal und dem Suezkanal zusammen. Seit 116 Jahren 
dient der Kanal  der nationalen und internationalen 
Schifffahrt. Als knapp 100 km langes blaues Band führt 
er quer durch Schleswig-Holstein, erstreckt er sich von 
Brunsbüttel bis nach Kiel und verbindet die Ostsee mit 
der Nordsee. 
Der frühere Kaiser-Wilhelm-Kanal (gebaut 1887–1895) 
und in der Seeschifffahrt heute als Kiel Canal bekannte 
Wasserweg bedeutet für die Reeder eine Wegeerspar-
nis von 260 Seemeilen. Das bedeutet ca. 10 Stunden 
weniger Fahrtzeit und bedeutet weniger Kraftstoffver-
brauch.
Zuständig für den Betrieb und die Unterhaltung des 
Nord-Ostsee-Kanals, einschließlich aller Bauwerke 
wie Brücken, Tunnel, Schleusen und Fähren sind  die 
Wasser- und Schifffahrtsämter Brunsbüttel und Kiel-
Holtenau.
Jährlich passieren den NOK etwa 40.000 Schiffe sowie 
ca. 18.000 Sportboote.  Während sich kleinere Schiffe 
auf der Strecke überall gefahrlos begegnen können, ist  
dies für größere Schiffe nur in den dafür vorgesehenen 
Ausweichstellen möglich. Das erfordert eine umfang-
reiche Verkehrsplanung durch die Verkehrszentrale 
NOK. 
Der NOK ist für Schleswig-Holstein ein bedeutender 
Vorfluter. Der Kanal entwässert ein Gebiet von 
1580 km². 
Die Schleusenanlagen in Brunsbüttel sind Bestandteil 
der Deichlinie und haben so eine wichtige Funktion 
beim Hochwasserschutz. 
Das WSA Brunsbüttel 
... ist zuständig für den Bereich Brunsbüttel bis Breiholz 
(Kanalkilometer 49,5) sowie für den Gieselaukanal. 
Das WSA betreibt und unterhält u. a. die Schleusen-
gruppe Brunsbüttel, die Gieselaukanalschleuse, die 
Hochbrücken Hochdonn und Grünenthal sowie acht 
Kanalfähren mit den dazugehörigen Fähranlagen. 
Diese Aufgaben werden wahrgenommen von vier 
Sachbereichen, zwei Außenbezirken (Brunsbüttel und 
Hochdonn), einem Bauhof und der Fachgruppe für 
Nachrichtentechnik. Die Verkehrszentrale NOK sorgt 
für einen sicheren Schiffsverkehr. 
Die Projektgruppe NOK Schleusen hat die Aufgabe, 
den Bau einer zusätzlichen Schleusenkammer, eines 
Torinstandsetzungsdocks und die Modernisierung der 
vorhandenen Schleusen zu planen und durchzuführen. 
Das WSA Kiel-Holtenau
... ist zuständig für den Bereich von Breiholz bis Kiel  
sowie für den Obereidersee, den Borgstedter und Flem-
huder See sowie für den Achterwehrer Schifffahrts-
kanal. 
Das WSA Kiel-Holtenau betreibt und unterhält die 
Schleusengruppe Kiel-Holtenau, zwei Hochbrücken 
(Levensau und Rendsburg), einen Fahrzeugtunnel, die 
Schwebefähre in Rendsburg sowie fünf Kanalfähren 
mit den dazugehörigen Fähranlagen. 
Diese Aufgaben werden wahrgenommen von fünf 
Sachbereichen, zwei Außenbezirken (Kiel und Rends-
burg), einem Bauhof sowie von der Fachstelle Maschi-
nenwesen.
2008 wurde beim  WSA Kiel-Holtenau die Planungs-
gruppe für den Ausbau des Nord-Ostsee-Kanals einge-
richtet. 
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Abb. 4: Rapsblüte am NOK
Abb. 1: Dienstgebäude WSA Brunsbüttel
Abb. 2: Dienstgebäude WSA Kiel-Holtenau
Im Gebiet des Nord-Ostsee-Kanals
Die Wasser- und Schifffahrtsämter Brunsbüttel und Kiel-Holtenau
      Abb. 3: Luftbild Nord-Ostsee-Kanal 
Sie hat den Auftrag, die geplanten Projekte 
(Ausbau Oststrecke NOK, Neubau der Hochbrücke 
Levensau und Vertiefung des NOK) einschließlich der 
Kurven- und Weichenoptimierung vorzubereiten. 
Neben seiner eigentlichen Funktion als Wasserstraße 
ist der NOK Erholungs- und Freizeitgebiet. Er sichert 
der Region wichtige Arbeitsplätze. 
Bei den Wasser- und Schifffahrtsämtern Brunsbüttel 
und Kiel-Holtenau sind insgesamt ca. 960 Mitarbeiter/
innen beschäftigt. 
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Gut aufgestellt! Stahl – statt Holzdalben
von Thomas Schwarz, Wasser- und Schifffahrtsamt Kiel-Holtenau
Vor zwei Jahren ging es los. In der Kanalweiche Kiel 
am Binnenhafen, im Nordhafen und in der Weiche 
Groß Nordsee haben wir insgesamt 95 traditionelle 
Holzbündeldalben durch die neuen Stahlmonodalben 
ersetzt. Die Umstellung auf das innovative 
Dalbensystem hat sich bewährt. Auch in den Weichen 
Königsförde, Audorf-Rade und Schülp des Nord-Ostsee-
Kanals stehen jetzt 155 Stahlmonodalben. 
Die Stahlmonodalben mit Kunststoff- und Elasto-
merfenderungen sind eine Entwicklung des WSA 
Kiel-Holtenau, die auf die besonderen Bedingungen 
und Anforderungen des Schiffsverkehrs auf dem NOK 
abgestimmt ist. Der Dalbenaustausch im ersten Bauab-
schnitt hatte sich in der Praxis eineinhalb Jahre lang im 
laufenden Schiffsbetrieb außerordentlich bewährt. 
Auch von den Nutzern werden sie akzeptiert.
Schiffsführer und Lotsen schätzen an ihnen ein überall 
gleich verlässliches Anlehn- und Festmachsystem im 
NOK.
Der Einzelpreis je Stahldalbe ist zwar doppelt so hoch 
wie der für die alten Dalben,  die in eigener Herstellung 
aus16-pfähligen Holzbündel gefertigt wurden. 
Gegenüber den Holzdalben verfügen sie jedoch über 
ein doppelt so hohes Arbeitsvermögen (460 kNm) und 
mit 40 Jahren über eine etwa dreimal so hohe Lebens-
erwartung. Einen großen Vorteil bietet auch ihre Re-
sistenz gegen Schädlinge wie der Schiffsbohrmuschel 
“Teredo navalis“. 
Die Stahldalben sind insgesamt betrachtet außeror-
dentlich belastbar  und daher deutlich weniger scha-
densanfällig, beispielsweise bei härteren Anfahrungen. 
Die Summe dieser Vorteile ermöglicht eine Vergröße-
rung der Dalbenabstände von 25 m auf jetzt 33 m,
so dass auf der NOK-Gesamtstrecke die Zahl der 
Dalben von  869 Holzbündeldalben (entspricht knapp 
14.000 Holzstämmen von rd. 18 m Länge) auf nun-
mehr 601 Stahlrohrdalben deutlich reduziert werden 
konnte.
Die neuen Dalben bestehen aus Stahlrohren mit einem 
Durchmesser von 1,52 m, einer Länge von nahezu  
30 m (abhängig vom Baugrund) und einem Gewicht 
von jeweils rund 20 Tonnen. 
Für den zweiten Bauabschnitt wurden nur wenige, 
aber effektive technische Optimierungen ergänzt.
So wurde der kräftige, zentral auf dem Dalbenkopf 
positionierte Festmachpoller durch einen kleineren, 
exzentrisch angebrachten Typ ersetzt, um der Gefahr 
vor Schiffsberührungen und daraus folgenden Schä-
den bei weit auskragenden Bug- oder Heckbereichen 
bestimmter Schiffstypen vorzubeugen. 
Eine weitere technisch-wirtschaftliche Optimierung 
stellen auch die jetzt  spiralgeschweißten Stahlrohre 
in durchgehend einheitlicher Stahldicke (20 mm) dar, 
die über aufgeschweißte Lamellenverstärkungen am 
Pfahlfuß statisch genau auf die jeweiligen Bodenver-
hältnisse der Kanalweiche bemessen und gefertigt 
werden können. 
 Somit ist nunmehr die Ersatzlagerhaltung deutlich 
vereinfacht: Im Falle eines irreparablen Havariescha-
dens an einem Stahlmonodalben kann das sofort zur 
Verfügung stehende Ersatzrohr auf Länge geschnitten 
und über die individuell aufgeschweißten Stahllamel-
len für den künftigen Einsatzort statisch optimiert 
werden.
Der zweite Bauabschnitt wurden nach europaweiter 
öffentlicher Ausschreibung im September 2009 an 
die Firma Wayss & Freytag in Hamburg vergeben. Das 
Unternehmen war auch für den Einbau von 94 neuen 
Dalbenrohren in den Weichen Dückerswisch und Os-
termoor im Amtsbereich des WSA Brunsbüttel beauf-
tragt worden.
Die beiden Baulose mit einer Gesamtinvestitionssum-
me von 18 Mio. Euro konnten dank weniger Hinder-
nisse im Baugrund und einer guten Baubegleitung 
der beiden Kanalämter Kiel und Brunsbüttel termin-
gerecht und ohne wesentliche Nachtragskosten im 
Herbst 2010 abgeschlossen werden.
Abb. 4: Gut aufgestellt ... und die Schifffahrt kann kommen
Abb. 2: Nordhafen Kiel – Dalbenlinie vorher 
(Holzbündeldalben)
Abb. 1: Neue Weichendalben mit Teiloptimie-
rungen in der Weiche Schülp
Abb. 3: Nordhafen Kiel – Dalbenlinie nachher
 (Stahlmonodalben)
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Projekt NOK Schleusen Brunsbüttel – Baurecht für 
die Neubaumaßnahmen liegt vor!
von Dr.-Ing. Claudia Thormählen, 
Wasser- und Schifffahrtsamt Brunsbüttel
Mit dem seit dem 1. September 2010 bestands-
kräftigen Planfeststellungsbeschluss ist für die beiden 
Maßnahmen „Neubau 5. Schleusenkammer“ und 
„Neubau Torinstandsetzungsdock“ ein Meilenstein für 
den weiteren Projektfortschritt erreicht worden. Im 
Rahmen der Baumaßnahme „Ersatzbau Mitteldüker“ 
konnte zudem im April 2010 der offizielle Durchstich 
der Vortriebsmaschine „BERTA“ (Bau einer Rohr- und 
Kabeltunnelanlage) gefeiert werden. 
Vorbereitende Teilmaßnahmen zum Schleu-
senneubau
Bereits mit der vorläufigen Anordnung vom 22.01.2010 
wurden die vorgezogenen Maßnahmen zur Baufeld-
freimachung für den Neubau der  5. Schleusenkammer 
durch die Planfeststellungsbehörde genehmigt. So 
konnten Rodungsarbeiten sowie weitere erforderliche 
Maßnahmen wie z. B. Leitungsumlegungen und Ab-
brucharbeiten unmittelbar durchgeführt werden. Mit 
dem Planfeststellungsbeschluss vom 27.05.2010, der 
seit dem 1. September 2010 bestandskräftig ist, liegt 
das Baurecht für die beiden Maßnahmen „Neubau 
5. Schleusenkammer“ und „Neubau Torinstandset-
zungsdock“ vor. Der sofortige Vollzug des Beschlusses 
ist angeordnet, so dass die Berechtigung zur unmit-
telbaren Ausführung der genehmigten Bauvorhaben 
vorliegt.
Rodungsarbeiten
Auf dem Gelände der zukünftigen Schleusenkammer 
(Schleuseninsel zwischen der Großen (Neuen) und der 
Kleinen (Alten) Schleuse) wurden von Ende Februar 
bis Mitte März 2010 etwa die Hälfte  (ca. 700 Stück) der 
vorhandenen Bäume gefällt, um anschließend weitere 
vorgezogene Arbeiten vornehmen zu können. Bäume 
auf Flächen, die vorerst noch nicht in Anspruch genom-
men werden, blieben von den Fällarbeiten verschont, 
da diese zum Teil auch als Windschutz für die Schiff-
fahrt in den elbseitigen Vorhäfen dienen (Abb. 1).
Die auf dem westlichen Teil der Schleuseninsel verblie-
benen Bäume sollen im Rahmen der Hauptmaßnahme 
gefällt werden. Ersatzpflanzungen sind im Bereich der 
verbleibenden Schleuseninsel sowie im Umfeld des 
geplanten Bodenlagers Dyhrssenmoor vorgesehen.
Leitungsumlegungen
Zur Freimachung des Baufeldes des zukünftigen 
Außenhauptes der neuen Schleusenkammer wurde im 
August 2010 mit der Herstellung einer Leitungstrasse 
zur Verkehrszentrale Elbe und zur Mole 2 begonnen 
(Abb. 2). Die Leitungstrasse wurde hier in Form von 
Leerrohren (12 Stk.) mit Kabelziehschächten sowie 
Wasser- und Schmutzwasserleitungen realisiert und 
erhielt anschließend eine Anbindung an den Lei-
tungstunnel der Kleinen Schleuse und den Mitteldüker.
Abbrucharbeiten
Für den Abbruch von Gebäuden und baulichen Anla-
gen mussten die betrieblichen Nutzungen wie z. B. die 
Schleusenwerkstatt oder das Maklergebäude von Sarto-
ri & Berger von der Schleuseninsel auf die Nordseite der 
Schleusenanlage verlegt werden. 
Die eigentlichen Abbrucharbeiten wurden im Novem-
ber/Dezember 2010 durchgeführt (Abb. 3). 
Wie bei den Rodungsarbeiten mussten sämtliche 
Geräte und Materialien über den binnenseitigen Insel-
anleger auf die Schleuseninsel gebracht werden. Im 
Gegensatz zu den gefällten Baumstämmen und dem 
Schreddergut verbleibt das recycelbare Abbruchmate-
rial (etwa 1000 m³) auf der Schleuseninsel und soll für 
Baustraßen im Zuge des Schleusenneubaus verwertet 
werden. 
Da im östlichen Bereich der Schleuseninsel starke, 
jedoch räumlich begrenzte mit Mineralölkohlen-
wasserstoffen (MKW) verunreinigte Böden vorge-
funden worden sind, wird dort derzeit eine Boden-
sanierung durchgeführt. So ist eine räumliche und 
zeitliche Trennung von unterschiedlich beschaffenem 
Bodenmaterial bzw. von unterschiedlichen Verbin-
dungswegen gewährleistet.  Als weitere vorbereitende 
Maßnahmen im Rahmen des Schleusenneubaus sind u. 
a. der Bau einer neuen Spülrohrleitung, der Bau einer 
Umschlagstelle am  Bodenlager Dyhrssenmoor und die 
Verlängerung der Mole 2 geplant.
Fertigstellung der Rohr- und Kabeltunnelanlage
Mit Auftragserteilung im Februar 2009 wurden bis 
Ende 2009 vier Schächte in Schlitzwandbauweise bis 
ca. 30–35 m unter Geländeoberkante (GOK) hergestellt. 
Aus dem Startschacht auf der Südseite der Schleusen-
anlage wurden in der Zeit von Anfang Februar bis Mitte 
April 2010 insgesamt 118 Vortriebsrohre unter der 
Schleusenanlage hindurch vorgetrieben. 
Nach 450 m Vortriebsstrecke ist die Vortriebsmaschine 
Anfang April 2010 in den Zieltopf eingefahren. Am 
08.04.2010 konnte die Ankunft und damit der offizielle 
Durchstich der Vortriebsmaschine „BERTA“ im Ziel-
schacht gefeiert werden. Die von der Bürgervorstehe-
rin und Taufpatin – Rita Audiger – überreichte Flagge 
der Stadt Brunsbüttel und die WSV Flagge konnten am 
Zielschacht auf der Nordseite gehisst werden (Abb . 4).
Als abschließender Schritt erfolgt derzeit die tech-
nische Ausrüstung der Rohr- und Kabeltunnelanlage. 
Das gesamte Bauwerk ist in fünf Brandabschnitte un-
terteilt und wird mit Beleuchtung, Belüftung und einer 
Brandmeldeanlage ausgestattet. 
Abb. 1: Schleuseninsel nach Abschluss der Rodungsarbeiten 
(Juni 2010)
Abb. 2: Leitungsgraben Nordkaje Vorhafen 
Kleine Schleuse
Abb. 3: Abbrucharbeiten auf der Schleuseninsel
Abb. 4: Symbolisches Hissen der Flaggen 
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Ein halbes Jahrhundert „Kanaltunnel“ 
Grund genug für eine Instandsetzung!
von Frank Bullerkist, Wasser- und Schifffahrtsamt Kiel-Holtenau
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Das vergangene Jahr war für alle am Projekt 
„Grundinstandsetzung Straßentunnel Rends-
burg“ beteiligten Mitarbeiter ein ereignis-
reiches. 
Im Oktober 2009 wurde die Ausschreibung für die 
Grundinstandsetzung in einem EU-weiten Verfahren 
auf den Markt gebracht. Die Angebotseröffnung Mitte 
Januar 2010 brachte ein sehr gutes Ausschreibungser-
gebnis, welches die eigenen Kostenplanungen annä-
hernd spiegelte.
Die öffentliche Ausschreibung musste jedoch aus 
vergaberechtlichen Gründen aufgehoben werden, da 
nach Prüfung aller Angebote festgestellt wurde, dass 
die aus der Komplexität der Maßnahme resultierenden 
Anforderungen im Wettbewerb nicht durchsetzbar 
waren.
Daraufhin beantragte ein Bieter ein Nachprüfungsver-
fahren beim Bundeskartellamt gegen seinen Aus-
schluss. Der Nachprüfungsantrag wurde mit Beschluss 
des Bundeskartellamtes Ende Mai 2010 zurück gewie-
sen. Gegen diese Entscheidung legte der Bieter wiede-
rum Beschwerde beim Oberlandesgericht Düsseldorf 
(OLG) ein. In seiner Entscheidung im November 2010 
revidierte das OLG den Beschluss des Bundeskartell-
amts. Ebenso wurde die Entscheidung des WSA, die 
Ausschreibung zu beenden, aufgehoben. 
Das Angebot des klagenden Bieters musste gewertet 
werden. Unter Berücksichtigung der Vorgaben des 
OLG wurde das Vergabeverfahren fortgeführt. Es wird 
nun mit den Vorgaben des OLG zu Ende geführt. Eine 
Vergabe ist im Frühjahr vorgesehen. Baubeginn ist 
voraussichtlich im Juli 2011. 
Nach fünfzigjährigem Betrieb des Tunnels ist ein um-
fangreiches Instandsetzungspaket entstanden:
• Der Stahlbeton der Wände und Sohle wurde durch 
Tausalzeinwirkung in Mitleidenschaft gezogen
• Korrosionsschutzmaßnahmen an der Bewehrung 
der Wände und Sohle sind erforderlich
• Der Brandschutz der Wände im Bereich der Tunnel-
strecke muss verbessert und erneuert werden
• Die Fahrbahndecke ist stark verschlissen und muss 
erneuert werden
• Gestiegene sicherheitstechnische Anforderungen 
an die Rettungsweggestaltung, Beleuchtung, 
Belüftung, Entwässerung, Anlagensteuerung, 
Kommunikations- und Überwachungsanlagen und 
anderen betriebstechnische Komponenten müssen 
umgesetzt werden
• Viele der Anlagen sind noch in der Erstausstattung 
vorhanden und müssen alterungsbedingt ersetzt 
werden
Diese eng miteinander verzahnten Maßnahmen sollen 
in zweieinhalb Jahren umgesetzt werden, wobei immer 
eine Fahrspur je Fahrtrichtung für den Verkehr gewähr-
leistet sein soll.
Insbesondere während der Hauptverkehrszeiten, 
morgens Richtung Norden nach Rendsburg hinein und 
abends Richtung Süden wird es zu starken Beeinträchti-
gungen kommen. Da diese nicht vermeidbar sind, ist es 
erforderlich, hierfür in der Öffentlichkeit ein gewisses 
Maß an Verständnis für die Notwendigkeit der Instand-
setzungsmaßnahme zu schaffen. 
Um das zu erreichen, wurde eine Agentur beauftragt, 
die Öffentlichkeitsarbeit baubegleitend zu gestalten. 
Schwerpunkt dabei wird die Gewinnung von Mittlern 
in den Behörden, Verbänden und Betrieben der Region 
sein. 
Eine laufende Präsenz der Maßnahme über eine Inter-
netseite soll den primären Informationsfluss für die 
Verkehrsteilnehmer sicher stellen. Zusätzlich werden 
an wichtigen Verkehrsknotenpunkten Hinweisschilder 
aufgestellt, die Umleitungsempfehlungen geben. 
In Vorbereitung der Teilsperrung des Tunnels während 
der Grundinstandsetzung war im Herbst 2010 eine 
große Rettungsübung unter Beteiligung der Feuer-
wehr, Polizei, Rettungsdienste und Straßenbauverwal-
tung vorgesehen. Die Einsatzkräfte sollten den Ret-
tungs- und Bergungsablauf nach einem Verkehrsunfall 
unter den Bedingungen der baustellenbedingten 
Verkehrsführung üben.
Unter Federführung des Landkreises Rendsburg-
Eckernförde, der als Koordinator für den Katastrophen-
schutz zuständig für den Einsatz aller Rettungskräfte 
ist, wurde von allen Beteiligten ein komplexes, aber 
realistisches Unfallszenario entwickelt, das hohe An-
sprüche an die Rettungs- und Einsatzkräfte stellte. Ein 
Reisebus sollte mit einem mit brennbaren Bauabfällen 
beladenen Anhänger eines PKW in der im Gegenver-
kehrsbetrieb befindlichen Weströhre kollidieren und 
die Ladung auf dem Anhänger in Brand geraten.
Am Freitag, den12. November, war es dann endlich so-
weit. Die monatelang von den beteiligten Stabsstellen 
organisierte Übung konnte beginnen. Der Start sollte 
durch eine Unfallmeldung des Leitstandes am Straßen-
tunnel erfolgen.
Die dafür erforderliche Vollsperrung des Tunnels war 
zuvor schon über die Presse und den Verkehrsfunk 
angekündigt worden.
Die Rauchentwicklung beim Brand des Anhängers war 
Tage zuvor schon mal durch eine Nebelmaschine simu-
liert worden, die geschminkten „Unfallopfer“ waren 
bereit, ein Schrott-PKW war beschafft worden und der 
Bus von einem Reiseunternehmen gestellt. 
Nun hatte sich jedoch ein Sturmtief über Schleswig-
Holstein festgesetzt, das uns auch am Freitagabend 
Winde bescherte.
Auf Grund des zunehmenden Sturms musste mit der 
Sperrung der Autobahnhochbrücke der A 7 bei Rade 
für leere LKW gerechnet werden, so dass mit der 
gleichzeitigen Vollsperrung des Straßentunnels keine 
Nord-Süd-Verbindung mehr vorhanden gewesen wäre. 
Um 19:00 Uhr wurde dann von der Einsatzleitung der 
Polizei im bei der Feuerwehr Rendsburg eingerichteten 
Lagezentrum die Übung abgesagt.
Die Enttäuschung aller Beteiligten über die Absage war 
groß, da die akribischen Planungen auch mit viel per-
sönlichem Engagement geführt worden waren. Aber es 
war nicht zu ändern, das Wetter bleibt eben nach wie 
vor eine unkalkulierbare Größe.
Aufbauend auf den Vorbereitungen soll die Übung nun 
im Mai 2011 durchgeführt werden. Dann wird uns das 
Wetter sicherlich keinen Strich durch die Rechnung 
machen.
Abb. 1: Schifffahrt über dem Tunnel
Grundinstandsetzung und Verstärkung der 
Eisenbahnhochbrücke Rendsburg
von Rüdiger Schröder, Wasser- und Schifffahrtsamt Kiel-Holtenau 
und Raphael Müller, Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord 
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Im Jahr 2010 wurden wichtige Ergebnisse erzielt und 
aufwendige Baumaßnahmen abgeschlossen auf dem 
Weg, die Eisenbahnhochbrücke (EHB) Rendsburg bis 
zum Jahr 2014 grundinstandgesetzt und verstärkt 
dem zweigleisigen Eisenbahnverkehr zur Verfügung zu 
stellen.
Nordrampe
2010 konnte die Fertigstellung der Bauarbeiten an der 
gesamten Nordrampe gemeldet werden. 
In diesem Jahr war die Grundinstandsetzung und Ver-
stärkung des Schleifenbauwerkes Hauptgegenstand. 
In zweijähriger Bauzeit erhielt das Überführungs-
bauwerk der Schleifenstrecke einen komplett neuen 
Korrosionsschutzanstrich. 
Die stahlbauliche Verstärkung der Konstruktion ge-
schah unter Verwendung eines aufwendigen Tragge-
rüstes (Abb. 1), mit dessen Hilfe das Schleifenbauwerk 
zeitweise angehoben wurde, um die auszutau-
schenden Bauteile zu entlasten und so die Montage der 
verstärkten neuen Bauteile zu ermöglichen (Abb. 4 ).
Südrampe
2010 konnten bei der Maßnahme zur Grundinstand-
setzung und Verstärkung der Südrampe wesentliche 
Baufortschritte verzeichnet werden (Abb. 2). 
Die ursprünglich geplante Fertigstellung dieser Baulei-
stung im Jahr 2009 wurde nach den Problemen in der 
Auftragsabwicklung und letztlich erfolgten Kündi-
gung des Bauvertrags mit dem noch im selben Jahr 
gefundenen neuen Vertragspartner auf das Frühjahr 
2013 vereinbart. 
Kanalbrücke 
2010 wurde die auf vier Jahre Bauzeit angesetzte stahl-
bauliche Verstärkung der Kanalbrücke begonnen. Als 
Besonderheit dieser aufwendigen Stahlbauarbeiten 
treffen hierbei die drei Verkehre, Eisenbahnbetrieb, 
die NOK-Schifffahrt und der Verkehr der Schwebefähre 
aufeinander. 
Folge der vorausschauenden und ausgefeilten Aus-
führungsplanung war, dass die Stahlbauarbeiten voll 
im vereinbarten Terminplan liegen und die Abstim-
mungen und Zusammenarbeit aller Beteiligten wie 
NOK-Nautik, Bauunternehmen, Eisenbahnbetrieb, 
Schwebefährenbetrieb und Auftraggeber ohne Stö-
rung funktionieren.
Bahnbetrieb
Im Jahr 2010 wurde von der Deutschen Bahn AG der 
Bedarf zur Errichtung der Relation Padborg-Maschen 
für Verkehre mit einer erhöhten Gesamtzuglänge von 
835 m erkannt. Nach umfangreichen Berechnungen 
konnte das Brückenbauwerk für die zusätzliche Be-
lastung nachgewiesen werden. Mit Fahrplanwechsel 
im Dezember 2010 wurde der eingleisige Betrieb der 
Eisenbahnhochbrücke Rendsburg mit 835 m langen 
Güterzügen eingerichtet. 
Abb. 2: Südrampe – Baufortschritt Stand November 2010
Abb. 1: Schleifenbauwerk mit Traggerüst und Arbeitsgerüst Abb. 5: Verstärkung Kanalbrücke / Stahlbaumontage im 
Gleisbereich 
Abb. 4: Verstärkung Kanalbrücke / Hängegerüste im 
Einsatz
Abb. 3: Endquerrahmendiagonale Neuteil
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Wieder frisch – der Betriebsweg zwischen Steinwehr 
und Königsförde
von Thomas Schwarz, Wasser- und Schifffahrtsamt Kiel-Holtenau
Der Kanalseitenweg zwischen dem Himbeerhof 
Steinwehr und Kleinkönigsförde auf der NOK-
Südseite (Kanalkilometer 73,5 bis 79,2) war in die 
Jahre gekommen. Die Spurbahn dient nicht nur 
den Mitarbeitern des WSA als Betriebsweg entlang 
des Kanals, sie wird auch von Anwohnern und 
Touristen gerne für Spaziergänge, Wanderungen und 
Fahrradausflüge genutzt.
Aufgrund höherer Verkehrslasten, lehmig moorigen 
Baugrundes und fehlender Entwässerungsleitungen 
waren auf einer Gesamtlänge von ca. 6 Kilometern 
deutliche Schäden und Gefahrenstellen entstanden, 
die behoben werden mussten. Ein tragfähiger Unter-
bau und stärkere Betonspuren wurden erforderlich 
und so wurde bereits im Oktober 2009 nach einer 
öffentlichen Ausschreibung mit dieser umfangreichen 
Wegebaumaßnahme begonnen. 
Zunächst mussten die alten 60 cm breiten und  ledig-
lich 8 cm dicken Spurwegplatten mit einer Gesamtflä-
che von 6.600 m² aufgenommen, abgefahren und in 
einer nahegelegenen Betonbrechanlage aufbereitet 
werden. Auf der Rückfahrt konnten die Lastwagen das 
gebrochene Beton-Recyclingmaterial wieder mitneh-
men, da es sich hervorragend für einen tragfähigen 
Unterbau der neuen Wegetrasse eignet. 
Auf diese rund 20 cm starke Recyclingschicht wurde 
über weite Strecken eine Geotextilfiltermatte in 
3,20 m Breite zur verbesserten Querspannungsvertei-
lung verlegt. Darüber erfolgte der obere Wegeaufbau, 
bestehend aus einer weiteren 20 cm starken 
Kies/Sandschicht als Feinplanum und der jeweils 15 cm 
dicken und 80 cm breiten Ortbeton-Spurbahn. Hierbei 
wurde darauf geachtet, Beton mit hohem Frostwider-
stand und hoher Festigkeit zu verwenden. 
Zusätzlich sollen Raumfugen im Abstand von 30 m 
und Scheinfugen, die alle 2,5 m mindestens 40 cm tief 
eingerüttelt werden, Spannungsrisse in der Betonspur-
bahn verhindern. Dies ist notwendig, da auf Grund der 
intensiven Sonneneinstrahlungen hohe Temperatur-
schwankungen auftreten und das Material besonderen 
Belastungen ausgesetzt ist.   
Aus Erfahrungen vergangener Baumaßnahmen wur-
den die  Hangwasserdränagerohre am Böschungsfuß 
erstmals nach der Fertigstellung und Aushärtung 
der Betonspurbahnen verlegt, damit diese von den 
schweren Baufahrzeugen beim Einbau des Planums 
und des Betons nicht zerstört oder mit seitlich weg 
gedrücktem Boden verschlossen werden. Abschließend 
wurden die Seiten- und Mittelspuren mit Boden wieder 
angedeckt, eingesät und das obere Kanaldeckwerk neu 
profiliert.
Ursprüngliches Ziel war es, den gesamten Strecken-
abschnitt, mindestens aber die Teilstrecke zwischen 
Steinwehr und Sehestedt vor Beginn der dortigen 
touristischen Hauptsaison im Spätsommer 2010 fertig 
stellen zu können.
Nach Baubeginn im Herbst 2009 ließ der nachfolgende 
lange Winter dann aber bis Ende April 2010 keine zu-
sammenhängenden, effektiven Bautätigkeiten auf den 
aufgeweichten Böden der Wegetrasse zu. Zusätzlich 
hatte Niederschlagswasser, das aufgrund der noch feh-
lenden Hangdränagenrohre von den höher gelegenen 
Feldern über die Böschung hinab abgelaufen war, die 
Baustelle aufgeweicht.
Der Baufortschritt verzögerte sich auf der sonneab-
gewandten Kanal-Südseite  bis zur vollständigen 
Durchtrocknung der Streckenabschnitte insgesamt 
um mehrere Monate. Im Sommer kam es zu weiteren 
Verzögerungen im Bauablauf, da der vom Hauptun-
ternehmer vorgesehene Betonbauer ausgetauscht 
werden musste. 
Vom WSA beanstandete mangelhafte Qualität in der 
Bauausführung der Betonspuren machten weitere um-
fangreiche und zeitintensive Nacharbeiten bis hin zum 
Abriss und der Neuanlage von Teilstrecken notwenig. 
Letzte Schadensbeseitigungen sind aufgrund des be-
reits im November 2010 früh eingebrochenen Winters 
noch offen.
Die Funktionsfähigkeit des Kanalbetriebsweges ist 
davon allerdings nicht mehr betroffen, sodass dieser 
für die Öffentlichkeit bereits seit Oktober 2010 wieder 
genutzt werden kann.  
Abb.1:  Alte Betriebswegetrasse mit Spurwegplatten
Abb. 2: Spurbahnfertiger im Einsatz
Abb. 3: Neue Wegetrasse nach Betonspurfertigstellung
Abb. 4: Abschließende Böschungsprofilierung
Wir beteiligen und erörtern den Ausbau der 
Oststrecke des NOK – ein Stimmungsbild
von Christine Bastein, Wasser- und Schifffahrtsamt Kiel-Holtenau, 
Planungsgruppe für den Ausbau des NOK 
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Am 29. September 2010 ist es endlich soweit. 
Um kurz vor halb10 betrete ich den Raum in der 
Feldstraße. Seit fast 4 Jahren durfte ich bei dem 
Projekt Ausbau der Oststrecke des Nord-Ostsee-
Kanals mitwirken. Der Erörterungstermin ist zwar 
kein Meilenstein wie die Antragsstellung, dennoch 
ist es DER Termin. Heute stellen wir – der Träger des 
Vorhabens – uns offiziell den kritischen Fragen der 
Betroffenen.
Ich sitze  im Saal der Wehrbereichsverwaltung Kiel 
und blicke mich erwartungsvoll um. Noch geht es sehr 
ruhig zu. Die Tontechniker regeln die letzten Einstel-
lungen, die Mitglieder der Planungsgruppe begrüßen 
ihre Gutachter. Auch die Planfeststellungsbehörde 
ist bereits eingetroffen.Vereinzelt sitzen Männer und 
Frauen in den Stuhlreihen. Auch sie sehen sich erwar-
tungsvoll um. Was wohl ihr Anliegen ist?
9:40 Uhr. Die Stuhlreihen füllen sich. Hier und dort 
erkenne ich bekannte Gesichter. Gesichter, mit denen 
ich bereits während der Planungsphase auf
Informationsabenden und Bürgerveranstaltungen ge-
sprochen habe. Ein kurzes Gespräch mit den Kollegen 
vorn auf dem Podium. Ich spüre die freudige
Anspannung. Schließlich haben wir intensiv auf diesen 
Termin hingearbeitet, bereit auf die Stellungsnahmen 
einzugehen und Fragen zu beantworten.
9:45 Uhr. Der Raum füllt sich. 
9:50 Uhr. Die vorderen Stuhlreihen sind gut belegt. 
Einige Zuhörer sitzen still auf ihrem Platz. An anderen 
Stellen haben sich Grüppchen gebildet. Es wird be-
grüßt, geredet, diskutiert. Der Geräuschpegel steigt mit 
jeder Minute. Die Tontechniker richten ein letztes Mal 
die Mikrofone aus.
9:55 Uhr. Die Gesichter, in die ich blicke, spiegeln die 
Stimmung der Betroffenen wider. Die einen sind noch 
ganz in einem anderen Thema und telefonieren, an-
dere blicken ähnlich wie ich interessiert in die Runde, 
anderen wiederum sieht man die emotionale Anspan-
nung förmlich an. Vorn auf dem Podium werden die 
letzten Zettel sortiert, Wassergläser gefüllt und die 
Armbanduhr elegant auf der Rückseite des Namens-
aufstellers geklemmt. Die unterschiedlichen Erwar-
tungshaltungen an diesen Termin sind fast greifbar. 
Für die Planfeststellungsbehörde ist es in erster Linie 
ein Termin, um entscheidungserhebliche Tatsachen 
und Interessen aufzuklären, um abschließend eine 
Abwägungsentscheidung treffen zu können. 
Für die Betroffenen hingegen ist es die letzte Möglich-
keit, ihren Interessen Nachdruck zu verleihen und 
die Planfeststellungsbehörde von den eigenen Argu-
menten persönlich zu überzeugen. Es kribbelt leicht in 
der Magengegend. 
9:59 Uhr. Frau Hansen erhebt das Wort. Der Erörte-
rungstermin ist eröffnet, der vorgesehene Ablauf und 
die Tagesordnung wird erläutert. Bereits jetzt melden 
sich die ersten Betroffenen zu Wort. Bevor auch nur das 
erste Wort zum Vorhaben fällt, werden Tonmitschnitt 
und Tagesordnung kritisiert. Auch werden bereits 
einzelne Einwendungen vorgebracht. Die Spannung 
steigt und die Planfeststellungsbehörde hat alle Hände 
bzw. Münder voll zu tun, die Stimmung zu entschärfen. 
Schließlich erhält der Träger des Vorhabens das Wort.
Gebannt lauschen die Betroffenen dem Vortrag, der 
einen Kurzüberblick über das Vorhaben vermittelt. 
Plananpassungen infolge der eingegangenen Einwen-
dungen sollen anschließend bei der Behandlung der 
einzelnen Themengebiete diskutiert werden.
Bereits während der Präsentation erhitzen sich die 
Gemüter. Am liebsten hätte jeder Betroffene gesehen, 
dass seine Einwendung bereits Berücksichtigung in der 
Planung gefunden hätte. Im Anschluss an den Vortrag 
sind die Betroffenen aufgefordert, zu den einzelnen 
Themengebieten ihre Argumente vorzutragen.
Es wird zunehmend unruhiger im Auditorium. Stim-
mengemurmel, leises Auflachen und die erstenWort-
meldungen zeigen deutlich, wie emotional das Projekt 
bei den Bürgern aufgenommen wird. Und wer kann 
sich nicht in die Betroffenen hineinversetzen.
Würden wir in solcher Situation nicht auch mit diesen 
Ängsten hadern? Die Betroffenen, die um ihr Stück 
Land, die Standsicherheit ihres Heimes oder um Ihre
Wasserversorgung bangen? Oder die Argumente der 
Vertreter für die Tiere und Pflanzen?
Die Planfeststellungsbehörde setzt ihren Fokus auf der 
fachlichen Aufklärung von Interessenzusammenhän-
gen. Daher ist eine Erörterung der Themengebiete, 
nicht jedoch eine schrittweise Abarbeitung aller 
Stellungnahmen vorgesehen. Seitens der Einwender ist 
die Erwartungshaltung eine andere. Diese wollen, dass 
ihre Einwendungen und ggf. deren Konkretisierung im 
Rahmen des Erörterungstermins angehört werden und 
dass ihnen ausreichend Gelegenheit gegeben wird, die 
jeweilige Einwendung erneut zu verdeutlichen. Der 
erste Vormittag wird daher geprägt durch die unter-
schiedlichen Anforderungen und Erwartungen an den 
Termin.
Und dann ist Mittagspause, Zeit zum Luftholen. Es wird 
diskutiert, wie wichtig eine stringente Verhandlungs-
leitung ist und wie unabdingbar es ist, sich bereits im
Vorfeld mit den Ansprüchen der Beteiligten an diesen 
Termin auseinander zu setzen.
Nach dem Mittag flaut die angespannte Atmosphäre 
langsam ab. Es wird deutlich, wie intensiv und gründ-
lich sich der Träger des Vorhabens (TdV) mit den Ein-
wendungen auseinandergesetzt und diese aufbereitet 
hat. Zusammen mit seinen Gutachtern nimmt der TdV 
zu allen Fragen und Einwendungen fachlich fundiert 
Stellung.
Am Ende des langen Tages geht Lob und Dank an die 
Einwender, die trotz zum Teil stark emotionaler Be-
troffenheiten ihre Anliegen stets auf einer sachlichen 
Ebene vorbrachten.
Am Ende des zweiten Tages steht fest: Ungeachtet der 
Kritik und der Proteste von Betroffenen und Organisati-
onen ist es gelungen, die umfangreiche Tagesordnung
beider Tage in ruhiger und sachlicher Atmosphäre 
abzuarbeiten. Dabei wurde deutlich, dass bei allen 
Beteiligten das Vorhaben als solches nicht in Frage 
gestellt
wird. Die gebrachten Argumente zeigen, wie intensiv 
die Planungen und mögliche Auswirkungen durch-
leuchtet und hinterfragt werden. Dieser kritischen
Auseinandersetzung ist es zu verdanken, dass weitere 
Aspekte in die Planungen aufgenommen werden 
konnten.
Sicherlich konnten nicht alle geäußerten Bedenken 
ausgeräumt werden, doch konnte sich die Planfeststel-
lungsbehörde ein umfassendes Bild über den Ausbaus 
des Nord-Ostsee-Kanals und dessen Auswirkungen 
machen. Jetzt liegt es im Ermessen der Planfeststel-
ler die unterschiedlichen Interessen gegeneinander 
abzuwägen. 
Und ich blicke - wie die anderen Betroffenen - mit 
Spannung nach vorn. Wie wird der Beschluss aussehen, 
welche Interessen werden wie gewichtet und welche 
Anforderungen werden an den Träger des Vorhabens 
gestellt?
      Abb. 1: Konzentrierter Austausch: Teilnehmer des zweitägigen
      Erörterungstermin im September 2010
Genehmigungsverfahren für den Ausbau der Ost-
strecke des Nord-Ostsee-Kanals 
von Jörg Brockmann, Planungsgruppe für den Ausbau des NOK 
und Dörte Hansen, Planfeststellungsbehörde bei der WSD Nord 
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Mit dem Projekt „Ausbau der Oststrecke des 
Nord-Ostsee-Kanals“ (NOK) soll auf einer Strecke 
von insgesamt knapp 15 km der NOK verbreitert 
werden. Über die 12 km von Großkönigsförde 
bis zur Kurve Schwartenbek wird momentan in 
einem Genehmigungsverfahren entschieden. In 
diesem Bereich befindet sich der NOK noch in dem 
Ausbauquerschnitt von 1914. Um den heutigen 
Anforderungen der Schifffahrt zu genügen, sollen 
die bestehende Kanalsohle von 44 m auf 70 m 
verbreitert und die Kurvenradien aufgeweitet 
werden. Die umfangreichen Bauarbeiten werden 
mehrere Jahre in Anspruch nehmen, was sich für die 
Anwohner und die Natur spürbar auswirken wird. 
Um bei der Planung und Genehmigung des Pro-
jektes sowohl für die Planer, hier das Wasser- und 
Schifffahrtsamt Kiel-Holtenau (WSA), als auch für die 
genehmigende Instanz eine breite Entscheidungs-
grundlage zu schaffen, sieht das Wasserstraßengesetz 
ein besonderes Verfahren vor: das Planfeststellungs-
verfahren. Zuständig für alle projektbezogen erforder-
lichen Entscheidungen ist nur eine einzige Behörde, 
die Planfeststellungsbehörde bei der Wasser- und 
Schifffahrtsdirektion Nord in Kiel (WSD), die dem 
WSA übergeordnet ist. Dass damit Antragsteller und 
Genehmigungsinstanz sozusagen „aus einem Hause“ 
kommen, heißt nicht, dass eine Entscheidung zugun-
sten des jeweiligen, vom WSA beantragten Projektes 
vorgezeichnet wäre, denn dies ließe sich weder mit 
dem Selbstverständnis der Planfeststellungsbehörde 
als unabhängige Prüfinstanz noch der entsprechenden 
Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte vereinba-
ren.
Ein Kernpunkt des Planfeststellungsverfahrens ist die 
öffentliche Auslegung der von den Vorhabensträgern 
erstellten Planunterlagen, zu denen jede Bürgerin und 
jeder Bürger genauso wie Verbände und Behörden 
eine Einwendung erheben kann. 
Hiermit soll sichergestellt werden, die Betroffenen so 
in den Entscheidungsprozess einzubinden, dass Ihre In-
teressen und Rechte wohl abgewogen in die Entschei-
dung über die Zulässigkeit des Vorhabens einfließen 
können.
Um die Betroffenen von Anfang an zu beteiligen hat 
das WSA Kiel-Holtenau bereits 2004 beginnend, also 
lange vor der Auslegung der Planunterlagen, mehrere 
Informationsveranstaltungen für die Anwohnerinnen 
und Anwohner des Kanals durchgeführt. Ab 2008 hat 
die zwischenzeitlich gegründete Planungsgruppe 
für den Ausbau des NOK beim WSA Kiel-Holtenau in 
zahlreichen Sitzungen der örtlichen Gremien den Pla-
nungsstand präsentiert und viele Einzelgespräche mit 
den teilweise bis zum Landverlust betroffenen Men-
schen vor Ort geführt. 
Der offizielle Startschuss des Beteiligungsverfahrens 
fiel dann mit der Auslegung der Planunterlagen im 
Januar 2010. Nunmehr hatte jeder Interessierte einen 
Monat lang Zeit, sich die Planunterlagen in einer der 
Auslegungsstellen (Ämter Achterwehr, Dänischer 
Wohld, Dänischenhagen, Schlei-Ostsee und Hüttener 
Berge, Stadt Kiel, Gemeinde Altenholz) anzusehen und 
für sich festzustellen, ob er von dem Vorhaben negativ 
betroffen ist. 
Durch die gleichzeitige Bereitstellung der vollstän-
digen Unterlagen im Internet  (www.portalnok.de) be-
stand eine zusätzliche, von Öffnungszeiten unabhän-
gige Möglichkeit, das Vorhaben detailliert zu erfassen. 
Zwei Wochen nach Ende der Auslegungsfrist endete 
die gesetzliche Einwendungsfrist, d. h. bis zu diesem 
Zeitpunkt (hier 22. Februar 2010) mussten die gegen 
die Planung erhobenen Bedenken schriftlich der Plan-
feststellungsbehörde oder einer der Auslegungsstellen 
vorliegen. 
Wie groß das Interesse an dem Vorhaben in der Region 
ist, kann man an der Menge der 263 Einwendungen 
und Stellungnahmen ablesen. Dahinter steht jedoch 
die viel größere Zahl von über 650 aktiv gewordenen 
Personen, wenn man die Beteiligten von textiden-
tischen Einwendungen und Unterschriftenlisten 
einzeln zählt. 
Diese große Zahl von Einwendungen und Stellung-
nahmen, die sich mit den Planungen sehr detailliert 
beschäftigt und Änderungs- oder Erklärungsbedarf an 
verschiedenen Stellen angemerkt haben, erklärt auch 
die Dauer des Planfeststellungsverfahrens von bisher 
über einem Jahr. 
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Abb. 1: NOK - Verkehrssituation
Abb. 2: Schematische Übersicht über den Ausbau der NOK-Oststrecke
Mit ersten Vorstellungen zu Änderungen der Planung 
als Reaktion auf die Einwendungen und Stellung-
nahmen ist die Planungsgruppe für das WSA in den 
Erörterungstermin gegangen, der an zwei Tagen Ende 
September 2010 in Kiel stattfand. Organisiert und 
abgehalten wurde dieser Erörterungstermin als Teil 
des förmlichen Planfeststellungsverfahrens von der 
Planfeststellungsbehörde. Die Durchführung eines 
Erörterungstermins ist gesetzlich nicht zwingend 
vorgeschrieben, die Planfeststellungsbehörde wollte 
den Betroffenen jedoch nicht die Chance nehmen, Fra-
gen direkt an die Planungsgruppe zu stellen und ihre 
Bedenken auch mündlich vorzutragen. Einen Eindruck 
von dem Erörterungstermin liefert ein weiterer Beitrag 
des Jahresberichts.
Die Planfeststellungsbehörde ist nun damit beschäf-
tigt, den Planfeststellungsbeschluss zu erstellen und 
anhand des gesammelten Materials die dafür nötigen 
Abwägungen in Einzelfragen zu treffen. 
Die Planungsgruppe für den Ausbau des NOK beim 
WSA Kiel-Holtenau verfeinert derzeit ihre Planung bis 
zur Ausführungsreife und erarbeitet weiterhin Ände-
rungen auf Grund der Einwendungen und Stellung-
nahmen sowie der vorläufigen Einschätzungen der 
Planfeststellungsbehörde.Abb. 3: Plannungsoptimierung vor Ort
– das WSA im Gespräch mit Vertretern des Naturschutzes
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Nautisch wirkungsvoll trassieren! 
Kanalabschnitt Rendsburg Ost fit für große Schiffe 
von Sven Krieg, Wasser- und Schifffahrtsamt Kiel-Holtenau,
Martin Bröcker und Tobias Klein, Planungsgruppe für den Ausbau 
des Nord-Ostsee-Kanals 
Zwischen den Weichen Schülp und Audorf Rade 
schlängelt sich unser Nord-Ostsee-Kanal durch 
Rendsburg. Der östliche Teil dieser Strecke sollte 
im Anpassungs- und Sicherungsprogramm ab 1965 
überplant werden. Aufgrund zurückgehender 
Verkehre und knapper Finanzmittel blieb der Kanal 
kurz vor Abschluß der Sicherungsmaßnahme nahezu
unverändert, wodurch eine Einengung im Bereich der 
Saatsee-Kurve entstanden ist. 
Diese Engstelle gilt es zu beseitigen und dadurch 
zusammen mit weiteren Ausbauplanungen unseren 
NOK auf gesamter Länge in Hinblick auf das  
prognostizierte Verkehrsaufkommen zukunfts- und 
leistungsfähig zu gestalten. 
Untersuchungen haben ergeben, dass zur  Verbesse-
rung der bestehenden Situation lediglich ein kurzer 
Abschnitt an der Nordseite der Saatseekurve angepasst 
werden muss.  Die Sohlbreite kann durch diese Anpas-
sung auf die für die Stadtstrecke Rendsburg üblichen 
80m Sohlbreite angeglichen werden. 
Durch die Beseitigung des Engpasses im Bereich der 
Saatseekurve wird es grundsätzlich möglich sein, auf 
ganzer Länge des Rendsburger Kanalabschnittes die 
Begegnungsmöglichkeiten von Schiffen verschiedener 
Verkehrsgruppen deutlich zu verbessern.
Mit Hilfe des bereits im letzten Jahresbericht vorgestell-
ten Programms zur Verkehrsflussoptimierung wurde 
die Wirksamkeit dieser Maßnahme bestätigt.
Abb.1: Kleiner Eingriff mit großer Wirkung
Trassierungsuntersuchung
In einem mehrstufigen Verfahren wurde in Abstim-
mung zwischen dem Schifffahrtswesen und der Pla-
nungsgruppe die Trassierung der Strecke Rendsburg 
Ost untersucht. Unveränderliche Randbedingungen 
galt es dabei einzuhalten. So sollte beispielweise die 
Fährstelle Nobiskrug in Ihrer derzeitigen Lage erhal-
ten bleiben, da die Anleger erst vor wenigen Jahren zu-
rückversetzt wurden. Unter der Vorgabe, die Situation 
unter der Eisenbahnhochbrücke nicht zu verändern, 
entstand ein neuer Trassenverlauf. Kriterien für dessen 
Bestimmung waren hier einerseits geringstmögliche 
Böschungseingriffe, die eine Minimierung der
Erdbewegungen und die Schonung angrenzender 
Bebauung gewährleisten und die andererseits größt-
mögliche Verbesserungen der nautischen Bedin-
gungen bieten.  Die Neugestaltung in Zahlen und 
Fakten: Die geplante Trasse beginnt bei Kanalkilome-
ter 63 mit einem Kurvenradius von 2000 m und endet 
mit einem Radius von 2400 m bei Kanalkilometer 68. 
Eine rund 600 m lange Zwischengerade verbindet die 
Kreisbögen, sodass eine „weiche“ Trassenführung er-
möglicht wird. Die Eingriffslänge begrenzt sich dabei 
auf die Innenseite der Saatsee-Kurve auf rund 1,2 km 
Länge.
Schiffsführungssimulation
In den vergangenen Jahren haben sich Schiffsfüh-
rungssimulationen als gängige Werkzeuge bewährt, 
um Ausbaumaßnahmen an Schifffahrtsstraßen 
nautisch zu bewerten und die in der vorlaufenden 
Trassierungsuntersuchung gewählten technischen 
Bemessungsansätze zu überprüfen. Daher wurde 
dieser Weg auch bei den aktuellen Trassierungspla-
nungen in den Kanalabschnitten „Rendsburg Ost“ und 
„Schwartenbek/ Levensau“ eingeschlagen, denn wir 
wollen vor millionenschweren Investitionen wissen, 
ob die erwartete nautische Wirkung einer solchen 
Ausbaumaßnahme auch tatsächlich eintrifft.
 
 Im Fachbereich Nautik der Hochschule Bremen haben 
wir als Ergebnis einer umfangreichen Ausschreibung 
einen kompetenten Partner für die Durchführung 
der Simulationsuntersuchungen gefunden. Der dort 
vorhandene Simulator verfügt über zwei autarke, voll-
ständig ausgerüstete Brücken wie dies auf Seeschiffen 
üblich ist. Neben ausgezeichneten Visualisierungs-
möglichkeiten der Umgebung des nautischen Reviers 
konnten die hydrodynamischen und meteorologischen 
Einflüsse auf die jeweils getesteten Schiffspassagen 
zuverlässig simuliert werden.
Um eine möglichst realistische Vorgehensweise bei 
den Untersuchungen zu gewährleisten, wurde die 
Steuerung der Schiffe von Vertretern der Lotsenbrüder-
schaft NOK II sowie des Vereins der Kanalsteurer über-
nommen. Nautiker des Sachbereiches 4 begleiteten die 
Simulation. 
Die Lotsenbrüderschaft NOK I wurde informativ einbe-
zogen und nahm tageweise als Beobachter teil.
Abb. 3: Vollständig ausgerüstete Brücke mit
einem Sichtfeld von 270°
Zwei Kernfragen standen bei den Untersuchungen der 
Neutrassierung im Bereich Rendsburg-Ost im Fokus:
• Ist zur Verbesserung des Verkehrsflusses eine 
veränderte Begegnungssituation durch die Erhö-
hung der Begegnungsziffer realisierbar?
•  Ist die Passage des Schiffes NOKmax mit den 
Abmessungen bis L = 280 m, B = 32,5 m, T = 9,5 m 
möglich? 
In einem knapp dreiwöchigen Untersuchungspro-
gramm wurde diesen Fragestellungen nachgegangen. 
Hierzu wurden die Schiffsmodelle vorab im Simulator 
kalibriert und referenziert, damit die Simulation der 
Realität möglichst nahe kommt.
Inhalt der über 100 getesteten Simulationsläufe waren 
sowohl Einzelfahrten als auch eine Vielzahl von Begeg-
nungssituationen verschiedener Schiffe und Verkehrs-
gruppen. Variiert wurden auch die meteorologischen 
Einflüsse, wie beispielsweise nautisch anspruchsvolle
Fahrten bei schlechter Sicht oder bei Nacht. Zusätzlich 
einsteuerbarer Wind verlangte besonders bei Begeg-
nungssituationen höchste Konzentration von den 
Lotsen und Kanalsteurer.
Fazit und Ausblick
Die ersten Eindrücke bei den Simulationen lassen 
darauf schließen, dass die Passage des Schiffes NOKmax 
zwar nautisch anspruchsvoll, aber einschiffig machbar 
ist. Eine Erhöhung der Begegnungsziffer von 6 auf 7 ist 
unter allen Umständen sicher möglich, selbst eine
Erhöhung auf 8 erscheint unter Auflagen durchführbar 
zu sein. Der Abschlussbericht zu den Simulationsläufen 
wird hierzu differenziertere Aussagen liefern.
Der vorliegende Engpass zwischen Kanalkilometer 
64,2 und 65,4 wird durch den geringen Eingriff in der 
Saatsee-Kurve aufgelöst, so dass die nautische Situation 
erheblich verbessert wird. Durch externe Wirtschafts-
prüfer wurde eine sehr gute Rentabilität bereits für die 
Umsetzung der Begegnungsziffer 7 ermittelt. Ist darü-
ber hinaus die Erhöhung der Begegnungsziffer auf 8 
möglich, so liegt die gesamtwirtschaftlich Rentabilität 
weit darüber.
      Abb. 2:  Fahrt mit einem Containerschiff in Richtung 
      Eisenbahnhochbrücke
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Geoinformationssystem  
von Steffen Burkhardt, Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord 
und Henning Ries, Planungsgruppe für den Ausbau des 
Nord-Ostsee-Kanals
Im Bereich der Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord 
nutzen und erfassen wir eine Vielzahl digitaler Daten 
zur Gewährleistung von Sicherheit und Leichtigkeit 
des Schiffsverkehrs, des Meeresumweltschutzes 
der Bundeswasserstraßen und zu Unterstützung 
von Planungsprozessen wie dem Ausbau des Nord-
Ostsee-Kanals. Die einzelnen Fachgebiete der 
WSV erfassen Daten Aufgabenspezifisch, in der 
für sie benötigten Informationstiefe. Verknüpfen 
wir die Daten der verschiedenen Fachbereiche, 
so können wir neue Informationen gewinnen und 
in einem Geoinformatiossystem Informationen 
unter den Fachgebieten gemeinsam verwenden. 
Doch was meinen wir, wenn wir von einem 
Geoinformationssystem sprechen?
Was ist Bestandteil eines Geoinformationssystems?
Fast alle Datenbestände der WSV beziehen sich in 
irgendeiner Art und Weise auf die Wasserstraßen und 
haben damit einen direkten oder indirekten Bezug zur 
Erdoberfläche. Sie werden gemeinsam in Karten darge-
stellt und schon heute in den meisten Fällen in Geoin-
formationssystemen (GIS) verarbeitet und verwaltet. 
Um ein Verständnis der Grundlagen von Geoinforma-
tionssystemen in der WSD Nord zu vermitteln wollen 
wir ausgewählte Begriffe erläutern und definieren. 
Nur mit einer gemeinsamen Sprache ist eine fachliche 
Verständigung über neue Techniken der Datenerfas-
sung und -verarbeitung in Geoinformationssystemen 
möglich.
Geoinformationssysteme / GIS
Geographische Informationssysteme auch Geoinfor-
mationssysteme genannt sind EDVgestützte Systeme 
zur Erfassung, Verwaltung, Analyse und Präsentation 
von Geodaten. Ein Geoinformationssystem setzt sich 
aus der benötigten Hard- und Software, den zu ver-
waltenden Daten, sowie den Anwender des Systems 
zusammen. Die integrierten Daten werden als Karten, 
Grafiken und Tabellen dargestellt. Grundlage ist die 
Verwaltung der Daten in einer oder mehreren Daten-
banken, die miteinander verknüpft werden.
Geodaten
Geodaten sind Informationen über Gegenstände, 
Geländeformen und Infrastrukturen auf, unter oder 
über der Erdoberfläche. Wesentliches Element von 
Geodaten ist der Raumbezug. Durch einen gemein-
samen Raumbezug können Geodaten in einem Geoin-
formationssystemen miteinander verknüpft werden. 
Geodaten beinhalten Informationen über die Lage, 
Form und  Ausdehnung von Objekten auf der Erdober-
fläche (z. B. Grenze eines Flurstücks). 
Geodaten sind mit „inhaltlichen“ Informationen 
ohne graphischen Bezug verbunden (z. B. Nummer 
und Eigentümer eines Flurstücks, Informationen zur 
geologischen Schicht bei Bohrlöchern). Diesen Teil der 
Informationen bezeichnen wir als Sachdaten.
Geobasisdaten
Geobasisdaten sind Daten des amtlichen Vermessungs-
wesens, welche die Landschaft, die Liegenschaften und 
den einheitlichen geodätischen Raumbezug anwen-
dungsneutral nachweisen und beschreiben. Sie sind 
Grundlage für Fachdaten mit Raumbezug. 
Beispiele  für Geobasisdaten sind die Inhalte der To-
pographischen Kartenwerke und Festpunktfelder der 
Landesvermessungsverwaltung sowie die Flurkarte 
der Katasterämter. In der WSV sind es beispielsweise 
die Digitale Bundeswasserstraßenkarte im Maßstab 
1:2.000 (DBWK2) sowie Digitale Geländemodelle basie-
rend auf Daten der Gewässervermessung.
Geofachdaten
Geofachdaten sind die in einem bestimmten Fachge-
biet erstellten Daten. Innerhalb der  WSV entstehen 
Geofachdaten unter anderen in den Bereichen Gewäs-
serkunde und Umweltschutz, Maritime Verkehrstech-
nik, Schifffahrtszeichenwesen, Wasserstraßenbauwe-
sen und Wasserstraßenüberwachung. 
Beispiele für Geofachdaten sind biologische Kartie-
rungen aus Umweltverträglichkeitsuntersuchungen 
(UVU), Pegeldaten, Standorte und Eigenschaften von 
Leuchtfeuern, Lage und Eigenschaften von Bauwerken 
wie sie in der Wasserstraßendatenbank (WADABA) vor-
liegen und auch Objekte wie Strom- und Schifffahrts-
polizeilicher Genehmigungen im System „Wasserstra-
ßenüberwachung –Aufgaben und Genehmigungen“ 
(WaAGe).
Raumbezug
Durch den Raumbezug können wir Geodaten bezo-
gen auf die Erdoberfläche darstellen. Wir  unterteilen 
den Raumbezug in direkt und indirekt.  Den direkten 
Raumbezug legen wir über die Angabe zwei oder drei-
dimensionaler Koordinaten fest, denen ein bekanntes 
geodätisches Bezugssystem zugrunde liegt (in der 
WSV: ETRS89) (1) . 
Einen indirekten Raumbezug stellen wir über fachliche 
Ordnungssysteme wie Postadresse, Gemeindekennzif-
fer, Flurstücksnummer oder Wasserstraßenkilometer  
her. Der indirekte Raumbezug hat im Allgemeinen 
eine wesentlich geringere Genauigkeit als der direkte 
Raumbezug.
Georeferenzierung
Den Prozess zur Herstellung eines direkten Raumbe-
zuges für Fachdaten bezeichnen wir als Georeferenzie-
rung.
Metadaten
Metadaten sind „Daten über Daten“. Wir verwenden 
sie vor allem für zwei Aufgaben:
• Sie dokumentieren Entstehungszeit, Herstellungs-
methode, Lagegenauigkeit, Nutzungsbeschrän-
kungen, Urheberrechte und viele weitere Eigen-
schaften von Geodaten.
• Sie strukturieren bzw. kategorisieren Geodaten 
nach Bedeutung und Themenfeld mittels Schlag-
wörtern und Beschreibungen. Metadaten bilden 
damit die Grundlage zum Suchen und Finden  
von Geodaten innerhalb von Projekten, Ämtern, 
Direktionen und verwaltungsübergreifenden 
Geodateninfrastrukturen. Werkzeuge zum Su-
chen und Finden sind Metadatenkataloge. WSV-
intern besteht der „GeoKatalog.WSV“.  Beispiele 
für öffentlich, im Internet verfügbarer Metadaten-
kataloge sind die Geodatensuche im Geoportal.
Bund (2) das Umweltportal Deutschland (3) (Por-
talU) und das Nord-Ostsee-Küsten-Informations-
System (4 )NOKIS.
Geodatendienste
Geodienste machen Geodaten- und GIS-Funktiona-
litäten in standardisierter Form über Netzwerke, 
beispielweise dem Internet, an verteilten Standorten 
zugänglich. Die Bereitstellung von Geodatendiensten 
erfolgt von verschieden zentralen Stellen. Daten und 
Funktionen sind damit unabhängig vom Standort des 
Arbeitsplatzes nutzbar.  
Als weitverbreitete Form von Geodatendiensten nutzen 
wir zurzeit sogenannte „Web Map Services“ (WMS) (5). 
Diese stellen Geodaten dynamisch in Form von digi-
talen Karten in einem Netzwerk zur Verfügung.
Geodateninfrastruktur
Eine Geodateninfrastruktur (GDI) schafft technische, 
organisatorische und administrative Grundlagen für 
die gemeinsame Nutzung, die Zugänglichkeit und die 
Verwendung von Geodaten.
Auf den unterschiedlichen Verwaltungsebenen beste-
hen Initiativen zum Aufbau von Geodateninfrastruk-
turen. In der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung ist 
dies die „GDI.WSV“ und auf Bundesebene die „GDI-DE“. 
Europaweit gilt die Richtlinie des Europäischen Parla-
ments zur Schaffung einer Geodateninfrastruktur in 
der Europäischen Gemeinschaft  (INSPIRE).
Abb. 1: Topographie / Luftbild
Digitales Orthophoto © Bundesamt für Kartographie und Geodäsie 
(www.bkg.bund.de)
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Geodatenmanagment
Unter Geodatenmanagement verstehen wir die Ver-
waltung aller Daten mit Raumbezug. Das Geodatenma-
nagement in der praktischen Anwendung verbindet 
besonders stark die Vermessung, Geographie und 
Geowissenschaften mit der Informatik. 
Ein optimales Geodatenmanagement und die daraus 
resultierenden Geodatenbanken sind unabdingbare 
Voraussetzungen für den Betrieb von Geoinformati-
onssystemen. Wesentlicher Bestandteil für ein wir-
kungsvolles Geodatenmanagement sind die Men-
schen, die die Daten pflegen und strukturieren und 
damit die Konsistenz der Daten sicher stellen.
Nutzung von Geoinformationssystemen
Aus- und Neubauvorhaben, wie z. B. am Nord-Ostsee-
Kanal haben einen besonders großen Bedarf an 
Integration von Geodaten der verschiedenen Fachdis-
ziplinen. Zur Planung in den betroffenen Gebieten, 
benötigen wir eine Übersicht des Landschaftsinventars.
Dazu gehören sowohl die Bauwerke und technischen 
Einrichtungen der WSV als auch Informationen zu 
sämtlichen Schutzgütern in der Landschaft („Mensch“, 
„Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt“, „Boden“, 
„Wasser“, „Klima und Luft“, „Landschaft“ und „Kultur- 
und Sachgüter“). 
Des Weiteren sind Informationen zur Beschaffenheit 
von Morphologie und Geologie notwendig um z. B. den 
Baugrund einschätzen zu können. 
Während der Bauvorhaben beobachten wir die 
Umwelt. So können unerwünschte negative  Einflüsse  
rechtzeitig erkannt und verhindert werden.
Zu den Themen Schutzgüter, Baugrund / Geologie 
und Umweltbeobachtung (Monitoring) entstehen im 
Rahmen des Ausbaus des Nord-Ostsee-Kanals umfang-
reiche neue Geofachdaten.
Im Planungsprozess sind Geoinformationssysteme 
auch als Analyse- und Entscheidungshilfe von beson-
derer Bedeutung. Hierbei werden einzelne Ebenen von 
Geodaten miteinander verschnitten. 
Aus der Kombination der Informationen können z. B. 
Aussagen zu Konfliktpotentialen mit Schutzgütern 
auf bestimmten Flächen getroffen werden oder die 
Böschungssicherheit und Erosionsstabilität des Ka-
nalufers auf Basis von Baugrundinformationen beur-
teilt werden. 
Die Abbildungen 1 bis 4 zeigen beispielhaft wie das 
Landschaftsinventar in einzelne Ebenen gegliedert 
und innerhalb eines Geoinformationssystems für einen 
Raumausschnitt  aufrufbar wird
Ausblick / Entwicklungen in der WSD
Wie an dem dargestellten Beispiel zu erkennen ist, wer-
den in der WSV künftig die klassischen Darstellungen 
von verschiedenen Fachdatenbeständen in Karten und 
Plänen den Auswertungen in Geoinformationssyste-
men weichen.
Grundlage für den Aufbau solcher Geoinformations-
systeme ist stets der Datenbestand aus dem Bereich des 
Betriebes und der Unterhaltung der Wasserstraßen. 
Dazu müssen jedoch zunächst die Grundlagen geschaf-
fen werden. 
Die WSV hat bereits mit dem „Rahmenkonzept zur 
Geodateninfrastruktur für Geobasisdaten der WSV 
(GDI-VKLP)“ und den nach geordneten Fachkonzepten 
einen großen Schritt in diese Richtung gemacht. In die-
sen Konzepten werden die Prozesse zur Bereitstellung 
der Geobasisdaten in der WSV beschrieben und für 
die Nutzung der Daten in Geoinformationssystemen 
optimiert. 
Ein weiterer Schritt ist die Prüfung der Vielzahl von 
Fachanwendungen der WSV bezüglich der Einbindung 
der Daten in Geoinformationssysteme und Verbesse-
rung der damit verbundenen Prozessabläufe.
Die lokalen Anwendungen und Datensammlungen in 
den verschiedenen Dienststellen innerhalb der WSD 
Nord müssen auf die Möglichkeit der Integration der 
Daten in Geoinformationssysteme überprüft werden. 
Um einen einfachen Überblick des existierenden Da-
tenbestandes und dessen Verknüpfungen zu bekom-
men müssen künftig alle relevanten Informationen in 
einer Geodateninfrastruktur dargestellt werden.
Um diese Aufgaben langfristig qualitativ hochwertig 
und wirtschaftlich zu lösen, bedarf es eines Geodaten-
managements, welches fach- und regionsübergreifend 
die Verfügbarkeit aller Geobasis- und Geofachdaten 
sicherstellt.
Die ersten Ansätze in dieser Richtung wurden in der 
WSD Nord bereits mit der Einrichtung des Zentralen 
Datenmanagement (ZDM) der WSD Nord beim WSA 
Hamburg für die Veröffentlichung aller wichtigen 
Informationen zu Neu- und Ausbaumaßnahmen der 
WSD Nord umgesetzt.
Es gilt nun für die nächsten Jahre die entsprechenden 
organisatorischen und technischen Vorrausetzungen 
zu schaffen, alle vorliegenden Daten der WSD Nord 
möglichst effektiv in Geoinformationssysteme zu inte-
grieren und für Fachaufgaben und übergreifende
Auswertungen zur Verfügung zustellen.
Verweise:
(1) Jahresbereicht 2009 der WSD-Nord, „Wir verringern die 
weltweite Spannung und stellen Geodaten in neue Zusam-
menhänge“
(2) Geodatenkatalog-DE im Geoportal des Bundes,
http://geoportal.bkg.bund.de/nn_78634/DE/Geodatensuche/
Geodatensuche__node.html?
(3) Umweltportal Deutschland (PortalU), 
http://www.portalu.de/ingrid-portal/
(4) Nord-Ostsee-Küsteninformations-System (NOKIS), 
http://www.nokis.org/
(5) Geodatendienste der WSV:
http://www.wsv.de/service/karten_geoinformationen/geoda-
tendienste/index.html
(6) Jahresbereicht 2009 der WSD-Nord, „Planung mit Tief-
gang“
Abb. 2: Digitales Geländemodell (DGM)
DGM2 © LVermA S-H 2009, DTK5 © LVermA S-H 2007
Abb. 3: Bohrungen für Baugrunderkundung und 
Grundwassermonitoring
Abb. 4: Arten- und Biotoptypenkartierung
Fazit: 
Die Stärke des VFO-Simulationsmodells liegt im 
blitzschnellen Vergleich und dem Vorschlag der 
bestmöglichen Reihenfolgebildung und -taktung 
für die Schiffsfahrten zur Minimierung der Gesamt-
wartezeiten. Dieses Instrument zur Beurteilung von 
Sicherheit und Leichtigkeit lässt sich jedoch nicht nur 
für Planungsarbeiten, sondern auch innerhalb eines 
Expertentools für Arbeiten der Verkehrssteuerung 
nutzen z. B. als Entscheidungsunterstützung für eine 
Reduzierung baubedingter Verkehrshindernisse, 
anlässlich plötzlich auftretender Veränderungen der 
Normalsituation (z. B. Havarien im Fahrwasser) oder 
auch für den Routinefall. 
Die Verkehrsflussoptimierung stellt somit neben der 
Schiffsführungssimulation ein weiteres objektives und 
ausbaufähiges Werkzeug für die Zusammenarbeit 
zwischen Planern und Nautikern dar.  
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Verkehrsflussoptimierung –  
ein wertvoller Beitrag zur Beurteilung von 
Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs   
von Martin Abratis, Planungsgruppe für den Ausbau des NOK
Verkehrsströme veranschaulichen, verändern, 
analysieren und bewerten, das alles kann die 
Verkehrsflussoptimierung (VFO). Sie ist damit ein 
äußerst wertvolles Werkzeug für die Einschätzung 
heutiger und künftiger Verkehrsentwicklungen.
Die VFO wird im Bereich der Wasser- und Schifffahrts-
direktion Nord seit 2009 eingesetzt. Im Rahmen der 
Vorplanung für die Vertiefung, Kurven- und Weichen-
optimierung des Nord-Ostsee-Kanals (NOK) sorgt sie 
dafür, dass Engpässe im künftigen Verkehrsfluss aufge-
spürt werden und Vorschläge zur Beseitigung beurteilt 
werden können.
Kern der Verkehrsflussoptimierung ist ein numerisches 
Software-Simulationsmodell, das den Verkehrsfluss auf 
der Strecke, hier also auf dem NOK, in Form eines mathe-
matischen Netzwerkes (Abb.1), beschreibt. 
Die genaue Formulierung wurde von der TU Berlin, Insti-
tut für Mathematik, nach intensiver Diskussion mit der 
Planungsgruppe für den Ausbau des NOK durchgeführt.
Ziel war es, zunächst ein möglichst realistisches Abbild 
der Schiffspassagen unter Berücksichtigung der Stre-
ckenparameter, der Vorschriften der Seeschifffahrts-
straßenordnung (SeeSchStrO) wie Begegnungs- und 
Geschwindigkeitsregeln sowie der Schleusungsvorgän-
ge zu schaffen.  Um verschiedene Ausbauvarianten mit 
Wirkung auf den Verkehrsfluss, z. B. Vergrößerungen 
des Querschnitts (Ausbau der Oststrecke), Änderung 
von Weichenlängen, modifizierte Begegnungsregeln 
oder auch Veränderungen in der Schleusenstruktur 
abbilden zu können, wurde das Modell sehr flexibel 
und durch den Anwender modifizierbar aufgebaut. 
Darüber hinaus sollte es auch für den Nutzer mög-
lich sein, die mathematisch beschriebenen Abläufe 
zu verfolgen und zu plausibilisieren. Dies erfolgt am 
wirkungsvollsten über die Darstellung in grafischen 
Oberflächen wie sie in Abb. 2 und 2a zu sehen sind.
Als Datengrundlage für alle Berechnungen dienten 
der Planungsgruppe reale Schiffsfahrten, die aus dem 
Schiffdatenverarbeitungssystem der Verkehrslenkung 
entnommen wurden. Für die Betrachtung zukünftiger 
Verkehrssituationen wurden diese gemäß der prognos-
tizierten Entwicklung [Verkehrsprognose 2025, Planco 
2009] ergänzt. Hierdurch wird einerseits eine „natür-
liche“ Verteilung der Ankunftszeiten und der Ver-
kehrszusammensetzung, andererseits eine Belastung 
entsprechend der künftigen Entwicklung garantiert. 
Eine Validierung des Modells erfolgte ebenfalls an 
Realverkehren.
Abb. 1: Schematische Darstellung der Modellierung 
des NOK als Netzwerk
Der zweite, interessanteste Bestandteil der VFO jedoch 
ist die Optimierung der Abläufe. Kriterium der Opti-
mierung ist die Wartezeit. Diese stellt eine objektiv 
messbare Größe für die Beurteilung der Sicherheit und 
Leichtigkeit dar. Denn Wartezeiten entstehen immer 
dann, wenn sich Schiffe nicht begegnen dürfen, lang-
samer fahren müssen als eigentlich möglich oder es 
Engpässe an Betriebsanlagen (Schleusen) gibt.
Zu sehen ist von den Abläufen der Optimierung im Mo-
dell zunächst nichts, denn die eigentliche Arbeit läuft 
im Hintergrund: Hier werden mittels heuristischer 
Verfahren in Minutenschnelle hunderte Varianten von 
alternativen Schiffsfahrten und -taktungen betrachtet, 
die dafür sorgen, dass die Gesamtdurchfahrtzeiten 
bzw. die Gesamtwartezeiten eines Zeitfensters auf dem 
Weg durch den NOK minimiert werden. 
Eine Auswertung der Ergebnisse, der dritte Bestand-
teil der VFO, führt anschließend auch wieder für den 
Anwender zu einem sichtbaren Effekt. Ist die Gegen-
überstellung des aktuellen Zustandes zu einer einzigen 
baulichen Optimierungsvariante noch einfach zu erfas-
sen, wird die Beurteilung der Güte von verschiedenen 
Verbesserungsmöglichkeiten für die Sicherheit und 
Leichtigkeit bereits schwieriger (Abb. 3). 
Mithilfe von Engpassanalysen und einer Rangfolge-
bildung konnten jedoch für den NOK verschiedene 
Maßnahmen deutlich herausgearbeitet werden, die 
den Verkehrsfluss an verkehrsreichen Tagen um bis zu 
28 % verbessern helfen und damit die Sicherheit und 
Leichtigkeit entsprechend erhöhen (Abb. 4 und 4a).
Der Einfluss von Schleusungsabläufen auf die Warte-
zeiten der Schiffe am NOK (ein weiteres aus Kunden-
sicht wichtiges Entscheidungskriterium) wird derzeit 
noch untersucht. Hierbei soll u. a. festgestellt werden, 
wie sich eine Veränderung der Voranmeldezeiten auf 
die Schleusungsvorgänge und den Verkehrsfluss auf 
dem NOK auswirkt. Das Modell wurde dabei so flexi-
bel gestaltet, dass sich auch die Schleusengröße und 
-anzahl direkt durch den Anwender definieren lassen. 
Damit ist das Modell auch für weitere Betrachtungen 
offen.
Abb. 3: 1.700 Rechenläufe zur Kurven- und
Weichenoptimierung am NOK
Prio. Maßnahmen Wartezeit - Gewinn
1 D2 + FO 28 %
2  FO 19%
3 D2 + Verl  O 10%
4 Verl O 7%
Abb. 4: Verschiedene Verbesserungsmaßnahmen und 
ihre Wirkung (ohne Schleusen)
Abb. 2: Grafische Oberflächen des Simulationsmodells Abb. 2a Abb. 4a 
EU-Artenschutz - eine Herausforderung 
– am Beispiel von Fledermäusen der Alten 
Levensauer Hochbrücke  
von Claudia Heinze, Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord,
Franziska Junge, Planungsgruppe Ausbau NOK
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Die Anforderungen der Flora Fauna Habitat (FFH-) 
Richtlinie und des europäischen Artenschutzes haben
in den vergangenen Jahren in Planfeststellungsverfahren 
zunehmend an Bedeutung gewonnen. 
Damit einhergehend sind ökologische Belange an 
Wasserstraßen immer stärker in den Fokus gerückt. 
Ein aktuelles Beispiel macht das deutlich: 
 
 
Die Alte Levensauer Hochbrücke
Die beiden Widerlager (Brückenpfeiler) der aus den Jahren 
1892-94 stammenden Alten Levensauer Hochbrücke sind 
seit Anfang der 1970er Jahre als Fledermauswinterquar-
tier mit ca. 10.000 Individuen bekannt. Mit aktuell über 
6.000 überwinternden Großen Abendseglern (Nyctalus 
noctula), Zwergfledermäusen (Pipistrellus pipistrellus)  
und weiteren Arten stellt die Brücke heute, trotz Abnahme 
der Individuenzahl, ein Winterquartier von europaweiter 
Bedeutung dar. 
Die Abendsegler kommen aus dem gesamten Bundesge-
biet und haben teilweise lange Wege zurückgelegt, um 
hier in den Widerlagern als Gast zu überwintern. 
Die Brücke wurde in die Liste der bedeutendsten unter-
irdischen Lebensstätten Europas aufgenommen, die im 
Rahmen des Abkommens zum Schutz wandernder Fleder-
mausarten in Europa (EUROBATS), einem europäischen 
Regionalabkommen der Bonner Konvention zum Schutz 
wandernder Tierarten erstellt wurde. 
Die Fledermäuse finden in den gewölbeartigen Brücken-
widerlagern sehr gute ungestörte und frostfreie Lebens- 
bedingungen vor, die anderenorts in dieser Größenord-
nung nicht gegeben sind. In beiden Widerlagern nutzen 
die Fledermäuse die zumeist 20 m langen, 1,00 m bis
 2,40 m tiefen und 4 bis 8 cm breiten Dehnungsfugen 
(Abb. 2) zwischen dem Brückengewölbe und den Seiten-
wänden zum Überwintern. 
Der geplante Ausbau der Oststrecke des Nord-Ostsee-
Kanals, mit Erweiterung des Kanalprofils von derzeit 44 m 
Sohlenbreite auf 70 m und die Baufälligkeit der Alten Le-
vensauer Hochbrücke macht einen Ersatzneubau notwen-
dig. Durch den derzeit geplanten Abriss des nördlichen 
Widerlagers (Abb. 1) sind die beschriebenen Fledermaus-
Winterquartiere gefährdet. 
Da alle europäischen Fledermausarten im Anhang IV der 
Flora-Fauna Habitat (FFH-) Richtlinie gelistet und damit 
gemäß Bundesnaturschutzgesetz streng zu schützen sind, 
gelten hier die artenschutzrechtlichen Verbote gemäß 
 § 44 Bundesnaturschutzgesetz, insbesondere der Zerstö-
rung der Ruhestätte und der Tötung von Fledermäusen. 
Eine Ausnahme kann durch die Naturschutzbehörden des 
Landes bzw. im Planfeststellungsverfahren durch die Plan-
feststellungsbehörde neben weiteren Voraussetzungen 
nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen 
nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der 
lokalen Populationen einer Art nicht verschlechtert. 
Was haben wir bereits getan? 
Um eine für die Fledermäuse möglichst verträgliche 
Lösung zu finden, wurden in den letzten Jahren im Auftrag 
der WSV umfangreiche Untersuchungen durchgeführt 
und Gutachten erstellt.  
• Die Anzahl und Arten der in der Brücke vorkom-
menden Fledermäuse wurden mit Hilfe mo-
dernster Fototechnik sowie Infrarotlichtschran-
ken (Abb. 4) in Verbindung mit Zähleinrichtungen 
(ChiroTECLichtschranken- bzw. ChiroTEC-Fotofal-
lentechnik) erfasst. 
• Es wurden die Lebensbedingungen im Widerlager 
über den Winter 2009/2010, insbesondere die 
Temperatur und die Luftfeuchte untersucht, um 
diese bei einem möglichen Bau eines Ersatzhabi-
tates ggf. reproduzieren zu können.  
 
Auf der Basis der gewonnenen Erkenntnisse wurden dann 
verschiedene Möglichkeiten geprüft, wie der Neubau der 
Brücke mit einem Erhalt der Überwinterungsquartiere der 
Fledermäuse vereinbar ist. 
Eine aktive vorlaufende Umsiedlung der Fledermäuse 
wurde dabei als kritisch und sehr unsicher eingeschätzt, da 
Fledermäuse in der Wahl ihrer Quartiere ausgesprochen 
standorttreu sind. Ebenso gibt es wenige Erkenntnisse 
und Langzeitstudien zur Akzeptanz und Besiedlung von 
Ersatzquartieren. 
Mit den im Rahmen des Verfahrens darzustellenden 
Alternativenprüfungen und Schadensbegrenzungsmaß-
nahmen werden die Voraussetzungen für eine Erteilung 
der artenschutzrechtlichen Ausnahme geschaffen. 
Abb. 1: Blick auf das aus Klinkern gemauerte Nordwiderlager 
der Levensauer Hochbrücke 
      Abb. 2: Gruppe von Abendseglern in einer  4 cm großen
      Spalte im Nordwiderlager / © Kugelschafter 2009
Was haben wir vor?
Es ist nachgewiesen, dass die Fledermäuse beide Wi-
derlager der Brücke als Winterquartiere nutzten und 
zwischen diesen beiden Quartieren wechseln. Beim 
Verlust eines Widerlagers werden den Tieren ent-
sprechend nicht sämtliche Winterquartierfunktionen 
entzogen. Die derzeit verfolgte Planungsvariante ist 
der Erhalt eines Widerlagers (Südseite, Suchsdorf) in 
Verbindung mit einer Aufwertung und Verbesserung 
seiner Quartiersfunktion. Dies kann beispielsweise 
durch eine Vormauerschale, d. h. eine gemauerte 
Wand an der südlichen Wand im Gewölbe-Innenraum 
erfolgen. Der so entstehende Spalt zwischen bestehen-
der und neuer Mauer bietet zusätzliche frostsichere 
Überwinterungsmöglichkeiten. 
Ebenfalls ist eine Abstimmung des Bauablaufes auf den 
Jahresrhythmus der Fledermäuse wichtig. Die Arbeiten 
zum Abriss des Widerlagers auf der Nordseite sollen bei-
spielsweise während der saisonalen Abwesenheit der Tiere 
durchgeführt werden. Durch kombinierte Maßnahmen 
kann der Fokus der Fledermäuse vor dem Abriss des nörd-
lichen Widerlagers auf das südliche Widerlager gelenkt 
werden. Beispielsweise können unter gleichzeitigem Ver-
schließen der Einflugsöffnung im Nordlager die Tiere mit 
Hilfe von sogenannten Klangattrappen in das Südwiderla-
ger gelockt werden. Die Arbeiten werden durch Fachex-
perten durchgeführt. Eine ökologische Baubegleitung 
mit nachgewiesenem Fledermaussachverstand und eine 
Erfolgskontrolle runden die Maßnahmen ab.
Wie geht es weiter?
Zurzeit setzt sich die WSV dafür ein, eine gemeinsame 
Kommunikation zum Schutz der Fledermäuse der Le-
vensauer Hochbrücke aufzubauen. Fachgutachter und 
Vertreter der Behörden und des NABU ebenso wie Wissen-
schaftler der Kieler Universität und des Fledermauszen-
trums Noctalis in Bad Segeberg sind aktiv am Verfahren 
beteiligt. Wissenschaftler und Bauingenieure stehen in 
einem ständigen Austausch um bestmöglichste und damit 
genehmigungsfähige Lösungsansätze zu entwickeln. 
Abb. 4: Schematische Darstellung des Passiervorganges
bei Lichtschrankenmessung / © Kugelschafter 2009
Abb. 3: Abendsegler Porträt
© Florian Gloza-Rausch, noctalis
Im Gebiet der Ostsee
Die Wasser- und Schifffahrtsämter Lübeck und Stralsund
Die Verbindungen zur Nordsee durch den Öresund, 
den Großen Belt und den Nord-Ostsee-Kanal führen im 
Bereich der südlichen Ostsee zur höchsten Verkehrs-
frequenz dieses Binnenmeeres. Allein die Kadetrinne 
wird von etwa 75.000 Fahrzeugen im Jahr passiert. 
Der Fehmarnbelt von ca. 55.000 im Längsverkehr und 
31.000 im Querverkehr.
Aufgrund der vielen Ostseehäfen und des Transitver-
kehrs kommt es zu etlichen Kreuzungen der Schiff-
fahrtswege. Zum Teil in Absprache mit den dänischen 
Schifffahrtsbehörden wird von den Wasser- und Schiff-
fahrtsämtern Lübeck und Stralsund mit ihren Ver-
kehrszentralen ein intensives Verkehrsmanagement 
betrieben. Der Schiffsverkehr wird ständig beobachtet, 
informiert und bei Erfordernis geregelt. 
Das WSA Lübeck
... ist zuständig für das Ostseegebiet von der dänischen 
Grenze bei Flensburg bis zum mecklenburg-vorpom-
merischen Leuchtturm Buk bei Kühlungsborn ein-
schließlich des Fehmarnbelt. Zu den angrenzenden 
Revieren zählen die Flensburger Förde, die Schlei, die 
Eckernförder Bucht, die Kieler Förde, die Trave und die 
Wismarbucht. Insgesamt ist das eine Küstenlänge von 
ca. 690 Kilometern. 
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Zum WSA Lübeck gehören drei Sachbereiche, drei 
Außenbezirke (Kiel, Lübeck und Wismar), die Fach-
gruppe Nachrichtentechnik, der Bauhof Lübeck und 
die Verkehrszentrale Travemünde. Außerdem ist das 
WSA Lübeck für die wasserbaulichen Maßnahmen in 
den Marinestützpunkten Flensburg, Eckernförde, Kiel, 
Neustadt und Warnemünde zuständig sowie für die 
Hubbrücken über die Kanaltrave. Neben der Verkehrs-
zentrale betreibt das WSA Lübeck das MZS „Scharhörn“ 
im 24-Stunden-Betrieb.  Das WSA Lübeck beschäftigt 
rund 300 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. 
Das WSA Stralsund
Das Aufgabengebiet des Amtes erstreckt sich von dem 
Leuchtturm Buk bis an die polnische Grenze einschließ-
lich der Ausschließlichen Wirtschaftszone und der 
Kadetrinne. An dieses Gebiet schließen sich u. a. die 
Innenreviere Warnow, Boddengewässer, Peenestrom, 
Achterwasser, Stettiner Haff, Greifswalder Bodden und 
Strelasund an. Insgesamt unterhält das WSA Stralsund 
rund 800 km betonntes Fahrwasser. 
Das WSA Stralsund gliedert sich in drei Sachbereiche, 
einen Außenbezirk, den Bauhof, die Fachgruppe 
Nachrichtentechnik und die Verkehrszentrale Warne-
münde. Rund 300 Mitarbeiter/innen sorgen für einen 
sicheren Schiffsverkehr, u. a. mit Hilfe von acht Schif-
fen, darunter das Mehrzweckschiff „Arkona“ sowie 
das Peilschiff „Baltic“, das für beide Ostseeämter die 
Peilaufgaben wahrnimmt. Zudem wird der neue Not-
schlepper „Baltic“ von hier aus zum Einsatz gebracht. Abb. 4: Mehrzweckschiff Arkona
Abb. 1: Dienstgebäude WSA Lübeck
Abb. 2: Dienstgebäude WSA Stralsund
       Abb. 3: Luftbild Ostsee 
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Minusgrade und Dauerfrost – 
wir sind auf Eiswinter vorbereitet
von Mathias Fiege, Wasser-und Schifffahrtsamt Lübeck
Mitte Dezember 2009 begann eine Dauerfrost-
periode, die nahezu durchgehend bis Ende Februar 
2010 anhielt. Nach mehreren Nächten mit deutlich 
zweistelligen Minuswerten wurde die Lage zu Beginn 
des Jahres 2010 allmählich ernst. Nach dem Eiswinter 
1995/1996 vereiste die westliche Ostsee im Winter 
2009/2010 erneut. 
Die schwimmenden Schifffahrtszeichen (Tonnen) 
werden nur bei starkem Eiswinter eingezogen. Auf 
besonders wichtigen Positionen ersetzen wir sie dann 
durch schmale, spierenförmige Tonnen, sogenannte 
Wintertonnen. 
Der Grund liegt darin, dass durch in Bewegung gera-
tende Eisfelder die Tonnen vertreiben und ihre Position 
dadurch zunehmend unsicher wird. Außerdem besteht 
durch die Bildung eines Eismantels am Tonnenkörper 
(Abb. 1) die Gefahr der Kenterung der Tonnen und 
somit der Verlust der kostspieligen Leuchttechnik.
Der genaue Zeitpunkt des Tonneneinziehens wird 
durch laufende Temperaturmessungen an verschie-
denen Standorten in der Ostsee sowie permanente 
Beobachtung der Vereisung in den jeweiligen Revieren 
bestimmt.
Dann müssen die Mehrzweckschiffe sowie die 
kleineren Seezeichenmotorschiffe die noch auslie-
genden Tonnen in kurzer Zeit gegen Spierentonnen 
austauschen bzw. ersatzlos einziehen und an Land 
ablegen (Abb. 2 bis 3). Abb. 1 zeigt das Seezeichenmo-
torschiff „Sturmmöwe“ beim Einziehen einer Tonne in 
der Wismarbucht.
Im Zuständigkeitsbereich des WSA Lübeck wurde ab 
dem 07. Januar 2010 mit dem Einziehen der Tonnen in 
den einzelnen Revieren begonnen. Zeitgleich haben 
wir alle Leuchtfeuer (Orientierungsfeuer, Leitfeuer, 
Richtfeuer, Sektorenfeuer, und Molenfeuer) auf Dauer-
betrieb geschaltet.
Beim Einziehen der Tonnen wurde der Grundsatz ver-
folgt, dass die zur Navigation erforderlichen Tonnen 
so lange wie möglich auf ihren Positionen verbleiben, 
während die Sperr- und Warngebietstonnen zuerst 
eingezogen werden. 
Als die Vereisung noch weiter zunahm, mussten die 
Wegetonnen ausgedünnt werden, d. h. auf dem Kiel-
Ostsee-Weg sowie auf dem Lübeck-Gedser-Weg wurde 
die Anzahl der Tonnen halbiert. Mit dieser gestaffelten 
Vorgehensweise wurde sichergestellt, dass die noch 
ausliegenden Tonnen bei einer weiteren Zuspitzung 
der Lage in sehr kurzer Zeit eingezogen werden kön-
nen. 
Die Reviere des WSA Lübeck haben wir vorwiegend 
mit eigenen Wasserfahrzeugen frei gehalten, indem 
das Scholleneis in Bewegung gehalten wurde, um der 
Bildung einer in sich geschlossenen festen Eisdecke 
vorzubeugen. In Einzelfällen wurde auch die Unter-
stützung Dritter (Schleppreedereien) hinzugezogen. In 
der Wismarbucht sowie in der Schlei wurde das Eis bis 
zu 20 cm stark. 
In der Wismarbucht wurde ein Nachtfahrverbot bei 
Nichtsichtbarkeit der Richt- und Leitfeuer per Be-
kanntmachung für Seefahrer (BfS) herausgegeben. 
Außerdem wurde per BfS darauf hingewiesen, dass nur 
Schiffe im Eis fahren dürfen, die dafür geeignet sind. 
Im Zuständigkeitsgebiet des WSA Lübeck wurden 
insgesamt 355 Tonnen eingezogen und 45 Tonnen – 
davon 29 in der Wismar Bucht – gegen Spierentonnen 
ausgetauscht. 
Die eingezogenen Tonnen wurden überwiegend auf 
eigenem Gelände zwischengelagert. Darüber hinaus 
konnte ein Teil der Betonnung auf Liegenschaften der 
Bundeswehr sowie in kommerziellen Häfen unterge-
bracht werden. 
Mit dem Eintreten milderer Witterung haben wir im 
WSA Lübeck am 02. März 2010 mit dem Wiederausle-
gen der Tonnen begonnen. Am 03. April 2010 waren 
alle Tonnen wieder ausgelegt. 
Insgesamt ist festzustellen, dass bis auf einen beschä-
digten Kompaktaufsatz keine Materialschäden einge-
treten sind und sich die beschriebene Vorgehensweise 
somit bewährt hat. 
Abb. 3: Luftbild Tonnenlagerung im Außenbezirk Kiel
Abb. 4: Mehrzweckschiff „Scharhörn“ legt Tonnen an Land ab
Abb. 2: Mehrzweckschiff „Scharhörn“ birgt eine Tonne 
aus dem Eis
Abb. 1: Seezeichenmotorschiff „Sturmmöwe“ 
in der Wismarbucht
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Damit Schiffe auch bei Eis die Häfen erreichen –  
Eiswinter an der Ostseeküste
von Dirk Berger und Jürgen Behm, 
Wasser- und Schifffahrtsamt Stralsund
Nach ein paar Jahren mit milden Wintern gab 
es zu Beginn des Jahres 2010 wieder einmal 
richtiges Eis auf den Bodden und sogar an der 
Außenküste. Rückblickend spricht das Bundesamt 
für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH), das 
für die Eisbeobachtung an den deutschen Küsten 
verantwortlich ist, von einem „starken Eiswinter“. 
Wie mag es dann wohl in einem „sehr starken“ oder 
gar „extrem starken Eiswinter“ aussehen, den es nach 
der BSH Statistik ebenfalls jederzeit geben kann! Aber 
seit 1896 waren immerhin nur 20 Eiswinter stärker 
als der von 2009/10. Die beigefügte Übersicht des BSH 
zeigt in einem Diagramm die Stärke der Eiswinter in 
dieser Periode. 
Das Maß der winterlichen Vereisung  wird in dem 
Wert der flächenbezogene Eisvolumensumme (VA∑) 
beschrieben. In diese geht der Bedeckungsgrad der 
Wasserfläche, die Eisdicke und die Anzahl der Eistage 
ein.
 
Je größer also dieser Wert ist, desto größere Wasserflä-
chen waren über einen längeren Zeitraum mit immer 
dickerem Eis bedeckt. 
Die Grafik des BSH zeigt diesen Wert für die ver-
gangenen 114 Jahre. Sie beweist, dass der letzte Winter 
verglichen mit den der längeren Vergangenheit 
nicht außergewöhnlich hart war. Es gab lediglich seit 
1995/96 eine außergewöhnlich lange Periode milder 
Winter, wie auch schon in den vergangenen Jahr-
zehnten. 
An der westlichen Ostsee ist das Gebiet des WSA Stral-
sund in jedem Winter erfahrungsgemäß dasjenige mit 
den größten Eisflächen. Haff und Boddenflächen frie-
ren in über 80 % aller Winter mindestens einmal kom-
plett zu. Die Außenküste ist jedoch durchschnittlich 
nur an 30 % der Winter betroffen. Wenn aber dieser Fall 
eintritt, so treiben oft bei kalten Ostwetterlagen riesige 
Eisfelder auf unsere Küste zu. Das betrifft insbesondere 
die Ostküste Rügens und den Greifswalder Bodden.
In solchen Situationen werden im WSA Stralsund die 
Schwerpunkte anders gesetzt als im „Normalbetrieb“. 
Die eigenen Schiffe mit Eisklasse (Mehrzweckschiff 
„Arkona“, Seezeichenmotorschiffe „Ranzow“ und 
„Görmitz“)  sind fast im Dauereinsatz, um die Schiff-
fahrt so gut es geht sicherzustellen. 
Die im Rahmen der Winterbetonnungsmaßnahmen 
noch ausliegenden Schifffahrtszeichen müssen weiter 
unterhalten werden. Zumindest auf den stärker fre-
quentierten Zufahrten zu den Küstenhäfen muss in den 
Fahrrinnen Eisaufbruch erfolgen. Es gibt kaum andere 
Situationen, in denen der Dienstleistungscharakter 
unserer Verwaltung so in den Blick der Öffentlichkeit 
rückt, wie in einem Eiswinter. 
Abb. 2: Leuchttonne in schwerem 
Packeis
Abb. 4: Eissituation Ende Januar 2010 (©: Schmelzer/Holfort BSH)
Abb. 1: Verteilung der flächenbezogenen Eisvolumensumme für die deutsche Ostseeküste (©: Schmelzer/Holfort BSH ) 
Abb. 3: Durch Gischt vereiste Tonne
Rückblickend auf den Eiswinter 2009/10 kann gesagt 
werden, dass durch den Einsatz der Mitarbeiter des 
WSA Stralsund trotz widriger Verhältnisse die Aufga-
ben gelöst wurden. Die Schiffe erreichten die Häfen 
sicher. Dass mitten in der Eisperiode eine wichtige 
Fährverbindung nach Hiddensee ausfiel, konnte das 
WSA natürlich nicht kompensieren. Das ist aber auch 
nicht unsere Aufgabe. 
Alle haben aus dem Winter 2009/10 gelernt, denn der 
nächste anspruchsvolle Winter kommt bestimmt. 
Wir sind vorbereitet auf einen weiteren „starken 
Eiswinter“ und hoffen natürlich dennoch, dass wir so 
schnell keinen „sehr starken“ oder „extrem starken“ 
Winter erleben müssen. Und wenn, dann tun wir unser 
Bestes!
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Wir nähern uns an  
und verbinden was zusammen gehört –  
20 Jahre Deutsche Einheit im WSA Stralsund  
von Dirk Berger, Wasser- und Schifffahrtsamt Stralsund
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Am 3. Oktober 1990 wurden große Teile des 
Seefahrtsamtes Rostock und des Seehydrographischen 
Dienstes der DDR in die Struktur der Wasser- und 
Schifffahrtsverwaltung des Bundes übernommen. 
Diese Überführung einer funktionierenden Verwal-
tungsstruktur der DDR in eine völlig andere verlangte 
von den Verantwortlichen beider Seiten einiges ab. 
Innerhalb kürzester Zeit galt es alte Denkmuster 
aufzugeben und mutige und kreative Veränderungen 
anzugehen. 
Die damals getroffene Entscheidung, ein neues Was-
ser- und Schifffahrtsamt in Stralsund zu gründen und 
den Bereich Wismar dem WSA Lübeck zuzuordnen, 
erweist sich heute als weitsichtig und richtig. Dadurch 
erhielt das WSA Stralsund mit seinem relativ 
großen – aber nicht nicht zu großen –  Zuständigkeits-
bereich die Möglichkeit, seine Aufgaben vergleichs-
weise sehr effektiv zu lösen.  
Doch nichts erledigt sich von allein! Es sind die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter auf dem Bauhof, im 
Außenbezirk, in der Verkehrszentrale, auf den Schiffen 
und in den Büros, die durch ihr Engagement unserem 
Slogan gemäß „ Schifffahrt möglich machen“.  Sie 
waren es auch, die nach 1990 schnell dazugelernt und 
sich auf neue, teilweise völlig veränderte Aufgaben 
eingestellt haben.
Diese Flexibilität der Mitarbeiter war die Stärke des 
WSA Stralsund in den Anfangsjahren. Das war gut so, 
denn  auch in den folgenden Jahren gab es und gibt es 
bis heute ständig Veränderungen.  Die neunziger Jahre 
und die ersten Zweitausender war die Zeit der großen 
Investitionen! 
Erinnert sei nur an: 
• den Ausbau des Seekanals auf eine Tiefe von  
14,5 m und eine Breite von 120 m
• den Ausbau der Ostansteuerung Stralsund und 
des nördlichen Peenestroms
• die Umgestaltung sämtlicher Werkstätten und 
Anlagen des Bauhofes und der Außenbezirke mit 
Neubauten in Stralsund und Warnemünde
• die Modernisierung und Rationalisierung aller 
festen und schwimmenden Schifffahrtszeichen
• den Neubau des Amtsgebäudes in Stralsund
• den Neubau der Verkehrszentrale in  
Warnemünde 
• die komplette Erneuerung der Flotte des WSA 
Stralsund, einschließlich der zusätzlichen Über-
nahme von Schadstoffunfallbekämpfungsaufga-
ben mit dem Mehrzweckschiff ARKONA. 
Auf diese Maßnahmen blicken heute alle mit Stolz 
zurück. Kaum einer der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des WSA Stralsund wird im Berufsleben wohl 
jemals wieder eine solche Anzahl ständig neuer und 
interessanter Investitionsaufgaben in einer so kurzen 
Zeitspanne erleben! Alle diese baulichen und tech-
nischen Entwicklungen waren aber auch überwiegend 
mit einer weiteren wirtschaftlichen Verbesserung der 
Erledigung der eigentlichen Kernaufgaben der WSV 
verbunden.
Abb. 4: Das Gebäude der Verkehrszentrale am ausgebauten
Seekanal Rostock
In der Zeit des Umbaus war es zunächst daher noch 
relativ leicht möglich, vorgegebene und dann auch 
eintretende  Personalreduzierungen zu kompensieren. 
Seit 5 bis 6 Jahren wurde jedoch ein Stand erreicht, 
der keine wesentlichen Verbesserungsmöglichkeiten 
der Aufgabenerledigung durch Optimierung der 
technischen Basis mehr bietet. Dennoch wird seitdem 
versucht, durch eine weitere Zusammenfassung von 
Strukturen, die gesetzliche Personaleinsparung zu 
erbringen, ohne Aufgaben vernachlässigen zu müssen.
Im WSA Stralsund ist man dabei allerdings inzwischen 
am Ende der Möglichkeiten angekommen, denn:
• es gibt nur noch einen zentralen Außenbezirk
• alle nautischen Aufsichtsbereiche werden aus 
einer Verkehrszentrale betreut 
• nahezu alle Aufgaben des Bauhofes konzentrieren 
sich inzwischen in Stralsund 
• im WSA – Verwaltungsgebäude selbst hat sich die 
Mitarbeiterzahl längst auf ein Minimum reduziert.
Auch in Zukunft werden natürlich die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter ihren anerkannten bestmög-
lichen Service für die Schifffahrt liefern. Am liebsten 
natürlich unter der Flagge der WSV!
Abb. 1: Seit 1997 in Stralsund Andershof – 
das zentrale Dienstgebäude des WSA Stralsund
Abb. 3: Technischer Umbruch bei den Schifffahrtszeichen –
hier die Solarkompaktaufsätze mit Schnellkupplung 
Abb. 5: Verlegen neuartiger eisfester Gelenkbaken mit dem 
neuen Mehrzweckschiff ARKONA 
Abb. 2: Die Leistungsfähigkeit der Zufahrt zum Seehafen
Rostock wurde erheblich gesteigert
Pipelineverlegung in der Ostsee – Welche Folgen 
hat das für die Schifffahrt?  
von Stefanie Dibbern, Dörte Hansen und Raven Kurtz,
Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord
Im Gebiet der Ostsee122
Über 1.200 Kilometer quer durch die Ostsee soll 
die von der Nord Stream AG geplante Erdgaspipeline 
überwinden, um zukünftig Erdgas vom russischen 
Wyborg nach Lubmin nahe Greifswald und von dort 
weiter in die deutschen und europäischen Netze zu 
transportieren (Abb. 1). Von dem ersten Antrag der 
Nord Stream AG für die deutschen Streckenabschnitte 
im November 2006 über mehrere Änderungen, 
die Erarbeitung von Ergänzungsgutachten und 
-unterlagen bis zur Erteilung der letzten Geneh-
migungen dauerte der Genehmigungsprozess, den 
auch die Wasser- und Schifffahrtsdirektion (WSD) 
Nord begleitet hat, fast vier Jahre.
Die mittlerweile im Bau befindliche Pipeline wird aus 
zwei parallelen Leitungssträngen auf dem Meeresbo-
den mit einem Leitungsdurchmesser von jeweils circa 
1,20 Metern bestehen. Der in die deutsche Zuständig-
keit fallende Trassenabschnitt (Abb. 2) umfasst
82 Kilometer und verläuft sowohl durch deutsches 
Hoheitsgebiet (das deutsche Küstenmeer), als auch 
durch internationale Gewässer (deutsche Ausschließ-
liche Wirtschaftszone (AWZ)). Daher bedurfte die 
Pipeline
• eines Planfeststellungsbeschlusses (deutsches 
Küstenmeer) des Bergamts Stralsund und
• einer bergrechtlichen Genehmigung (deutsche 
AWZ) des Bundesamts für Seeschifffahrt und Hy-
drographie (BSH).
Während der gesamten Antragsphase waren sowohl 
das Wasser- und Schifffahrtsamt (WSA) Stralsund als 
regional zuständige Behörde als auch die WSD Nord 
gefragte Ansprechpartner für die Nord Stream AG, das 
Bergamt Stralsund und das BSH. Bestimmende Themen 
waren dabei im Rahmen der detaillierten technischen 
Projektplanung der Trassenverlauf und die Verlegemo-
dalitäten, insbesondere die jeweilige Verlegetiefe und 
die Überdeckung der Pipeline. 
Mit umfangreichen Stellungnahmen brachte die WSD 
Nord das Fachwissen ihrer erfahrenen Nautiker und 
Bauingenieure im Bereich der Schifffahrt und der 
Unterhaltung von Fahrwassern ein. So galt es zum Bei-
spiel verschiedene Trassenvarianten zu prüfen und die 
vielfältigen Schiffsverkehre in dem betroffenen Gebiet 
darzustellen. Insbesondere die notwendige Verlegetie-
fe und Überdeckung der Pipeline in unterschiedlichen 
Trassenabschnitten wurde von den verschiedenen 
Akteuren des Genehmigungsprozesses durchaus un-
terschiedlich gesehen und detailliert diskutiert. 
Zu berücksichtigende Aspekte waren zum Beispiel:
• Die Möglichkeit des Auflaufens eines Schiffes auf 
die Pipeline
• Die Sicherheit bei einer Notankerung in der Nähe 
der Pipeline
• Die Gefahr des Festkommens von Ankern oder von 
Fischereigerät an der Pipeline
• Die Vorsorge für mögliche künftige Ausbauten 
der Zufahrten zu den polnischen und deutschen 
Häfen der Region
Die erforderlichen Überdeckungshöhen/ Eingrabtiefen 
wurden schließlich in Abhängigkeit von der Intensität 
und der Art des Schiffsverkehrs für die einzelnen Tras-
senabschnitte festgelegt. So kommt es, dass letztend-
lich in Bereichen mit hohem Verkehrsaufkommen und 
in der Nähe der Fahrwasser im Greifswalder Bodden 
größere Eingrabtiefen hergestellt werden als im freien 
Seeraum mit weniger Schiffsverkehr. 
Nachdem für den größten Teil der Trasse über die zu er-
füllenden Bedingungen für den Bau Klarheit herrschte, 
erfolgten im Dezember 2009 sowohl die Planfest-
stellung seitens des Bergamts Stralsund als auch die 
Genehmigung durch das BSH. Der Trassenabschnitt, in 
dem die Pipeline die Schifffahrtsroute nach Swinemün-
de und Stettin kreuzt, wurde bei der Planfeststellung 
jedoch zunächst vorbehalten und weitere Untersu-
chungen angeordnet. 
Während dies der Nord Stream AG die Möglichkeit 
gab, in den unstrittigen Trassenabschnitten bereits mit 
den Bauarbeiten zu beginnen, wurden für den offen 
gebliebenen Teil nochmals detaillierte Auswertungen 
des Schiffsverkehrs u. a. anhand der bei der WSD Nord 
gespeicherten AIS-Daten (Automatic-Identification-
Abb. 1: Verlauf der geplanten Erdgas-Pipeline
(Quelle: Nord Stream AG, bearbeitet WSD Nord)
Abb. 2: Verlauf des deutschen Trassenabschnitts 
(Quelle: Nord Stream AG, bearbeitet WSD Nord)
Abb. 3: Verlegung der Erdgas-Pipeline im Greifswalder Bodden (©: C. David)
123
System) vorgenommen. Von besonderem Interesse war 
auch die Vorsorge für mögliche künftige Ausbauten 
der Zufahrten für Schiffe mit großem Tiefgang. Hierfür 
wurden u. a. die hydrometereologischen Bedingungen 
im Gebiet der Ansteuerung zu den Häfen Swinemün-
de und Stettin nochmals genau betrachtet, weil die 
tatsächliche Wassertiefe der Ostsee je nach Windrich-
tung, -stärke und Dauer der Windlage stark schwankt 
und sich damit auch die für die Schifffahrt zur Verfü-
gung stehende Wassertiefe  über der Pipeline erheb-
lich ändern kann. 
Im Ergebnis führten die von der WSD Nord verlangten 
weiteren Überprüfungen zu einer Antragsänderung 
der Nord Stream AG nicht nur für den zuvor bei der Ge-
nehmigung ausgesparten Trassenabschnitt, sondern 
auch für angrenzende Abschnitte. Die Planfeststel-
lung zu diesem geänderten Antrag hat das Bergamt 
Stralsund im August 2010 erteilt. Durch die nunmehr 
vorgesehene Eingrabung und Überdeckung der 
Pipelinestränge in einem deutlich längeren Trassen-
abschnitt als ursprünglich geplant, wird das System 
Schiff-Wasserstraße nicht eingeschränkt. Die Sicher-
heit und Leichtigkeit des Schiffverkehrs sind somit 
gewahrt und letztlich ist die Risikominimierung auch 
für die Sicherheit der Pipeline notwendig. Weiter blei-
ben auch zukünftige Entwicklungsoptionen für dieses 
System bestehen.
Von den zwei Pipelinesträngen im deutschen Tras-
senabschnitt wurde ein Strang im Jahr 2010 bereits 
vollständig verlegt. Ein Drittel des zweiten Strangs 
ist ebenfalls fertig gestellt, die noch fehlenden 54 km 
werden nach den Plänen der Nord Stream AG voraus-
sichtlich bis Ende 2011 vollständig verlegt sein. Der 
erste Pipelinestrang wird noch 2011 und der zweite 
Pipelinestrang 2012 in Betrieb gehen. 
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Neue Tonnen für die Schlei
von Henning Dierken, Wasser- und Schifffahrtsamt Lübeck
Das Wasser- und Schifffahrtsamt Lübeck hat im April 
2009 die Betonnung auf der Bunderwasserstraße 
Schlei von Stahl- auf Kunststofftonnen umgestellt. 
Insgesamt wurden118 Kunststofftonnen neu ausge-
legt. Die Unterhaltungsaufgaben werden vom 
Tonnenleger “Kormoran” vom Stützpunkt Kappeln 
aus erledigt.
Die Schlei ist mit einer Länge von  42 Kilometern 
Deutschlands längste Förde. Es können starke windab-
hängige Strömungen von 3 bis 4 sm/h mit zum Teil 
starkem Wellengang auftreten. Während die Beruf-
schifffahrt seit Jahren rückläufig ist, ist die Schlei mit  
7000 Liegeplätzen und geschätzten 150.000 Schiffsbe-
wegungen pro Jahr ein beliebtes Sportbootrevier.
Vor der Umstellung wurden verschiedene Kunststoff-
tonnen im Revier der Schlei im Bereich Lindaunis 
erprobt. Ein Jahr lang haben wir vier Tonnenpaare von 
verschiedenen Herstellern (jeweils eine Backbord- und 
eine Steuerbordtonne) getestet. Bei diesen Naturversu-
chen wurden das Schwimmverhalten, die Sichtbarkeit 
am Tage, in der Nacht und bei unsichtigem Wetter, 
der Bewuchs mit Muscheln, Algen und Seepocken im 
Unterwasserbereich, die Verschmutzung durch See-
vogelexkremente im Überwasserbereich, die Handha-
bung und Bearbeitung, die Standorttreue sowie das 
Eisverhalten bewertet. Die Bewertung wurde aufgrund 
von Messverfahren, visuellen und unterhaltungstech-
nischen Kriterien und mit Hilfe von internen und exter-
nen Experteneinschätzungen durchgeführt.
Bei den Versuchen der unterschiedlichen Tonnentypen 
wurde festgestellt, dass die Kunststofftonnen von Typ 
PE Spar Buoy das beste Schwimmverhalten zeigten.
Durch den breiten, von beiden Seiten konisch zulau-
fenden Auftriebskörper der PE Spar Buoy-Kunststoff-
tonnen liegen diese wesentlich ruhiger im Wasser als 
die Stahltonnen mit ihren zylindrischen Körpern. 
Im Vergleich zur vorhandenen Stahlbetonnung und 
den getesteten Tonnenpaaren hat die Kunststoffton-
ne vom Typ PE Spar Buoy den besten Eindruck bei der 
Erkennbarkeit und Sichtbarkeit bei verschiedenen 
Wetter- und Sichtverhältnissen hinterlassen.  
Auch nachts ist die Tonne durch den im Trägerrohr ein-
gebauten Radarreflektor im Radarbild und die außen 
am Trägerrohr aufgeklebte Reflexfolie bei Scheinwer-
feranstrahlung gut zu erkennen. 
Von allen Versuchstonnen ließ sich die PE Spar Buoy 
am leichtesten handhaben, sei es beim Auslegen oder 
Einziehen, beim Bearbeiten an Land oder an Bord. Die 
nur 80 kg schweren Kunststofftonnen lassen sich mit 
den eingesetzten Arbeitsgeräten oder aber auch teil-
weise von Hand einfach und komfortabel bewegen.
Bei allen vier Versuchstonnenpaaren waren hinsicht-
lich eines Verdriftens durch Wellenschlag, Hoch– und 
Niedrigwasser, unterschiedliche Strömungsgeschwin-
digkeiten und Richtungen als auch bei Eisgang keine 
Auffälligkeiten zu erkennen. Alle Tonnen hielten ihre 
Position.
Die Schlei friert im Bereich Schleswig bis Arnis (ca. 
30 km) in durchschnittlichen Wintern besonders im 
Brackwasserbereich leicht zu.
 In extremen Wintern bildet sich auf der Schlei trotz des 
Salzgehaltes von 2 % bis zur Schleimündung eine dichte 
Eisdecke. Bei Eisbildung auf der Schlei kommt es durch 
die vorherrschenden Wasser- und Windverhältnisse 
zumeist zu Treibeisbildung. Durch die Reibung der Eis-
schollen wird bei den Stahltonnen die Konservierung 
extrem beschädigt. 
Weiterhin wurden die Stahltonnen auf der Schlei 
oftmals durch die vorherrschenden Strömungsverhält-
nisse durch vorbei treibende und an den Stahltonnen 
festfrierende Eisflächen von den festen Ausliegeposi-
tionen vertrieben. Aus diesen Gründen wurde die bis-
herige Betonnung bei Eisgefahr mit entsprechendem 
Schiffs- und Personaleinsatz eingezogen und sicher-
gestellt. Ausgehend von den Erfahrungen der letzten 
Dekaden mit den Stahltonnen wurde das Verhalten 
der Kunststofftonnen im Winter 2007/2008 intensiv 
betrachtet. Durch den großen und breiten Auftriebs-
körper der PE Spar Buoy und dem damit verbundenen 
geringen Unterwasseranteil der Tonne friert diese 
nicht so leicht am Treibeis fest. 
Unterstützt wird dies noch durch den glatten Kunst-
stoff, der weniger Angriffsfläche bietet als die normale 
Stahlkonservierung, insbesondere dann, wenn die 
Konservierungsschicht beschädigt ist. Die Tonne liegt 
letztendlich förmlich auf der geschlossenen Eisfläche, 
nur das kurze Schwanzrohrende befindet sich unter 
der Eisschicht. Die beobachteten Kunststofftonnen 
hielten ihre Position und wurden nicht beschädigt. 
Diese Beobachtungen wurden im Eiswinter 2009 / 2010 
bestätigt.
Aufgrund der durchweg positiven Rückmeldungen 
von Seiten der Nautik und der täglichen Arbeit an der 
Wasserstraße ist das Ziel, eine kosten- und ressour-
cenoptimierte Betonnung auf der Schlei auszulegen, 
erreicht worden.
Abb. 1: Neue Kunststofftonne mit alten Stahltonnen
Abb. 3: Tonne Typ PE Spar Buoy  am Haken
Abb. 2:  Kunststofftonnen im Eiswinter 2009 / 2010
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